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Umfangreiche Analysen, Daten und Fakten zum Arbeitsmarktgeschehen in  

Deutschland bietet das IAB mit dem „Handbuch Arbeitsmarkt 2009“. 

Es ist ab Dezember 2008 im W. Bertelsmann Verlag erhältlich. 

Nach der erfolgreichen ersten Ausgabe des IAB-Handbuchs vor drei Jahren legt das Institut für 

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung auch mit diesem zweiten Band wieder ein umfassendes, 

aktuelles und gut verständliches Nachschlagewerk vor.  

Es richtet sich an Arbeitsmarktexperten aus Wissenschaft und Praxis und an alle, die sich für 

Arbeitsmarktpolitik interessieren. Das Handbuch bietet nicht nur einen allgemeinen Über-

blick über den deutschen Arbeitsmarkt und eine detaillierte Chronik mit Kommentierungen 

wichtiger arbeitsmarktpolitischer Entscheidungen. Es behandelt auch eine breite Palette an 

unterschiedlichen Schwerpunktthemen wie beispielsweise die Wirkungen 

der jüngsten Arbeitsmarktreformen. Der Band enthält zudem einen 

umfangreichen Datenanhang mit zentralen, vielfach auch 

international vergleichenden Arbeitsmarktindikatoren. 
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Dass Wissenschaft empirische Befunde zutage fördert, die gängigen Annah-

men und Vorstellungen mitunter widersprechen, zeigt das jüngst erschie-

nene Themenheft der ZAF zu Flexibilisierungspotenzialen bei heterogenen 

Arbeitsmärkten (Heft 2-3/2008). Einige Beispiele:

• Langjährige Betriebstreue wird in Deutschland keineswegs in dem Umfang 

  honoriert wie bisweilen vermutet.

• Geringfügige Beschäftigung ist zumeist kein Sprungbrett in reguläre  

 Beschäftigung. Allerdings sinkt damit die Wahrscheinlichkeit, in Zukunft  

 arbeitslos zu werden.

• Die meisten Ökonomen attestieren dem Mindestlohn in aller Regel  

 schädliche Beschäftigungswirkungen. Doch einer empirischen Untersuchung 

 für das deutsche Baugewerbe zufolge hatte der dortige Mindestlohn zu- 

 mindest in Westdeutschland keine negativen Effekte auf die Beschäftigung.

Zu dem Doppelheft haben 29 Arbeitsmarkt-Expertinnen und -Experten aus 

ganz Deutschland beigetragen. Es enthält für jeden Artikel eine längere Zusam-

menfassung, in der die zentralen Ergebnisse in einer für Nicht-Wissenschaftler  

verständlichen Form dargestellt werden. Das Heft ist für 30,40 € beim W. Kohlhammer 

Verlag erhältlich (www.kohlhammer.de, Tel. 0711-78 63-0).



Editorial

Menschen bewegen sich in unterschiedlichsten Formen 

durch die Arbeitswelt. Früher galten feste Beschäftigungs-

verhältnisse als normal. Gleich nach der Ausbildung die  

erste Stelle, oft 40 Jahre bei der gleichen Firma, sozialver- 

sichert, in Vollzeit – Samstage inklusive. Auf festen Schienen 

in den Ruhestand. Heute gehören auch andere Erwerbs-

formen zum Alltag. Menschen arbeiten in Teilzeit, sind 

befristet angestellt oder leihweise im Betrieb. Sie reisen 

auf verschiedenen Routen durch die Arbeitswelt, immer 

beweglich und bereit zum Spurwechsel. Auch wenn die 

Wissenschaft sie in Abgrenzung zum Normalarbeits- 

verhältnis als „atypische“ Erwerbstätige definiert, bilden sie 

keine Ausnahme mehr. 

Das IAB-Forum widmet seine aktuelle Ausgabe den  

Herausforderungen, die die Erwerbsformen von heute mit 

sich bringen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des 

IAB erforschen das Thema aus verschiedenen Blickwinkeln. 

Sie fragen nach den Gründen für mehr Teilzeitarbeit; sie 

vergleichen das Wachstum der Zeitarbeit in Deutschland 

international und regional; sie untersuchen, wie gesetzliche 

Regelungen die Ausbreitung atypischer Erwerbsformen  

beeinflussen; und sie erörtern, ob Praktika den Weg in den 

Arbeitsmarkt ebnen.

Politisch wird die Ausweitung atypischer Beschäftigung seit 

Jahren gefördert. Sie kann jungen Menschen den Start und 

Erwerbslosen die Rückkehr ins Arbeitsleben erleichtern. 

Betriebe stärkt sie in Zeiten zunehmender Konkurrenz.  

So können Auftragsspitzen flexibel und kostengünstig auf-

gefangen werden. Aber sie birgt auch Unsicherheiten für 

Beschäftigte. Gibt es keine Chance, im Laufe des Erwerbs- 

lebens auf die sichere Schiene der Normalarbeit zu gelangen, 

kann sich das Verharren in der atypischen Beschäftigung 

negativ auf die Altersvorsorge auswirken – das Risiko von 

Altersarmut steigt. Es reicht daher nicht, die neuen Wege 

ein wenig sicherer zu gestalten. Der Wechsel auf die altver-

trauten Gleise darf nicht aus dem Blick geraten.

Ihr

Joachim Möller       Ulrich Walwei
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Erwerbsarbeit heute
Auf neuen Spuren unterwegs

„Nichts ist beständiger als der Wandel“, sagte Heinrich Heine. So muss sich auch der Arbeits-

markt den veränderten Gütermärkten anpassen. Das schlägt sich nieder in neuen Arbeitsformen. 

Weg vom normalen Gleis. Weg von 40 Stunden pro Woche, festangestellt, von der Ausbildung bis zur 

Rente in der gleichen Firma. Heute bewegen sich viele Arbeitskräfte auf neuen Spuren, in verschie-

dene Richtungen. Meist individuell, manchmal unsicher, aber immer flexibel.
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Abhängige Erwerbstätigkeit in Form von unbefristeter, 

ungeförderter sozialversicherungspflichtiger Vollzeit- 

beschäftigung galt lange Zeit als die typische Form der  

Erwerbsarbeit. Daher bezeichnet man sie auch heute 

noch als Normalarbeitsverhältnis. Charakteristisch für das  

Normalarbeitsverhältnis sind eine relativ geringe Flexibili-

tät beim betrieblichen Einsatz durch die unbefristete Voll-

zeit-Tätigkeit sowie relativ hohe Kosten beim Personalab-

bau, zum Beispiel wegen Kündigungsschutzregelungen 

oder Sozialplänen. Diese potenziellen Entlassungskosten 

werden von den Unternehmen bei ihren Einstellungs- 

entscheidungen berücksichtigt und bremsen so das 

Entstehen neuer (Normal-) Arbeitsverhältnisse. Der 

flexible Einsatz von Arbeitnehmern ist gerade in Zeiten 

zunehmender wirtschaftlicher Dynamik und unsicherer 

Zukunftserwartungen wichtig. Um wettbewerbsfähig 

zu sein, müssen Unternehmen temporäre Auftragsspit-

zen bewältigen können, ohne dass sie bei schlechterer  

Geschäftslage an eine größere Belegschaft gebunden sind.

Weiterhin ergeben sich beim Normalarbeitsverhält-

nis Kosten aus der Bindung der Sozialversicherungen an 

den Faktor Arbeit. Denn die Beiträge zur Arbeitslosen-, 

Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung sind an das 

Bruttoeinkommen gebunden. Damit erhöhen sie die  

Arbeitskosten und begrenzen die Nachfrage nach Arbeit. 

Aus dieser Perspektive ist das Normalarbeitsverhältnis 

für Betriebe unattraktiver als Beschäftigungsformen wie 

Mini- und Midi-Jobs, die teilweise von Steuern und  

Abgaben befreit sind.

Die neuen Formen in Nahaufnahme

Atypische Beschäftigungsverhältnisse definieren sich 

in Abgrenzung zum Normalarbeitsverhältnis. Was nicht 

„normal“ ist, ist atypisch: temporäre Beschäftigung in 

Form von Befristungen oder Leiharbeit, Selbstständigkeit 

sowie Teilzeitbeschäftigung in Form von echter Teilzeit 

oder als Mini- und Midi-Job. Fasst man die Definition sehr 

weit, fallen selbst Praktika darunter. Blickt man nur auf 

abhängige Beschäftigungsverhältnisse, dann verzeichnen 

die atypischen Erwerbsformen für die Betriebe in der einen 

oder anderen Dimension Flexibilitäts- oder Kostenvorteile 

gegenüber dem Normalarbeitsverhältnis. Befristete Be-

schäftigung, Leiharbeit und Praktika erzeugen geringere 

Entlassungskosten und erlauben den Unternehmen eine 

genauere Prüfung des Arbeitnehmers über eine verlän-

gerte Probezeit. Bei der Leiharbeit übernimmt der Verleih-

betrieb zudem einen Teil der Bewerberauswahl, so dass 

sich auch die Einstellungskosten verringern. Mini-Jobs 

bieten eine flexible Möglichkeit, die Arbeitskosten für  

bestimmte Tätigkeiten über geringere Steuern und Abga-

ben niedrig zu halten.

Das Normalarbeitsverhältnis steht zudem in engem 

Zusammenhang mit dem traditionellen Alleinernährermo-

dell. Es zeichnet sich durch eine klare Rollenverteilung aus, 

die der Frau den Haushalt und die Kindererziehung und 

dem Mann die Einkommenssicherung zuordnet. Das 

Modell erfordert eine Erwerbstätigkeit, die – wie das 

Normalarbeitsverhältnis – in hohem Maße beständig 

ist. Neben dem wirtschaftlichen Wandel beeinflusst also 

auch der gesellschaftliche Wandel die Ausgestaltung der 

Erwerbsarbeit. So fängt der steigende Anteil der Teil-

zeitarbeit die größere Erwerbsneigung von Frauen auf 

und bietet einen Weg, die Bedürfnisse nach Familie und  

beruflicher Entwicklung zu verbinden.

Die Dynamik des Wandels

Betrachtet man die Entwicklung der Erwerbsarbeit seit 

1994, wird das starke Wachstum der atypischen Erwerbs-

formen deutlich (vgl. Abbildung 1 auf Seite 6).

Allen voran hat sich die Zeitarbeit in der jüngeren 

Vergangenheit extrem dynamisch entwickelt (vgl. Artikel 

von Elke J. Jahn auf Seite 20 und von Tanja Buch et al. 
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©IABQuelle: IAB

Abbildung 1

Entwicklung der Erwerbsformen 1994 bis 2007
Index, 1994 = 100
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rechtliche Regelungen, wie intensiv Unternehmen die 

neuen Erwerbsformen nutzen. So haben gesetzliche 

Lockerungen das Potenzial der Leiharbeit erhöht. Auch 

die Arbeitsmarktreformen der vergangenen Jahre dürf-

ten beim Übergang aus der Arbeitslosigkeit in teilweise  

atypische Erwerbstätigkeit eine wichtige Rolle spielen. 

Denn größere Mitwirkungspflichten, erschwerte Zumut-

barkeitskriterien und Sanktionsmechanismen bei der 

Ablehnung eines Jobangebots haben den Druck auf 

die Arbeitslosen und deren Konzessionsbereitschaft zur  

Annahme weniger attraktiver Stellen erhöht.

Atypische Arbeit ist nicht immer prekär …

Häufig werden atypische Erwerbsformen mit prekärer  

Beschäftigung gleichgesetzt. Definiert man prekäre Jobs 

als Beschäftigungsverhältnisse mit einer tendenziell  

höheren Einkommens- und Beschäftigungsunsicherheit 

sowie einer geringeren sozialen Absicherung, dann trifft 

dies nur zum Teil auf atypische Erwerbsformen zu. Der 

Blick ist zu weiten, denn es kann ganz unterschiedliche 

Beweggründe geben, einer atypischen Beschäftigung 

nachzugehen. So werden Mini-Jobs von Schülerinnen, 

Studenten oder Rentnern ausgeübt, um das Einkommen 

aufzubessern. Auch der Nebenverdienst im Zweitjob oder 

die Zusatztätigkeit eines Lebenspartners – der sogenann-

te „Haushaltskontext“ – spielen eine wichtige Rolle. 

Auch „echte“ Teilzeitarbeit ist nicht grundsätzlich 

erzwungen, sondern kann durchaus individuellen Präfe-

renzen und Lebensumständen entsprechen (vgl. Artikel 

von Sabine Klinger und Katja Wolf auf Seite 10). Es gibt 

Menschen, deren Teilzeitwunsch unerfüllt bleibt und solche, 

die ihre Arbeitszeit gern weiter aufstocken würden.

Schließlich sagt die Zahl der Beschäftigungsver-

hältnisse nichts über die Lohnhöhe aus. Obwohl Teil-

zeitbeschäftigung häufiger niedriger entlohnt ist als 

Vollzeittätigkeiten, umfasst diese ebenso wie befristete 

Beschäftigungsverhältnisse auch hochwertige Tätig-

keiten, die gut honoriert sind. Daher können im Nie-

driglohnsektor angesiedelte Normalarbeitsverhältnisse 

problematischer sein als bestimmte Teilzeittätigkeiten.  

Zudem ist die Höhe des Arbeitseinkommens in Relation 

zur Größe des Haushalts zu setzen.

auf Seite 52). Der Boom setzt jedoch auf einem nied-

rigen Sockel auf (vgl. Abbildung 2). So war die Zeitarbeit 

mit gut 730.000 Personen im Jahr 2007 noch immer  

die zahlenmäßig kleinste atypische Erwerbsform. Am  

bedeutsamsten ist die Teilzeitbeschäftigung mit knapp 

zwölf Millionen Personen. Darin enthalten ist aller-

dings ein großer Anteil Mini-Jobs. Knapp fünf Millionen  

Menschen sind ausschließlich geringfügig beschäftigt. 

Weitere zwei Millionen gehen einem Mini-Job als Neben-

tätigkeit nach.

Hinter den Zahlen steht eine hohe Dynamik. So enthält 

der durchschnittliche Bestand von 580.000 Zeitarbeits-

verhältnissen im Jahr 2006 gut 970.000 Zugänge in und 

etwa 900.000 Abgänge aus Zeitarbeit. Untersuchungen 

von befristeten Beschäftigungsverhältnissen auf der Basis 

des IAB-Betriebspanels zeigen eindrucksvoll, dass man 

diese eigentlich atypische Form in bestimmten Branchen 

bereits als Normaleinstellungsverhältnis bezeichnen kann 

(vgl. Artikel von Christian Hohendanner auf Seite 26). 

Neben dem Strukturwandel und den Flexibili-

täts- und Kostengesichtspunkten beeinflussen auch 

IAB.Forum 1/08  6



… aber manchmal 

Trotz der relativierenden Punkte geht die höhere Flexibi-

lität atypischer Erwerbsformen mit individuellen Risiken 

einher. Dies gilt für die nicht voll sozialversicherungs-

pflichtige geringfügige Beschäftigung. Auch bei der Leih-

arbeit bestehen zumindest Indizien für Lohnunterschiede  

zwischen Menschen mit vergleichbaren sozioökono-

mischen Merkmalen und Qualifikationen. Leiharbeits-

verhältnisse dauern zudem in der Regel nur kurz, bieten 

also kaum Einkommenssicherheit. In abgeschwächtem 

Maße gilt dies auch für Befristungen, insbesondere wenn  

Vertragsketten entstehen, die durch Zeiten der Arbeits-

losigkeit unterbrochen werden.

Die Wirkung auf das große Ganze

Will man atypische Erwerbsformen auf gesamtwirt-

schaftlicher Ebene beurteilen, stellt sich die „Was wäre, 

wenn…?“-Frage. Es geht also darum, ob das Wachstum 

der atypischen Erwerbsformen auf Kosten der Normalar-

beitsverhältnisse geht, oder ob es sich um komplementäre 

Erwerbsformen handelt, die sogar zu insgesamt mehr 

Beschäftigung beitragen. Die Frage ist nur schwer zu be-

antworten, denn es liegen keine harten empirischen Fak-

ten, sondern eher Indizien vor. So dürften bei Mini-Jobs 

ebenso wie bei befristeten Beschäftigungsverhältnissen 

gewisse Substitutionsbeziehungen bestehen. Bei Befris-

tungen handelt es sich jedoch zum Teil nur um temporäre 

Verschiebungen, nämlich wenn sich die Betriebe nach ei-

ner durch die Befristung verlängerten Probezeit für eine 

dauerhafte Beschäftigung entscheiden.

Beim Anstieg der „echten“ Teilzeitarbeit finden sich 

zudem Argumente für eine Beschäftigung fördernde  

Wirkung. Müsste man das aktuelle Arbeitszeitvolumen 

mit dem Vollzeit- und Teilzeitanteil aus dem Jahr 1994 

bewältigen, so hätte man wegen des ehemals höheren 

Gewichts der Vollzeitbeschäftigung eine deutlich geringere 

Zahl an Erwerbstätigen. Der Zuwachs der Teilzeitarbeit 

hat offenbar die Folgen des Strukturwandels für den  

Arbeitsmarkt abgefedert. Befristungen und Zeitarbeit 

fangen zudem Auftragsspitzen ab, für die zuvor Über-

stunden eingesetzt worden wären. So erhöht sich das 

Beschäftigungsniveau zumindest für kurze Zeit.

Die höhere Flexibilität atypischer Erwerbsformen trägt 

schließlich dazu bei, dass Entwicklungen auf den Güter-

märkten schneller auf den Arbeitsmarkt durchschlagen. 

Dies zeigt beispielsweise der hohe Zeitarbeitsanteil am 

Beschäftigungszuwachs zu Beginn des Aufschwungs. Sind 

Unternehmen noch relativ unsicher, ob sich die Auftrags-

lage tatsächlich dauerhaft verbessert, werden sie noch 

niemanden fest einstellen. Über Zeitarbeit kann jedoch 

relativ schnell reagiert werden. Konsolidieren sich die po-

sitiven Erwartungen, so nimmt der Anteil der Leiharbeit an 

neu geschaffenen Beschäftigungsverhältnissen ab und die 

Wahrscheinlichkeit steigt, dass Übergänge aus der Zeitar-

beit in ein „reguläres“ Arbeitsverhältnis gelingen.

Auf der anderen Seite werden sich auch negative 

Entwicklungen auf den Gütermärkten zunächst bei be-

stimmten atypischen Erwerbsformen niederschlagen. Im 

Abschwung wird Personal zunächst über Leiharbeit bzw. 

über befristete Beschäftigungsverhältnisse abgebaut 

(vgl. Artikel von Lutz Bellmann et al. auf Seite 32). Diese  

Erwerbsformen bilden also gewissermaßen einen „Puffer“ 

für die Kernbelegschaft. Gerade bei der sich dynamisch 

©IAB

Anmerkungen: 1. Die Abgrenzung der Erwerbsformen ist nicht trennscharf. Beispielsweise gibt es Teilzeitbeschäftigung,  
 die befristet ausgeübt wird.

 2. Unter „Erwerbstätige“ fallen auch Teilzeitbeschäftigte, befristet Beschäftigte und Leiharbeitnehmer.

 3. Unter „befristet Beschäftigte“ fallen auch geförderte Befristungen wie Arbeitsgelegenheiten und  
 Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen.

Quelle: IAB; die Zahlen für befristete Beschäftigung basieren auf dem Mikrozensus 2006

Abbildung 2

Erwerbsformen im Vergleich 1994 und 2007 
in Tausend

Erwerbstätige Teilzeitbeschäftigte 
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entwickelnden Zeitarbeit darf man gespannt sein, wie sich 

die Zahlen im nächsten Abschwung entwickeln werden.

Der Wechsel auf andere Spuren 

Will man atypische Erwerbsformen beurteilen, sollte man 

auch die Alternativen berücksichtigen, die Beschäftigten 

und Arbeitslosen offen stehen. So ist die Arbeitslosig-

keit in Deutschland durch viele Menschen mit geringer  

Qualifikation geprägt. Es ist zumindest fraglich, ob diese 

den Weg in ein für die Arbeitgeber relativ kostenträchtiges 

und inflexibles „reguläres“ Arbeitsverhältnis finden würden.

Atypische Erwerbsformen können hier den Über-

gang in Beschäftigung erleichtern. So sind Menschen mit  

geringer Qualifikation unter Leiharbeitern überdurch-

schnittlich häufig vertreten und der Anteil von Hilfstä-

tigkeiten in der Leiharbeit liegt deutlich über dem in  

sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung insgesamt. 

Auch wenn solche Arbeitsverhältnisse mit den genann-

ten Unsicherheiten verbunden sind, heben sie sich posi-

tiv von der Alternative „keine Arbeit“ ab. Das Risiko der 

Langzeitarbeitslosigkeit schrumpft, durch die Beschäfti-

gung am ersten Arbeitsmarkt bleiben fachliches Wissen 

und weiche Qualifikationen erhalten. In dynamischer 

Perspektive erhöht sich im Vergleich zum Status „Arbeits-

losigkeit“ die Chance auf eine dauerhafte Integration 

und auf Übergänge in ein „reguläres“ Beschäftigungs-

verhältnis. Solche Übergänge sind bei Befristungen und 

bei der Leiharbeit nichts Ungewöhnliches, auch wenn 

sie verstärkt bei höher qualifizierten Personen auftreten.  

Unklar ist bisher, ob diese Übergänge tatsächlich kausal 

auf die vorherige Erwerbstätigkeit in den atypischen Be-

schäftigungsformen zurückzuführen sind.

Von Mini-Jobs profitieren in erster Linie Personen, 

die kein Beschäftigungsproblem haben. Der Effekt auf 

die Höhe der Arbeitslosigkeit erscheint ebenso gering wie 

auf die Anzahl der Übergänge in reguläre Beschäftigung. 

Dies hängt damit zusammen, dass Mini-Jobs vielfach von 

Menschen ausgeübt werden, die einen Hinzuverdienst und 

keinen Alleinverdienst anstreben. Daher fällt es zumindest 

aus dieser Warte schwer, die staatliche Subvention die-

ser Erwerbsform zu begründen. Würde man hier zu einer 

vollen Steuer- und Sozialversicherungspflicht übergehen, 

würde sich das Beschäftigungspotenzial von Mini-Jobs si-

cher verringern. Bestimmte einfache Tätigkeiten könnten 

dann jedoch als echter Teilzeit- oder als Vollzeitjob von 

Personen ausgeübt werden, die zu den Problemgruppen 

am Arbeitsmarkt zählen.

Fazit

So gut wie nichts ist sicherer als der wirtschaftliche  

Wandel und damit auch der Wandel der Arbeitswelt. Ein 

aufnahmefähiger und durchlässiger Arbeitsmarkt ist eine 

wichtige Voraussetzung, damit sich diese Veränderungen 

auch in einer stabilen Beschäftigungslage niederschlagen 

und nicht an relativ wettbewerbsschwachen Menschen 

vorbeigehen. Hierzu können atypische Erwerbsformen  

ihren Beitrag leisten.
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Für eine weitere Beurteilung ist die genaue Ausgestaltung 

der Beschäftigungsverhältnisse wichtig, denn nicht jede 

atypische Beschäftigung ist prekär. Bei Tätigkeiten, die 

ein hohes Maß an individueller Unsicherheit beinhalten, 

ist zudem die Perspektive entscheidend (vgl. Artikel von 

Christian Hohendanner und Florian Janik auf Seite 58). 

Auch solche Formen der Beschäftigung können als Ein-

stieg dienen, sollten aber möglichst keine Dauerlösung 

sein. Es ist also nach Wegen zu suchen, Übergänge in 

„bessere“ Formen der Beschäftigung zu gestalten oder 

aber dafür zu sorgen, dass dauerhaft prekäre Beschäfti-

gungsverhältnisse ausreichend sozial abgesichert sind. 

So könnte man den Arbeitseinsatz in der Leiharbeit mit 

Weiterbildungselementen verknüpfen, die Optionen auf 

höherwertige Tätigkeiten eröffnen (vgl. Interview mit In-

grid Hofmann auf Seite 38). Hier wären unterschiedliche 

Modelle denkbar, von verpflichtenden Maßnahmen bei 

den Entleihunternehmen über die Nutzung von verleih-

freien Zeiten bis zu Modellen, die während eines Zeitar-

beitseinsatzes erworbene Fertigkeiten zertifizieren und  

damit marktgängig machen. Gleichwohl ist eine Ver-

bindung mit Weiterbildungselementen je nach Regu-

lierungs- und Verbindlichkeitsgrad mit Kosten und einer 

abnehmenden Flexibilität der Erwerbsform verbunden und 

beschränkt das Wirkungspotenzial der Leiharbeit. 

In Zukunft wird der flexible Einsatz von Arbeit  

immer wichtiger. Allerdings weisen atypische Erwerbs-

formen auch im Hinblick auf die Unternehmensziele Nach-

teile auf. So ist eine relativ lockere Bindung der Arbeit-

nehmer an den Betrieb nicht geeignet, eine Identifikation 

mit dem Betrieb zu schaffen, die zu einer Leistungsmo-

tivation und damit zu einer hohen Arbeitsproduktivität 

führt. Maximale Flexibilität ist also nicht gleichbedeu-

tend mit optimaler Flexibilität, so dass dem Spielraum 

für atypische Erwerbsformen auch in Zukunft natürliche  

Grenzen gesetzt sind.
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Geringfügigkeitsgrenze zurückzuführen. Auch die Zahl der 

regulär Teilzeitbeschäftigten hat sich zwischen 1991 und 

2007 nahezu verdoppelt (vgl. Abbildung 1). Die Zahl der 

   Teilzeitbeschäftigung
   Wachstum aus eigener Kraft

Neue Erwerbsformen sind in Deutschland auf dem Vormarsch. Das gilt auch für die Teilzeitarbeit. Denn Unternehmen wollen 

Beweglichkeit. Schwankt die Auftragslage, können sie Teilzeitkräfte flexibler einsetzen. Sie füllen die Lücken, die Vollzeitkräfte 

in konjunkturellen Spitzenzeiten lassen. Auch viele Arbeitnehmer wünschen sich mehr Flexibilität. Nicht nur, um Familie und 

Beruf besser zu vereinbaren. Aber sind sie damit ausreichend abgesichert – auch im Rentenalter? Den positiven Seiten der 

Erwerbsform stehen negative gegenüber. 

Seit Beginn der 1990er Jahre stieg die Zahl der Teilzeitbe-

schäftigten um mehr als 110 Prozent. Der enorme Anstieg 

ist nicht nur auf wachsende Beschäftigung unterhalb der 
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Vollzeitbeschäftigten hat dagegen in diesem Zeitraum um 

mehr als 20 Prozent abgenommen. Als Folge der beiden 

gegenläufigen Trends erhöhte sich die Teilzeitquote, also 

das Verhältnis von Beschäftigten, die in Teilzeit arbeiten, 

zu allen Beschäftigten, von 14 Prozent im Jahr 1991 auf 30 

Prozent im Jahr 2007. Aktuell übt damit jeder dritte Arbeit-

nehmer in Deutschland eine Teilzeitbeschäftigung aus. 

Aus sich heraus wendig und schnell

Warum ist Teilzeitbeschäftigung so attraktiv für Arbeitge-

ber und Arbeitnehmer? Ökonomische und institutionelle 

Faktoren sowie das veränderte Erwerbsverhalten kommen 

hier zum Tragen. Beispielsweise verlangen der gewachsene 

globale Wettbewerb und die größer werdende Unsicher-

heit mehr und mehr Flexibilität von Unternehmern. Die  

reagieren auf solche Herausforderungen mit der Wahl eines 

Beschäftigungssystems, das möglichst anpassungsfähig 

ist. In einer Rangliste der Flexibilität stünden befristete 

Beschäftigungsverhältnisse und auch Zeitarbeit sicherlich 

noch vor der Teilzeitarbeit. Beide können aber – anders als 

zumindest reguläre Teilzeit – auch mit geringerer Loyalität 

und Motivation der Mitarbeiter verbunden sein. 

Flexibel einsetzbare Teilzeitbeschäftigung ist also ein ver-

gleichsweise kostengünstiges Instrument, um das Arbeitsvolu-

men den konjunkturellen Gegebenheiten anzupassen. Darüber 

hinaus bietet sie die Möglichkeit, zügig auf punktuelle Auf-

tragsspitzen zu reagieren. Auch für längerfristig einzuplanende 

Zusatzarbeit, zum Beispiel im Zuge der verlängerten Ladenöff-

nungszeiten in Deutschland, dient sie als Flexibilitätspuffer.

Neben ökonomischen Vorteilen – vor allem für  

Arbeitgeber – haben auch institutionelle Faktoren zum 

Wachstum der Teilzeitbeschäftigung beigetragen. So 

schreibt das 2001 in Kraft getretene Teilzeitgesetz vor, dass  

Arbeitgeber unter bestimmten Umständen den Wünschen 

ihrer Mitarbeiter nach einer Verkürzung der Arbeitszeit 

nachkommen müssen. Das 2003 geänderte Gesetz über 

die geringfügige Beschäftigung erhöhte die Einkommens-

grenze der sogenannten Mini-Jobs auf 400 Euro, sodass 

mehr Beschäftigungsverhältnisse unter die Geringfügig-

keitsgrenze fallen.

Das geänderte Erwerbsverhalten betrifft das Arbeits-

angebot. Ein oft genannter Grund für die steigende Zahl 

von Teilzeitbeschäftigten ist die zunehmende Erwerbs- 

©IAB
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Quelle: Destatis; IAB 

Abbildung 1

Vollzeit, Teilzeit und Selbstständigkeit 1991 und 2007  
prozentualer Anteil an der Gesamtbeschäftigung
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beteiligung von Frauen. Teilzeit ist noch immer vor allem 

Frauensache. Während die Quote der Männer nur bei  

16 Prozent liegt, übt jede zweite angestellte Frau eine 

Teilzeitbeschäftigung aus. Dies führt dazu, dass zwei Drittel 

der Mini-Jobs und mehr als 80 Prozent aller sozialversiche-

rungspflichtigen Teilzeitstellen von Frauen besetzt werden.  

Zumindest teilweise bevorzugen Frauen diese flexible Form 

der Beschäftigung, um Familie und Beruf zu vereinbaren.

Strampeln im Windschatten des Booms

Die bislang genannten Aspekte erklären das Wachstum 

der Teilzeitbeschäftigung mit Faktoren, die in der Teilzeit 

selbst begründet sind. Wäre es nicht aber möglich, dass 

Teilzeit vor allem deshalb gewachsen ist, weil sie in den 

aufstrebenden Sektoren der Wirtschaft stärker vertreten 

ist als in den Sektoren, in denen sich die Beschäftigung 

aufgrund des strukturellen Wandels tendenziell vermin-

dert? Mit dem generellen Beschäftigungswachstum in den 

Boombranchen wäre dann auch die Teilzeitbeschäftigung 

mitgewachsen. Tatsächlich variiert ihr Einsatz deutlich  

zwischen den verschiedenen Wirtschaftszweigen; Voll- 

und Teilzeitbeschäftigung sind nicht gleichmäßig über die  

Sektoren verteilt (vgl. Tabelle 1). Der durchschnittliche 

Anteil der Teilzeitkräfte an allen Erwerbstätigen in der Ge-

samtwirtschaft liegt im Zeitraum 1992 bis 2007 bei knapp 

23 Prozent. Bei öffentlichen und privaten Dienstleistern ar-

beitet dagegen knapp ein Drittel der Erwerbstätigen in Teil-

zeit. Ebenfalls überdurchschnittlich vertreten ist Teilzeit im  

Bereich Finanzierung, Vermietung und Unternehmens-

dienstleistungen sowie im Sektor Handel, Gastgewer-

be und Verkehr. Teilzeit war und ist demnach vor allem 

in Dienstleistungsbranchen verbreitet, die wegen des  

anhaltenden sektoralen Wandels in den letzten 25 Jahren 

immer wichtiger wurden. 

Die steigende Bedeutung des Dienstleistungsbe-

reichs zeigt sich zum einen in den sektoralen Anteilen 

an der Bruttowertschöpfung. So fiel der Anteil des Pro-

duzierenden Gewerbes ohne Baugewerbe zwischen 1991 

und 2007 von 31 auf 26 Prozent. Der Anteil des Sektors Fi-

nanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleistun-

gen wuchs hingegen von 23 auf 29 Prozent. Auch die Zahl 

der Beschäftigten weist in diese Richtung. Sie schrumpfte 

im Produzierenden Gewerbe in jedem Jahr um durch-

schnittlich 2,2 Prozent; im Wirtschaftszweig Finanzierung, 

Vermietung und Unternehmensdienstleistungen stieg sie 

indes um durchschnittlich 3,9 Prozent pro Jahr.

Wirtschaftszweige
Selbstständige Teilzeitbeschäftigte Vollzeitbeschäftigte Gesamtwirtschaft

Wachstum Anteil Wachstum Anteil Wachstum Anteil Wachstum Anteil

Bau 3,5 1,0 4,1 0,6 -3,0 5,5 -1,5 7,1

öffentliche, private Dienstleister 4,4 2,0 5,4 9,0 -1,1 17,8 1,2 28,7

Finanzierung, Vermietung, Unternehmensdienstleister 5,0 1,9 7,2 3,6 2,4 8,3 3,9 13,8

Handel, Gastgewerbe, Verkehr 0,2 3,2 4,4 6,9 -1,3 14,8 0,4 24,9

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei -3,9 1,3 4,4 0,3 -4,8 1,0 -3,5 2,6

Produzierendes Gewerbe -0,2 0,8 1,9 2,4 -2,8 19,7 -2,2 22,9

insgesamt 1,5 10,2 4,9 22,7 -1,4 67,1 0,2 100,0

Anmerkung: Die Anteile beziehen sich auf alle Erwerbstätigen.

Quelle: Destatis; IAB; eigene Berechnungen ©IAB

Tabelle 1

Wachstum der Erwerbsformen und ihre Anteile an der Gesamtbeschäftigung 
Durchschnitt der Jahre 1992 bis 2007 in Prozent
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Die ökonometrische Suche nach den Antriebsquellen

In drei empirischen Fakten lassen sich die Analysen zusam-

menfassen: 

   Die Teilzeitbeschäftigung nimmt zu.

   Der Dienstleistungsbereich ist gewachsen.

   Teilzeitbeschäftigung ist vor allem im Dienstleistungs-

bereich von Bedeutung.

Daraus ergibt sich die Frage, ob das Wachstum der Teil-

zeitbeschäftigung eher auf den sektoralen Wandel oder 

auf die teilzeitimmanenten Faktoren zurückzuführen ist. 

Sollte der Einfluss des sektoralen Wandels überwiegen, 

so wäre die Zunahme der Teilzeit eine natürliche Begleit- 

erscheinung. Hat aber Teilzeit als Erwerbsform an sich an 

Attraktivität gewonnen, so ist die Motivation dahinter öko-

nomisch und politisch zu hinterfragen: Müssen Gesellschaft 

und Politik noch stärker auf das Flexibilitätsbedürfnis von 

Unternehmen und Beschäftigten reagieren? Genügt es der 

Wirtschaft, wenn Frauen vor allem Teilzeit arbeiten? Was 

kann man tun, um Vollzeitbeschäftigung ähnlich attraktiv zu 

gestalten, wenn sie stärker erwünscht ist? 

Unsere Methode

Wir verwenden eine regressionsanalytische Erwei-

terung der traditionellen Shift-Share-Analyse. Den  

jährlichen Beschäftigungszuwachs der drei Erwerbs-

formen abhängige Vollzeitbeschäftigung, abhängige 

Teilzeitbeschäftigung und Selbstständigkeit zerlegen 

wir pro Branche in drei Komponenten: Konjunk-

tureffekt, Sektoreffekt und Erwerbsformeffekt. Der  

Konjunktureffekt gilt für alle Erwerbsformen und 

Branchen, der Sektoreffekt für alle Erwerbsformen 

und der Erwerbsformeffekt für alle Branchen. Nach 

der Schätzung verbleibt eine Restkomponente, die 

nicht mit den drei systematischen Komponenten er-

klärt werden kann. 

Ostdeutsche Daten schließen wir aus den Be-

rechnungen aus, denn zu Beginn der 1990er Jahre 

war die Wirtschaft in den neuen Bundesländern noch 

stark von Sondereinflüssen im Zuge der Transfor- 

mation zur Marktwirtschaft geprägt.
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Abbildung 2

Shift-Share-Analyse: Zerlegung in Komponenten für 1998 
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Ob der Sektor, die Erwerbsform oder die Konjunktur am 

stärksten wirkt, zeigt eine beispielhafte Analyse der Voll- 

und Teilzeitbeschäftigung für das Jahr 1998 verglichen 

mit dem Vorjahr (siehe Kasten „Unsere Methode“ auf  

Seite 13). Mit Ausnahme des Sektors Landwirtschaft/ 

Fischerei, der nur einen geringen Wertschöpfungsanteil 

erbringt und eine untypische Beschäftigungsstruktur auf-

weist, gibt die Schätzung die tatsächliche Entwicklung gut 

wieder – der verbleibende Rest ist meist unbedeutend.

Der Konjunktureffekt zeigt an, dass im Mittel über 

alle Sektoren und Erwerbsformen die Erwerbstätigkeit im 

Jahr 1998 gegenüber dem Vorjahr um 1,5 Prozent zuge-

nommen hat (vgl. Abbildung 2). Der Erwerbsformeffekt 

der Teilzeit ist positiv und deutlich größer als der negati-

ve Effekt der Vollzeit. Der Sektoreffekt ist für die deutlich 

schrumpfenden Wirtschaftszweige negativ, namentlich für 

das Baugewerbe, die Land- und Forstwirtschaft und das 

Produzierende Gewerbe. Für die klar wachsenden Wirt-

schaftszweige hingegen positiv, namentlich für öffentliche 

und private Dienstleistungen, Finanzierung, Vermietung 

und Unternehmensdienstleistungen sowie für Handel, 

Gastgewerbe und Verkehr. Für fast jede Erwerbsform-Sek-

tor-Kombination ist der Sektoreffekt aber kleiner als der 

Erwerbsformeffekt. Das heißt, der überwiegende Teil der 

Entwicklung kann mithilfe der teilzeitimmanenten Faktoren 

und nicht durch den sektoralen Wandel erklärt werden.

Verdeutlicht werden soll dies an zwei Beispielen. Im 

ersten Beispiel hat die Teilzeitbeschäftigung im Bereich 

Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleis-

tungen in Westdeutschland im Jahr 1998 um 9,9 Prozent 

zugenommen (vgl. Abbildung 2). 1,5 Prozentpunkte dieser 

sehr positiven Entwicklung gehen auf das Konto der guten 

Konjunktur. Weitere 3,2 Prozentpunkte beruhen auf dem 

generellen Aufschwung dieses Sektors, unabhängig von 

der jeweiligen Erwerbsform. Der größenmäßig wichtigste 

Beitrag zum Beschäftigungsplus entfällt allerdings mit 3,8 

Prozentpunkten auf den positiven Teilzeiteffekt. 

Im zweiten Beispiel ist die westdeutsche Beschäfti-

gung in Teilzeit im Produzierenden Gewerbe im Jahr 1998 

um 6,8 Prozent gestiegen – obwohl der Wirtschaftszweig 

in jenem Jahr schrumpfte. Dieser Sektoreffekt minderte 

das Teilzeitwachstum um 1,6 Prozentpunkte. Das trotz-

dem in diesem Jahr erzielte Beschäftigungsplus ist somit 

ausschließlich auf den Konjunktur- und den Erwerbs- 

formeffekt zurückzuführen.

Gäbe es Teilzeitbeschäftigung in allen Sektoren glei-

chermaßen, wäre diese Erwerbsform jährlich um 3,8 Pro-

zentpunkte und damit kräftiger als die gesamte Erwerbs- 

tätigkeit gewachsen. Tatsächlich lag das durchschnitt-

liche jährliche Wachstum der Teilzeit in Westdeutschland 

um 4,2 Prozentpunkte über dem der gesamten Erwerbs-

tätigkeit. D. h. höchstens 0,4 Prozentpunkte sind darauf 

zurückzuführen, dass Teilzeitbeschäftigung vor allem in 

wachsenden Sektoren überrepräsentiert ist.

IAB.Forum 1/08  14



Fazit

Teilzeitbeschäftigung gehört zu den aufstrebenden Erwerbs-

tätigkeiten. Immer mehr Deutsche bewegen sich in die-

ser flexiblen Form durch die Arbeitswelt, ob in regulärer 

oder geringfügiger Variante. Obwohl Teilzeit vor allem in 

Dienstleistungsbranchen verbreitet ist, nimmt ihre Bedeu-

tung in allen Sektoren zu. In Westdeutschland ist das Teil-

zeitwachstum seit 1991 vor allem auf Vorteile, die in der 

Erwerbsform an sich liegen zurückzuführen und in geringe-

rem Ausmaß auf Veränderungen in der Wirtschaftsstruktur. 

Es überwiegen also jene Faktoren, die Teilzeit- von Vollzeit-

beschäftigung unterscheiden: die höhere Flexibilität, die 

geringeren Kosten, bei geringfügiger Beschäftigung auch 

die niedrigeren Sozialabgaben, schließlich die Möglich-

keit, Familie und Beruf besser zu vereinbaren. An diesen 

vorteilhaften Faktoren könnte die Modernisierung von  

Erwerbsformen generell ansetzen.

Wo Licht ist, ist auch Schatten. So werden Teilzeitbe-

schäftigte oft ausgebremst und einer unsicheren Zukunft 

überlassen. Sie verdienen oft weniger pro Stunde und 

sammeln dadurch weniger Rentenansprüche; sie sind oft 

kürzer im Unternehmen und profitieren deshalb weniger 

von betrieblicher Weiterbildung. Es ist deshalb Aufgabe 

auch des Staates, die Flexibilitäts- und Produktivitäts-

vorteile um eine bessere soziale Sicherung und Teilhabe 

an Qualifizierung zu ergänzen.
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seit Mai 2008 am IAB. Sie leitet den Geschäftsbereich 

„Wissenschaftliche Medien und Kommunikations-

strategie“. Der bisherige Bereichsleiter, Ulrich Möller, 

ging Ende Januar 2008 in den Ruhestand. 

Berufungen in Gremien, Ehrungen

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 

hat PD Dr. Lutz Bellmann, Leiter des Forschungs-

bereichs „Betriebe und Beschäftigung“, am 20. Mai 

2008 in den Beirat der neuen BMBF-Initiative zur 

Förderung der Früherkennung von Qualifikationsan-

forderungen berufen.

Personen

Stefan Bender, Leiter des Forschungsdatenzen-

trums der BA im IAB, ist seit Anfang des Jahres 2008 

als Repräsentant für Deutschland Mitglied bei der 

„European Cooperation in the field of Scientific and 

Technical Research (COST)“ und leitet die Arbeits-

gruppe „Data Quality and Access“.

Außerdem erfolgte während der internationalen 

Konferenz „Comparative Analysis of Enterprise Data 

(CAED)“ vom 22. bis 24. Mai 2008 in Budapest  

seine Berufung zum Mitglied im CAED-Executive 

Committee.

Dr. Corinna Kleinert, kommissarische Leiterin des 

Forschungsbereichs „Bildungs- und Erwerbsverläufe“, 

wurde am 12. März 2008 in den Beirat der BMBF- 

Initiative „Forschung und Entwicklung zur Alphabeti-

sierung/Grundbildung Erwachsener“ berufen.

Frank Pelzel, Wissenschaftlicher Mitarbeiter in der 

Forschungsgruppe des Direktors, erhielt am 1. Dezem-

ber 2007 an der Universität Regensburg den Preis der 

„Christa-Lindner-Stiftung“ für seine Diplomarbeit „Ent-

wicklung eines Barometers der wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit – Ein Benchmark-Ansatz für die Region  

Regensburg“.

Dr. Markus Heckmann

Aus der Welt des IAB

Frank Pelzel
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Aus aller Welt ins IAB

Personen

Dr. Markus Promberger, Leiter des Forschungs-

bereichs „Erwerbslosigkeit und Teilhabe“, wurde am  

13. März 2008 in den Wissenschaftlichen Redak- 

tionsbeirat der WSI-Mitteilungen berufen. Die Mo-

natszeitschrift des Wirtschafts- und Sozialwissen-

schaftlichen Instituts in der Hans-Böckler-Stiftung 

wurde mit dem 61. Jahrgang auf ein Peer-Review-

Verfahren umgestellt. Weitere Beiratsmitglieder 

sind u. a. Prof. Dr. Karin Gottschall, Prof. Dr. Martin  

Kronauer, Prof. Dr. Günther Schmid, Prof. Dr. Michael 

Schumann und Dr. Dagmar Simon.

Gäste und Kooperationspartner 

Prof. John T. Addison, Queen‘s University Belfast, 

unterstützte und beriet während seines erneuten 

Aufenthalts am IAB im Juni 2008 den Forschungsbe-

reich „Betriebe und Beschäftigung“ bei der Planung 

und Durchführung anspruchsvoller wissenschaft-

licher Studien auf der Basis des IAB-Betriebspanels. 

Dabei handelt es sich insbesondere um die Fort-

setzung einer gemeinsamen Untersuchung zu den 

Determinanten und Folgen von Outsourcing. Die 

Ergebnisse sollen in einer international referierten 

Zeitschrift veröffentlicht werden. 

Die Wissenschaftliche Leitung hat den Britischen 

Botschafter Sir Michael Anthony Arthur am  

21. Februar 2008 empfangen. Der Gast informier-

te sich über aktuelle Entwicklungen am Arbeits-

markt. Für das gleiche Thema interessierte sich der 

Gesandte-Botschaftsrat für Wirtschaft der 

amerikanischen Botschaft in Berlin, Robert A.  

Pollard, bei seinem IAB-Besuch am 6. Juni 2008.

Am 25. März 2008 hielten sich PD Dr. Bernhard 

Boockmann und Christine Hamacher vom  

Institut für Angewandte Wirtschaftsforschung (IAW) 

in Tübingen am IAB auf, um mit der Stabsstelle „For-

schungskoordination“ das Kooperationsprojekt „Ef-

fekte von Vermittlerhandeln und Vermittlerstrategien 

im SGB II und SGB III“ vorzubereiten.

Prof. Javier Revilla Diez und Fabian Böttcher 

vom Institut für Wirtschafts- und Kulturgeogra-

phie der Leibniz Universität Hannover waren am  

26. Mai 2008 für eine Besprechung des DFG-Projekts 

„Die regionale Dimension des qualifikatorischen 

Strukturwandels in den alten Bundesländern“ im 

IAB-Nord in Kiel zu Gast.

Prof. Gianna Claudia Giannelli von der Univer-

sität Florenz war vom 1. bis zum 4. April 2008 zu 

Gast im Kompetenzzentrum Empirische Methoden. 

In einem Kooperationsvorhaben mit dem IAB sollen 

Effekte von Arbeitsmarktreformen in Deutschland 

und Italien vergleichend untersucht werden. Prof. 

Giannelli hielt im Rahmen des IAB-Colloqiums den 

Vortrag „School attendance of children and the work 

of mothers – a joint multilevel model for India”. 

Am 29. Mai 2008 besuchte der Präsident der „Ge-

sellschaft für Regionalforschung“ Prof. Georg Hirte 

von der Universität Dresden den Forschungsbereich 

„Regionale Arbeitsmärkte“, um die Zusammenarbeit 

mit den IAB-Regionalforschern zu intensivieren.

Bundespräsident Prof. Horst Köhler besuchte 

am 3. März 2008 die Zentrale der Bundesagentur für 

Arbeit und das IAB. Am IAB führte der Bundespräsi-

dent Gespräche zur aktuellen Lage und zur zukünf-

tigen Entwicklung des deutschen Arbeitsmarktes. 

Sein besonderes Interesse galt der Frage: „Zukunft 

der Arbeit – Ist Vollbeschäftigung möglich?“

Bundespräsident Prof. Horst Köhler

Britischer Botschafter Sir Michael Anthony Arthur
[Quelle: Webseite der britischen Botschaft, Deutschland]

Gesandter-Botschaftsrat Robert A. Pollard
[Quelle: Botschaft der Vereinigten Staaten von 
Amerika, Deutschland]
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Marco Magnani, stellvertretender Leiter des Bereichs 

„Structural Economic Analysis“ der Banca d´Italia, in-

formierte sich am 6. Juni 2008 in einem Gespräch mit 

Michael Feil vom Forschungsbereich „Längerfristige 

Entwicklung und Politiksimulation“ sowie Hermann 

Gartner und Sabine Klinger aus dem Forschungs- 

bereich „Konjunktur und Arbeitsmarkt“ über die Fol-

gen und Aussichten der Arbeitsmarktreformen.

Johannes Schmieder und Till von Wachter von der 

Columbia University besuchten im Februar, März und 

Juni 2008 das FDZ, um gemeinsam über betriebliche 

Lohnbildung und Marktlöhne zu forschen. Das Projekt 

ist Teil des DFG-Schwerpunktprogramms „Flexibilisie-

rungspotenziale bei heterogenen Arbeitsmärkten“.

Der Bundesminister für Arbeit und Soziales  

Olaf Scholz war am 4. Juli 2008 zu Gast im IAB. Er 

ließ sich von IAB-Direktor Prof. Joachim Möller, Vize-

direktor Dr. Ulrich Walwei und anderen Wissenschaft-

lerinnen und Wissenschaftlern des Instituts über For-

schungsergebnisse zu aktuellen Arbeitsmarkt-Themen 

unterrichten. Im Mittelpunkt standen dabei Aus- und 

Weiterbildung, Niedriglohn und Niedrigeinkommen 

sowie die Vermittlung und Betreuung Arbeitsloser. 

Zusammen mit Staatssekretär Detlef Scheele in-

formierte sich der Minister auch über Aspekte der  

Chancengleichheit am Arbeitsmarkt.

Dr. Ralf Wilke, University of Nottingham, besuchte 

vom 5. bis 8. Mai 2008 das IAB. Die Zeit nutzte er, 

um mit dem Forschungsbereich „Arbeitsförderung 

und Erwerbstätigkeit“ über zukünftige Kooperations-

möglichkeiten zu beraten und um im Forschungs-

datenzentrum (FDZ) zu arbeiten. Zudem hielt er im 

IAB einen Vortrag zum Thema „Unemployment Du-

ration in the United Kingdom – An Incomplete Data  

Analysis“.

PD Dr. Christof Wolf, Vorsitzender der Sektion „Me-

thoden der empirischen Sozialforschung“ der Deut-

schen Gesellschaft für Soziologie, beriet am 7. Mai 

2008 den Forschungsbereich „Panel ‚Arbeitsmarkt 

und Soziale Sicherung‘“ zu einem Fragenmodul zur 

Erhebung sozialen Kapitals.

Am 20. Dezember 2007 besuchten Markus Hum-

mel, Peter Schnur und Dr. Gerd Zika, Forschungs-

bereich „Längerfristige Entwicklung und Politiksimu-

lation“, gemeinsam mit Kollegen des Bundesinstituts 

für Berufsbildung (BiBB) das Researchcentrum voor 

Onderwijs en Arbeidsmarkt (ROA) in Maastricht. Ziel 

des Aufenthaltes war, das Projektionssystem des ROA 

näher kennenzulernen. Dr. Ben Kriechel zeigte, wie 

das System Projektionen für eine Zeitspanne von fünf 

Jahren liefert, differenziert nach 44 Berufsgruppen 

bzw. 144 Berufen, nach 102 Ausbildungsarten, nach 

neun Altersgruppen und nach dem Geschlecht.

Ausgewählte Vorträge

PD Dr. Lutz Bellmann, Florian Janik, „Abitur und 

dann? Gründe für eine Doppelqualifikation“, Bil-

dungsökonomischer Ausschuss des Vereins für Social-

politik, Bern am 10.04.2008. 

Simone Bertoli, „The impact of migration on pover-

ty in Ecuador: erring on the side of excessive opti-

mism?”, bei: Migration and Development Conference, 

Personen

Bundesminister für Arbeit und Soziales Olaf Scholz

French Development Agency, University of Lille and 

the World Bank, Lille am 28.06.2008.

Prof. Dr. Herbert Brücker, Dr. Elke J. Jahn, „Mig-

ration and the Wage Curve”, bei: Annual Meeting 

of the Society of Labor Economists (SOLE), New York 

am 10.05.2008.

Dr. Hans Dietrich, „Institutional effects of appren-

ticeship training on employment success in Germa-

ny”, bei: Centre for Research in Inequality and the 

Life Course (CIQLE), Yale University, New Haven am 

28.03.2008.

Dr. Johann Fuchs, „Effects of an Ageing Popula-

tion on the German Labour Supply”, bei: 3rd Euro-

pean Workshop „Labour Market and Demographic  

Simone Bertoli

Das IAB in aller Welt

Dr. Johann Fuchs
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Dr. Sabine Klinger, „Employment and employment 

structure in Germany – The role of politics”, bei: In-

ternational Conference on Public Employment Service 

Policies and Perspectives, Korea Employment Infor-

mation Service (KEIS), Seoul am 31.03.2008.

Dr. Susanne Koch, „Bessere Qualität und größt-

möglicher Nutzen von Evaluationen – Anforderungen 

und Herausforderungen“, bei: Expertendialog zur 

Qualitätssicherung in der Arbeitsförderung, Thema: 

Qualität von Evaluation, LASA Brandenburg GmbH, 

Potsdam am 11.06.2008.

Marion König, Prof. Dr. Dr. h. c. Joachim Möller, 

„Young Females – Are They Doing Better in Economic 

Hot Spots?”, bei: Internationaler Workshop „Gender 

and the Labour Market”, ZEW Mannheim und DFG, 

Mannheim am 29.03.2008.

Claudia Lehnert, „Documentation of German La-

bor Force Data at the IAB: First Experiences with DDI 

3.0”, bei: International Association for Social Science 

Information & Technology (IASSIST) 2008 Conference 

„Technology of Data: Collection, Communication,  

Access and Preservation”, Stanford University am 

30.05.2008.

Change”, Max Planck Institute for Demographic 

Research, Department of Economics, University of  

Rostock, Rostock Center for the Studies on Demogra-

phic Change, Rostock am 24.04.2008.

Tanja Hethey, Anja Spengler, „KombiFiD – Com-

bined firm data for Germany”, bei: „Technology of 

Data: Collection, Communication, Access and Preser-

vation”, International Association for Social Science 

Information Services & Technology (IASSIST), Stanford 

University am 30.05.2008.

Eva Jozwiak, „Do short-term training programmes 

activate means-tested unemployment benefit recipi-

ents in Germany?”, bei: Summer School in Public Eco-

nomics: Evaluation of the effectiveness and efficiency 

of public policies, Institut d‘Economia de Barcelona, 

Barcelona am 25.06.2008.

Anja Kettner, „Improved childcare and education for 

kids under six years of age: An illusion without a new 

professionalism”, bei: Transforming boundaries – a 

‚new‘ professionalism in the making? – Conference 

of the European Sociological Association, Research 

Network on ‚Sociology of Professions‘, Aarhus  

am 05.06.2008.

Carsten Pohl, „On the location choice of newly ar-

rived immigrants in Germany”, bei: Society of Labor 

Economists (SOLE), Annual Meeting, New York am 

08.05.2008.

Dr. Markus Promberger, „Arbeitszeitpolitik als 

Beschäftigungspolitik: Historische Grundlinien“, bei: 

Workshop „Krise der Arbeitsgesellschaft 1973 – 1989. 

Die Bundesrepublik Deutschland im europäischen 

Kontext“, Münchner Institut für Zeitgeschichte, 

München am 12.06.2008.

PD Dr. Gesine Stephan, Kathi Zickert, „Partici-

pation of unemployment benefit recipients in active 

labour market programs: Before and after the  

Hartz IV reform”, bei: Workshop „Job Insecurity and 

Training”, LoWER European Low-Wage Employment 

Research Network, Berlin am 07.03.2008.

Dr. Ulrich Walwei, „Skill shortages and long-term 

unemployment at the same time: A challenge for 

research”, bei: Tagung „Skill mismatch: identifying 

priorities for future research”, Cedefop, European 

Centre for the Development of Vocational Training, 

Thessaloniki am 30.05.2008.

Dr. Katja Wolf, „Typisierung von SGB-II-Trägern 

zur Unterstützung von Controlling und Steuerung“, 

bei: Workshop „Benchmarking und Controlling im 

SGB II – Anforderungen an künftige Steuerungs- 

und Lernprozesse“, Evangelische Akademie Loccum 

am 12.06.2008.

Claudia Lehnert

Eva Jozwiak

Personen



Zeitarbeit hier und anderswo 
Viele Regeln lenken den Strom 

Zeitarbeit boomt. Auch in Deutschland. Dabei unterliegt sie strengen Regeln. Das schreckt Unter-

nehmen nicht. Bisher. Denn manche Politiker fordern striktere Gesetze zum Schutz der Beschäftigten. 

Braucht die Branche das? Brauchen die Zeitarbeiter das, um nicht ins Abseits zu geraten? Wie sieht 

es hinter der Fassade aus? Ein Blick auf die Wachstumszahlen und die Regulierung des Sektors im 

internationalen Vergleich geben erste Antworten. Auch rücken die Menschen hinter den Zahlen mit 

ihren vielfältigen Charakteristika und Tätigkeiten ins Blickfeld.
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Quelle: Arbeitnehmerüberlassungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit ©IAB
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Abbildung 1

Leiharbeit in Deutschland von 1973 bis 2007
Bestand an Leiharbeitnehmern in Tausend

Reformen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes

Immer mehr Menschen in Deutschland sind als Leih- 

arbeitnehmer tätig. Im Jahr 2006 konnte die Branche bereits 

ein Wachstum von 32 Prozent verzeichnen; im Jahr 2007 

wuchs sie erneut, diesmal um 22 Prozent. Zum Stichtag  

31. Dezember 2007 waren 721.000 Menschen leihweise in 

Unternehmen beschäftigt (siehe Abbildung 1). Das ist mit  

2,6 Prozent aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 

ein Spitzenwert in der Geschichte der deutschen Zeitarbeit.

Auch die Stromgrößen machen die enorme Dyna-

mik in der Branche deutlich. So weist die Arbeitnehmer- 

überlassungsstatistik 1.056.340 neue und 1.085.919  

beendete Beschäftigungsverhältnisse im Jahr 2007 aus. 

Zwischen 2006 und 2007 entstanden 26 Prozent aller 

neuen sozialversicherungspflichtigen Stellen in der Leih-

arbeitsbranche. Damit kommt ihr eine wichtige Rolle beim 

Beschäftigungswachstum zu.

Vor dem Hintergrund einer solchen Dynamik wundert 

es nicht, dass dieser Sektor mitunter Argwohn auf sich 

zieht. Daher lohnt sich ein Blick hinter die Kulissen. Wie 

steht Deutschland im internationalen Vergleich da? Wer 

findet in dieser Branche einen Job? Welche Tätigkeiten 

üben Leiharbeiter aus?

Deutschlands strenge Regularien

Das Arbeitnehmerüberlassungsrecht ist ein Feld perma-

nenter Reformen (vgl. Abbildung 1). Seit seinem Inkraft-

treten im Jahr 1972 wurde das Leiharbeitsrecht mehrfach 

dereguliert. Die letzte Reform liegt gerade einmal fünf 

Jahre zurück. Dennoch mehren sich in Deutschland die 

Stimmen, die eine stärkere Regulierung fordern. Vor allem 

die Einführung des Gleichbehandlungsgrundsatzes steht 

erneut zur Diskussion. Demnach haben Leiharbeitnehmer 

vom ersten Tag des Verleihs an Anspruch auf den gleichen 

Lohn und die gleichen Arbeitsbedingungen wie ein ver-

gleichbarer Mitarbeiter im Entleihbetrieb. Zurzeit können 

die Zeitarbeitsfirmen davon abweichen, wenn sie einen 

Tarifvertrag anwenden, der andere Vereinbarungen ent-

hält. Das Problem des Gleichbehandlungsgrundsatzes ist 

jedoch, dass niemand so genau festlegen kann, welche 

Kriterien bei der Messung der „Vergleichbarkeit“ heran-

zuziehen sind.

International betrachtet, ist die deutsche Leiharbeit streng 

reguliert. Um die Stringenz des Leiharbeitsrechts inter- 

national zu vergleichen, hat die OECD nationale Vor-

schriften für die Jahre 1990 und 2003 ausgewertet. Die 

Rigiditätsindikatoren, die eine Spannweite zwischen null 

und sechs haben können, informieren über die Regelungs-

intensität des Leiharbeitsrechts. Mit dem Punktwert nimmt 

auch die Stringenz der Regulierung zu (vgl. Abbildung 2). 

14 der 24 in Abbildung 2 dargestellten Länder haben ihre 

gesetzlichen Vorgaben zwischen 1990 und 2003 deregu-

liert. Deutschland teilt sich mit Italien den Platz 14; nur in 

neun Ländern war die Leiharbeit stärker reguliert. 

Die Art der Regulierung variiert international sehr 

stark. So war Leiharbeit in einigen Ländern lange nicht 

erlaubt bzw. nicht reguliert: bis 1994 in Luxemburg, bis 

1997 in Italien und bis 2001 in Finnland und Griechen-

land. In Großbritannien, Irland, Australien, Kanada, den 

Vereinigten Staaten sowie in Dänemark gibt es kaum Vor-

schriften zum Einsatz von Arbeitskräften in der Branche. In 

Österreich und Griechenland ist Leiharbeit beinahe aus-

schließlich gesetzlich geregelt. In anderen Ländern wie in 

den Niederlanden und Schweden und seit 2003 auch in 
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Abbildung 2

Regulierung der Leiharbeit im internationalen Vergleich 1990 und 2003

Quelle: OECD 2004 ©IAB
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Abbildung 3

Leiharbeitsquoten im internationalen Vergleich 2000 und 2006
Anteil der Leiharbeiter an allen Erwerbstätigen, in Prozent

Quelle: CIETT; nationale Berichte; eigene Zusammenstellung ©IAB
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Deutschland gibt das Recht einen weiten Rahmen vor, den 

kollektivvertragliche Vereinbarungen konkretisieren.

International eine relative Menge

International setzt die Wirtschaft unterschiedlich stark 

auf Leiharbeit (vgl. Abbildung 3). Um die Bedeutung der 

Erwerbsform international zu vergleichen, wird die Leih-

arbeitsquote abweichend von der deutschen Konvention 

definiert. Bei der internationalen Definition tritt an die Stelle 

der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten die Zahl der 

Erwerbstätigen, die auch geringfügig Beschäftigte, Be-

amte, Selbstständige und Zivildienstleistende enthält. Nach 

dieser Rechnung ergibt sich für Deutschland im Jahr 2006 

eine Quote von 1,5 Prozent. Sie liegt damit etwas unter dem  

europäischen Durchschnitt von 1,8 Prozent im Jahr 2006. 

Es gibt eine Reihe von Ländern, die Leiharbeit sehr 

viel umfangreicher nutzen (vgl. Abbildung 3). So betrug 

die Quote etwa in Großbritannien 4,5 Prozent. Unsere 

französischen und niederländischen Nachbarn greifen 

mit 2,5 Prozent ebenfalls gerne auf die flexible Arbeits-

form zurück. Auch boomt sie nicht nur in Deutschland: In 

beinahe allen Ländern ist die Leiharbeitsquote seit 2000 

gestiegen.

Mit steigender Regulierung der Leiharbeit sollte 

– so zunächst die Vermutung – die Bedeutung der Leih-

arbeit abnehmen. Ein Zusammenhang zwischen den Ri-

giditätsindikatoren der OECD und den Leiharbeitsquoten 

der jeweiligen Länder lässt sich jedoch nicht erkennen  

(vgl. Abbildung 2 und 3). In den USA und in Großbritan-

nien gibt es kaum Vorschriften, die die Nutzung beschrän-

ken. Beide Länder verfügen über eine dementsprechend 

hohe Quote. Aber auch in Frankreich und Belgien fällt sie 

mit etwa zwei Prozent überdurchschnittlich hoch aus, ob-

wohl beide Länder für ihre umfassende Regulierung des 

Leiharbeitsmarktes bekannt sind. Deutschland und Italien 

sind etwa ähnlich stark reguliert; die italienische Leih-

arbeitsquote liegt jedoch weit unter der deutschen.

Der Mensch hinter den Zahlen

Je mehr die Zeitarbeitsbranche wächst, desto spannender 

ist die Frage, wer in dieser Branche einen Job findet.  
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Haben Leiharbeitskräfte die gleichen sozio-demografi-

schen Merkmale und eine vergleichbare Qualifikation wie 

die Mitarbeiter anderer Branchen? Hat sich die andauernde 

Deregulierung auf die Zusammensetzung des Arbeitskräf-

tepools niedergeschlagen? Vergleicht man die sozioöko-

nomischen Merkmale der sozialversicherungspflichtigen 

Leiharbeiter mit denen aller sozialversicherungspflich-

tig Beschäftigten seit 1995, so zeigen sich gravierende  

Unterschiede (vgl. Tabelle 1 auf Seite 24). Im Jahr 2007 

konnten nur ca. 2,8 Prozent aller Leiharbeiter einen Fach-

hochschul- oder Universitätsabschluss vorweisen, während 

9,9 Prozent aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 

einen Hochschulabschluss hatten. Gemessen am gesamt-

wirtschaftlichen Durchschnitt erhalten vor allem niedrig 

Qualifizierte ohne Berufsausbildung Beschäftigungschan-

cen in einem Zeitarbeitsbetrieb. Trotzdem hatten im Jahr 

2007 mehr als 50 Prozent aller Leiharbeiter eine Berufs-

ausbildung. Ausgebildet wird in der Zeitarbeitsbranche  

hingegen vergleichsweise selten. 

Dementsprechend stellt die Altersgruppe der unter 

20-Jährigen mit zwei Prozent nur einen geringen Teil der 

Leiharbeitnehmer. Jugendliche in dieser Alterskohorte  

befinden sich meist in Ausbildung bei anderen Betrieben. 

Mehr als die Hälfte aller Erwerbstätigen in der Branche sind 

zwischen 20 und 34 Jahre alt. Ein Trend zur steigenden  

Beschäftigung älterer Arbeitnehmer im Alter zwischen 

50 bis 64 Jahren lässt sich in der letzten Dekade verzeich-

nen. Das gilt sowohl für Leiharbeiter als auch für alle  

sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, wenngleich 

diese Alterskohorte unterproportional im Zeitarbeitssektor 

vertreten ist.

Frauen sind in der Branche stark unterrepräsentiert, 

auch wenn ihr Anteil in der letzten Dekade leicht anstieg. 

Besonders deutlich wird diese Diskrepanz, wenn man den 

Frauenanteil an der Leiharbeit und an allen sozialversiche-

rungspflichtigen Arbeitnehmern vergleicht. So waren etwa 

45 Prozent aller Beschäftigten im Jahr 2007 weiblich. Der 

Anteil der Frauen in der Zeitarbeitsbranche betrug dem-

gegenüber gerade einmal 28 Prozent. Ausländer sind 

mit gut 13 Prozent in der Leiharbeit im Vergleich zu allen  

Beschäftigten (knapp sieben Prozent) stark überrepräsen-

tiert. Der kräftige Rückgang zwischen 2000 und 2005 lässt 

sich mit einer Änderung in der Erfassung von grenzüber-

schreitend Angestellten in der Branche erklären. 
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Merkmal
Leiharbeit Gesamtwirtschaft

1995 2000 2005 2007 1995 2000 2005 2007

Geschlecht (weiblich) 23,2 27,5 27,4 27,6 43,6 44,2 45,5 45,1

Nation (Ausländer) 18,3 17,0 12,8 13,3 7,7 7,1 6,7 6,9

Region (West) 78,7 71,4 74,9 75,3 77,4 77,8 79,4 79,4

Alter 

15 bis 19 Jahre 3,4 4,2 1,7 2,4 3,8 3,9 3,3 3,1

20 bis 34 Jahre 56,9 51,1 51,7 50,4 39,9 35,5 30,2 29,6

35 bis 49 Jahre 30,9 35,0 35,3 34,5 36,0 41,5 44,6 43,9

50 bis 64 Jahre 8,7 9,7 11,3 12,8 20,3 19,2 22,0 23,4

Berufsausbildung

keine Berufsausbildung 29,0 33,3 28,6 29,2 19,2 18,0 15,8 15,0

mit Berufsausbildung 62,6 53,1 54,4 53,2 65,4 62,8 61,1 59,7

Fachhochschule / Universität 2,3 3,1 3,1 2,8 7,6 8,5 9,6 9,9

Auszubildende 0,3 0,4 0,5 0,6 5,5 5,9 5,9 5,8

Arbeitszeit (Teilzeit) 1,8 3,1 4,6 5,3 12,2 14,0 16,6 17,7

Tabelle 1

Sozio-ökonomische Merkmale von Leiharbeitern und sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Vergleich 1995 bis 2007
15- bis 64-Jährige, in Prozent

Anmerkung: Die Daten wurden zum 30. Juni des jeweiligen Jahres erhoben.

Quelle: DWH der Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigtenstatistik, ausschließlich Leiharbeitsverhältnisse mit Hauptzweck Arbeitnehmerüberlassung, 1995 (WZW 865); 2000-2007 (WZW 74502)

Traditionell stehen bei der Vermittlung von Leih- 

arbeitern überwiegend Tätigkeiten im Fertigungssektor 

im Vordergrund. Etwa 65 Prozent waren im Jahr 2007 in 

Fertigungsberufen tätig, nur etwa 31 Prozent im Dienst-

leistungssektor und 2,5 Prozent in technischen Berufen. 

Ein Wandel zu Dienstleistungsberufen wie etwa in den 

Niederlanden lässt sich in Deutschland nicht bestätigen. 

Unter den Fertigungsberufen werden vor allem Schlosser, 

Mechaniker, Elektriker und Hilfsarbeiter nachgefragt. Sol-

che Tätigkeiten werden meist von Männern übernommen.

Auch was die sozio-ökonomischen Eigenschaften 

der Leiharbeiter und deren Tätigkeit betrifft, lohnt sich 

ein Blick über die Grenzen. In Österreich, Belgien, Frank-

reich und Italien sind etwas weniger als die Hälfte aller  

Beschäftigten der Branche in Fertigungsberufen tätig. In 

Dänemark, den Niederlanden und Portugal sind etwas 

mehr als ein Drittel im Verarbeitenden Gewerbe tätig; 

in den verbleibenden Ländern überwiegen eindeutig die 

Dienstleistungsberufe.

Der Frauenerwerbsanteil in der Leiharbeit liegt in den 

15 Altmitgliedstaaten der Europäischen Union mit Aus-

nahme von Österreich, Frankreich, Griechenland und 

Luxemburg bei über 40 Prozent. In Schweden sind so-

gar 60 Prozent weiblich. Meist sind dort Frauen im  

Gesundheitswesen, Hotel- und Gaststättengewerbe und in 

Dienstleistungsberufen tätig. Die im internationalen Ver-

gleich geringe Bedeutung des Dienstleistungssektors und 

der niedrige Frauenerwerbsanteil in der deutschen Zeitar-

beit könnten darauf zurückzuführen sein, dass diese Bran-

che auf die geringfügige Beschäftigung und Mini-Jobs als 

Flexibilisierungsinstrument zurückgreift, die es in anderen 

Ländern nicht gibt. Damit wird eines deutlich: Nicht nur 

die Regulierung der Leiharbeit hat Einfluss auf die Zahl der 

nachgefragten Leiharbeitnehmer in einem Land, sondern 

auch die Regulierung anderer flexibler Erwerbsformen.
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Autorin
Fazit

Trotz schrittweiser Deregulierung und einem enormen 

Wachstum in den letzten beiden Dekaden haben sich die 

sozio-ökonomischen Merkmale und die Tätigkeiten der 

Leiharbeiter kaum geändert. Auch ist der deutsche Zeit- 

arbeitssektor immer noch vergleichsweise klein und liegt 

im internationalen Vergleich lediglich im europäischen 

Mittelfeld. Im Gegensatz zu anderen Ländern hat der 

Dienstleistungsboom deutsche Zeitarbeitsfirmen nicht  

erfasst. Im Gegenteil: In keinem anderen Land sind so viele 

Leiharbeiter in Fertigungsberufen tätig. Dementsprechend 

gering ist der Frauenerwerbsanteil in der Zeitarbeits-

branche. In den meisten anderen europäischen Ländern  

gehört die Leiharbeit ebenfalls zu den Wachstumsbran-

chen. Dennoch ist die Aufregung in Deutschland groß. 

Misstrauen begleitet die Branche. Einzelne Parteien for-

dern erneut schärfere Gesetze. Ob eine – wenn auch 

gut gemeinte – Regulierung den Beschäftigen in der 

Branche nutzt, ist ungewiss. Denn die Kosten für diese 

Erwerbsform dürften infolgedessen steigen. Sicher ist nur 

eines: Eine neue Reform schafft vor allem ein Beschäfti-

gungshoch unter Juristen, die dann über den Gleichbe-

handlungsgrundsatz und die folgende Frage entscheiden 

müssen: War der sich beklagende Leiharbeiter mit der 

Stammbelegschaft im Entleihbetrieb in jeder Hinsicht  

vergleichbar? 

Literatur

Arrowsmith, J. (2006): Temporary agency work in an enlarged European Union, 
European Foundation for the Improvement of Living and Working Conditions, Lux-
embourg.

CIETT (2007): Data and Statistics on Temporary Agency Work, Ciett statistics 2006, 
http://www.ciett.org/fileadmin/templates/ciett/docs/CIETT_2006_Statistics.pdf.

Jahn, E. J. (2005): Was macht den Unterschied? Determinanten der Nachfrage nach 
Leiharbeit in Deutschland und den Niederlanden, Industrielle Beziehungen 12 (4), 
S. 393-423.

Jahn, E. J. (2007): Leiharbeit in Deutschland: Phönix aus der Asche?, in: Gesa von 
Münchhausen (Hrsg.), Kompetenzentwicklung in der Zeitarbeit – Potenziale und 
Grenzen, Bonn, S. 21-44.

Jahn, E. J.; Wolf K. (2005): Regionale Verteilung der Leiharbeit – Konzentration oder 
Diffusion?, IAB Kurzbericht Nr. 14, Nürnberg.

OECD (2004): Employment Outlook, Paris.

IAB.Forum 1/08  25



   Befristet Beschäftigte  
   Gut positioniert mit Hoffnung  
   auf Anschluss

Für Aristoteles war es die Unabhängigkeit von bezahlter Erwerbsarbeit, die den freien Bürger von unfreien Sklaven, Hand-

werkern und Kaufleuten unterschied. Heute hingegen ist abhängige Erwerbsarbeit ein begehrtes Gut. Doch gerade Berufs- 

anfänger stehen am Anfang ihrer Karriere oft vor den verschlossenen Toren der normalen Arbeitswelt. Offen steht ihnen nur die 

befristete Anstellung. Ein unbeliebtes Arrangement. In manchen Branchen aber mit Perspektive auf dauerhaften Anschluss.

Status und Teilhabe werden in der Arbeitsgesellschaft 

nach wie vor am besten über eigene Erwerbsarbeit  

gesichert. Doch bei der Arbeitsuche stellen gerade junge 

Berufsanfänger fest, dass Betriebe status- und existenz- 

sichernde Erwerbsarbeit häufig nur auf Zeit – in Form 

eines befristeten Vertrages – vergeben. 

Der Anteil der befristeten Arbeitnehmer, die keine Dauer-

stellung wünschen, lag nach Angaben der europäischen 

Arbeitskräfteerhebung 2006 in Deutschland lediglich bei 

zwei Prozent. Die Wahrscheinlichkeit, bei einer Einstellung 

einen solchen unerwünschten Zeitvertrag zu erhalten, ist 

ungleich höher.
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Allerdings gibt es deutliche Unterschiede in der Befris-

tungspraxis, je nachdem, welche Funktion der befris-

tete Vertrag für den Betrieb erfüllt. Wie bei vielen an-

deren atypischen Erwerbsformen wie Leiharbeit oder 

geringfügige Beschäftigung dienen befristete Verträge 

der Senkung tatsächlicher oder antizipierter Personal-

kosten. Betriebe nutzen sie, um den allgemeinen oder  

tarifvertraglich erweiterten Kündigungsschutz zu vermei-

den, der mit (Entlassungs-)Kosten verbunden sein kann. 

Diese Vermeidungsstrategie wird angewendet bei zeitlich 

bzw. finanziell begrenzter Projektarbeit, bei Vertretungen 

des Stammpersonals, bei wirtschaftlicher Unsicherheit 

oder Saisonarbeit. Zudem werden befristete Verträge 

eingesetzt, wenn nach der gesetzlichen Probezeit von 

sechs Monaten voraussichtlich nicht klar sein wird, ob die 

neue Arbeitskraft für die Position geeignet ist. Verstehen  

Betriebe Zeitverträge als verlängerte Probeperiode, sind 

die Chancen nicht schlecht, übernommen zu werden.

Aus Daten des IAB-Betriebspanels kann man ablesen, 

in welchen Betrieben und Branchen Einstellungen auf Ba-

sis von zeitlich befristeten Arbeitsverträgen vorgenommen 

werden und wo die attraktiveren Arbeitgeber zu finden 

sind, die befristet Beschäftigte in eine Daueranstellung 

übernehmen.

Befristete sind nicht allein

Zwischen 1996 und 2006 stieg der Anteil befristeter  

Arbeitsverhältnisse an der betrieblichen Gesamtbeschäfti-

gung um 65 Prozent von unter vier auf über sechs Prozent. 

In Absolutzahlen bedeutet dies, dass über zwei Millionen 

Arbeitskräfte auf Basis eines befristeten Vertrags tätig 

sind. Befristungen nehmen damit den dritten Rang in der 

Reihe der atypischen Beschäftigungsformen nach Teilzeit-

arbeit und geringfügiger Beschäftigung ein und spielen 

eine weitaus größere Rolle als Leiharbeit oder Praktika 

(vgl. auch Artikel „Erwerbsarbeit heute – Auf neuen Spu-

ren unterwegs“ auf Seite 4).

In Ostdeutschland liegt der Anteil befristeter Arbeits-

verhältnisse bei neun, in Westdeutschland bei sechs Pro-

zent. Der höhere Anteil an befristeten Arbeitsverhältnissen 

in ostdeutschen Betrieben ist auf die hohe Förderintensität 

durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) zurück-

zuführen (vgl. Kasten „Die Befristungsstatistik“). Arbeit-

nehmer in ABM erhalten einen befristeten Vertrag, da die 

Förderdauer begrenzt ist.

Die Bestandsgrößen befristeter Arbeitsverträge von 

sechs Prozent erwecken zunächst den Eindruck, dass Be- 

fristungen kein Massenphänomen sind, das die These 

von einer „Erosion“ der Normalarbeit rechtfertigen würde.  

Ein Blick auf die Entwicklung des Anteils befristeter Verträ-

ge an allen Neueinstellungen zeigt jedoch, dass sie in der  

betrieblichen Personalpolitik quantitativ eine weitaus 

Die Befristungsstatistik

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) beeinflussen 

die Höhe der befristeten Arbeitsverhältnisse insbeson-

dere in ostdeutschen Betrieben. Zählt man ABM zu 

den Befristungen, liegt die Quote bei etwa neun Pro-

zent. Bereinigt beträgt die Quote etwa sechs Prozent. 

Im zweiten Fall sind die ostdeutschen Befristungs-

anteile nur geringfügig höher als in Westdeutsch-

land. Die Bedeutung der geförderten Befristungen 

hat im Zeitverlauf deutlich abgenommen: Während 

in Ostdeutschland 2001 noch etwa die Hälfte aller 

Befristungen aus geförderten ABM bestanden, waren 

es 2006 lediglich ein Fünftel. In Westdeutschland 

spielen ABM-Befristungen kaum noch eine Rolle. 

Sozialversicherungspflichtige Arbeitsbeschaffungs-

maßnahmen wurden weitgehend durch nicht-sozial- 

versicherungspflichtige Arbeitsgelegenheiten abge-

löst, die sogenannten „Ein-Euro-Jobs“. Bei diesen 

Arbeitsgelegenheiten handelt es sich nicht um Ar-

beitsverhältnisse im rechtlichen Sinne. Sie zählen 

daher nicht zu den Befristungen, obwohl auch sie 

zeitlich befristet vergeben werden. Ein-Euro-Jobs 

sind folglich in allen hier vorliegenden Zahlen zu 

Befristungen nicht enthalten. Auch Ausbildungsver-

träge sind grundsätzlich für die Ausbildungsdauer 

befristet. Ausbildungsverträge sind in das spezifische 

Institutionengefüge der dualen Berufausbildung ein-

gebettet. Sie erfordern eine gesonderte Betrachtung 

und werden in diesem Rahmen daher ebenfalls nicht  

berücksichtigt.
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Abbildung 1

Befristete Neueinstellungen und Übernahmen nach Befristungen 2006 
1. Halbjahr 2006 – Anteile in Prozent

*Anmerkungen:   1) Im IAB-Betriebspanel werden nur Übernahmen im selben Betrieb erfasst. Übergänge aus einem  
 befristeten in ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis bei einem anderen Arbeitgeber können mit  
 den Daten des IAB-Betriebspanels nicht beobachtet werden. 

 2) Die Summe aller Abgänge aus befristeter Beschäftigung setzt sich aus der Summe aller  
 auslaufenden befristeten Verträge und aller Übernahmen zusammen.

Quelle: IAB-Betriebspanel 2006
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größere Rolle spielen: Zwischen 2001 und 2006 sind 

die befristeten Neueinstellungen von 32 auf 43 Prozent  

angestiegen.

 

Kleine Betriebe bieten eher Anschluss

Betriebsgrößenspezifisch gibt es große Unterschiede  

(vgl. Abbildung 1). In Kleinbetrieben erfolgt lediglich ein 

Viertel aller Neueinstellungen befristet; in Großbetrieben 

hingegen liegt die Befristungsquote der Neueinstellungen 

bei 60 Prozent. Nur einer von zehn Großbetrieben ab 250 

Beschäftigten verzichtet völlig auf befristete Arbeitsverträ-

ge; in Kleinbetrieben ist das Verhältnis genau umgekehrt: 

Nur einer von zehn Kleinbetrieben setzt überhaupt Befris-

tungen ein. In Betrieben bis zu zehn Beschäftigten gilt der 

Kündigungsschutz nur eingeschränkt. Es bestehen daher 

geringere Anreize, befristete Verträge abzuschließen,  

da auch bei unbefristeten Verträgen vergleichsweise  

geringe Entlassungskosten anfallen. Unsicherheit und  

Unkenntnis bezüglich der gesetzlichen Bestimmungen 

stellen zudem gerade bei Kleinbetrieben eine Hürde für 

den Einsatz befristeter Verträge dar. Da die deutsche  

Betriebslandschaft zu 75 Prozent aus Kleinbetrieben bis  

zu zehn Arbeitnehmern besteht, ist es nicht verwun-

derlich, dass knapp 60 Prozent aller Betriebe keine be- 

fristeten Verträge abschließen.

Auf die Branche kommt es an

Eine branchenspezifische Betrachtung offenbart, dass Be-

fristungen vor allem in der öffentlichen Verwaltung und 

im Bereich sozialer Dienstleistungen als Normaleinstel-

lungsverhältnis gelten (vgl. Abbildung 1). Zu den sozialen 

Dienstleistungen zählen die Branchen Gesundheit und 

Sozialwesen, Erziehung, Unterricht und auch Non-Profit-

Organisationen. In den übrigen Branchen sind unbefris-

tete Neueinstellungen weiterhin in der Mehrzahl. Gerade 

in den produktionsorientierten Branchen, die dem inter-

nationalen Wettbewerb besonders stark ausgesetzt sind, 

spielen Befristungen eher eine untergeordnete Rolle. Eine 

direkte Verbindung zwischen einer Zunahme des internati-

onalen Wettbewerbs, den damit einhergehenden Flexibili-

tätserfordernissen der Betriebe und dem Anstieg befriste-

ter Beschäftigungsverhältnisse ist nicht erkennbar.

In der öffentlichen Verwaltung besteht ein Grund für 

die Nutzung befristeter Arbeitsverträge in dem dort ausge-

prägten Schutz regulärer Arbeitskräfte bei gleichzeitigem 

Bestreben des Staates, über „Verwaltungsmodernisie-

rung“ öffentliche Haushalte zu konsolidieren und den Stel-

lenplan schrittweise zu reduzieren. Eng mit der Situation 

und strategischen Ausrichtung des öffentlichen Dienstes 

verbunden ist die Entwicklung in den sozialen Dienstleis-

tungen. Einerseits ist der öffentliche Dienst als Arbeitgeber 

selbst Teil der sozialen Dienstleistungen, vor allem in den  

Branchen Erziehung und Unterricht sowie im Gesund-

heits- und Sozialwesen. Zum anderen hat sich die Verwal-

tungsmodernisierung der 1990er Jahre auf die „Zuliefer- 

strukturen“ ausgeweitet. Dazu zählen die privaten,  

privatisierten und nichterwerbsorientierten Dienstleister 

wie Caritas und Diakonie. Soziale Dienstleistungen erfol-

gen demnach zunehmend nach quasi-betriebswirtschaft-

licher Effizienz- und Wettbewerbslogik über Kontraktma-

nagement bei gleichzeitiger Steuerungshoheit des Staates, 
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Abbildung 2

Wege aus der Beschäftigung im Vergleich 2006
1. Halbjahr 2006, Anteile in Prozent
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das heißt in Abhängigkeit von oft zeitlich befristeter staat-

licher Finanzierung und öffentlichem Leistungsrecht. Im 

Zuge eines wechselseitigen Unterbietungswettbewerbes in 

Teilen des Sozialsektors wird die traditionelle Anknüpfung 

an den Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes vielfach um-

gangen oder aufgehoben, sodass Arbeit im sozialen Dienst-

leistungsbereich zunehmend als „flexibel und schlecht be-

zahlt“ eingestuft wird. Der steigende Kostendruck sowie 

die zeitlich begrenzte Vergabe von öffentlichen Mitteln 

lassen sich zum Teil nur über befristete Arbeitsverträge  

kanalisieren. 

Endstation: Bitte aussteigen!

In Betrieben und Branchen, die hohe Befristungsquoten 

bei den Einstellungen aufweisen, ist die Wahrscheinlich-

keit gering, dass alle Zeitverträge zur Verlängerung der 

Probezeit genutzt werden und dann in ein unbefristetes 

Arbeitsverhältnis münden. Vielmehr müssen viele befristet 

Beschäftigte auch bei guter Leistung damit rechnen, dass 

ihr Vertrag ausläuft.

Dies ist vor allem der Fall in Betrieben mit hohem Kün-

digungsschutz. Dazu zählen insbesondere Großbetriebe 

und öffentliche Einrichtungen. Ein Indikator für die Höhe 

des Kündigungsschutzes ist der Anteil der Arbeitgeberkün-

digungen an allen Abgängen aus einem Betrieb. Eine hohe 

Quote weist darauf hin, dass der vorhandene Bestands-

schutz de facto Entlassungen nicht verhindert und kein 

großes Flexibilitätshindernis darstellt.

In Betrieben mit mehr als 250 Beschäftigten liegt 

der Anteil der Arbeitgeberkündigungen bei 14 Prozent  

(vgl. Abbildung 2). In Kleinbetrieben mit bis zu zehn Be-

schäftigten kündigt der Arbeitgeber hingegen weitaus 

häufiger. Hier liegt der Anteil bei 40 Prozent. Abgänge aus 

Großbetrieben werden demnach großteils über befristete 

Arbeitsverträge realisiert: Der Anteil auslaufender Verträ-

ge an allen Abgängen aus den Betrieben lag bei Großbe-

trieben mit mehr als 250 Beschäftigten bei 29, in Klein- 

betrieben bei nur fünf Prozent.

Der hohe Bestandschutz regulärer Arbeitskräfte in 

der öffentlichen Verwaltung lässt sich ebenfalls an dem 

Anteil der Arbeitgeberkündigungen ablesen. Während 

insgesamt gut ein Viertel aller Abgänge aus den Betrie-

ben auf das Konto von arbeitgeberseitigen Kündigungen 

geht, liegt der Anteil in der öffentlichen Verwaltung  

lediglich bei drei Prozent. Darüber hinaus kündigen einmal 

entfristete Arbeitnehmer in der öffentlichen Verwaltung 

mit neun Prozent sehr selten. Die geringe Kündigungs- 

neigung wird dadurch verstärkt, dass im Staatsdienst nach 

Angaben des IAB-Betriebspanels im Jahr 2006 knapp ein 

Drittel der Arbeitskräfte in einem Beamtenverhältnis arbei-

teten. Fluktuation wird daher mit 36 Prozent am häufigs-

ten über das Auslaufen befristeter Arbeitsverträge realisiert. 

Auch spielen in der öffentlichen Verwaltung (Vor-)Ruhe-

standsregelungen mit 26 Prozent und Versetzungen mit  

elf Prozent eine große Rolle.

Der geringe Anteil an arbeitgeberseitigen Kündi-

gungen in der öffentlichen Verwaltung lässt sich nicht 

allein mit einem höheren tarifvertraglichen Kündigungs-

schutz und einem hohen Beamtenanteil erklären, son-

dern auch mit der personalpolitischen Praxis. Verhaltens- 

und personenbedingte Kündigungen sind auch in der  
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öffentlichen Verwaltung möglich, werden aber kaum 

ausgesprochen. Eine solche Personalpolitik, die de facto 

nur die zwei Extrempole Unkündbarkeit mit exzessivem 

Gebrauch von Vorruhestandsregelungen und Befristung 

kennt und nutzt, führt zu den von Olivier Blanchard 

und Augustin Landier erforschten „perverse effects“:  

Die meist jungen befristeten Arbeitskräfte sind – in der 

Hoffnung übernommen zu werden – häufig besonders 

leistungswillig. Aufgrund der extremen Pole zwischen Un-

kündbarkeit und Befristung bestehen für den Arbeitgeber 

Anreize, eher eine neue, ebenso motivierte Arbeitskraft 

wiederum befristet einzustellen, als sich dauerhaft an eine 

Arbeitskraft zu binden, deren Verhandlungsmacht über-

dies bei Übernahme zunimmt. 

Die dargestellte Wirkung des extrempoligen Kün-

digungsschutzes kann bei entsprechendem Ungleichge-

wicht auf dem Arbeitsmarkt zur betrieblichen Strategie des  

„Recalls“ führen: Betriebsspezifisch qualifizierte Arbeits-

kräfte werden zeitweise in der Arbeitslosigkeit geparkt  

und bei Bedarf reaktiviert. Der Betrieb kann sich bei einer 

großen Arbeitsmarktmacht sicher sein, dass der Arbeitneh-

mer zwischenzeitlich kaum einen gleich- oder höherwer-

tigen Arbeitsplatz in einem anderen Betrieb finden wird.

Hier läuft es weiter

Das Entlassungsrisiko aus befristeten Verträgen ist nicht 

über alle Branchen und Betriebsgrößen gleich verteilt. 

Ähnlich sieht dies bei den innerbetrieblichen Über- 

nahmen in unbefristete Beschäftigung aus. Die Daten des 

IAB-Betriebspanels zeigen, dass im ersten Halbjahr 2006 

insgesamt 45 Prozent aller Abgänge aus Befristungen auf 

Übernahmen im selben Betrieb resultieren. Andere Über-

gangsanalysen auf Basis von Personendaten stellen fest, 

dass etwa 40 Prozent der befristet Beschäftigten nach 

einem Jahr ein unbefristetes Arbeitsverhältnis bei dem-

selben oder einem anderen Arbeitgeber gefunden haben 

und etwa zwei Drittel der befristet Beschäftigten nach drei 

Jahren in Dauerstellen tätig sind. Das bedeutet allerdings 

auch, dass für etwa ein Drittel Zeitverträge zur Prekarisie-

rung der Erwerbskarrieren beitragen können.

Der Anstieg der Übernahmen von 39 Prozent im Jahr 2005 

auf 45 Prozent kann zum Teil auf die gute konjunkturelle 

Entwicklung sowie auf die Zunahme der befristeten Neu-

einstellungen selbst zurückgeführt werden. Allerdings 

gibt es deutliche branchenspezifische Unterschiede. Die 

geringsten Anteile an Übernahmen weisen – abgesehen 

von der saisonalbedingten Befristungspolitik in der Land-
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wirtschaft – die Branchen öffentliche Verwaltung und so-

ziale Dienstleistungen auf (vgl. Abbildung 1 auf Seite 28).  

Lediglich ein Viertel aller Abgänge aus befristeten Verträ-

gen in der öffentlichen Verwaltung ist auf Übernahmen 

zurückzuführen. Im Produzierenden Gewerbe und in den 

distributiven Dienstleistungen, zu denen unter anderem 

Groß- und Einzelhandel, Kraftfahrzeughandel und -repa-

ratur zählen, gehen hingegen etwa zwei Drittel aller Ab-

gänge aus Befristungen auf das Konto von Übernahmen. 

Arbeitskräfte werden hier und in Kleinbetrieben häufiger 

übernommen, da sie auch leichter entlassen werden kön-

nen, wenn es betriebswirtschaftlich notwendig ist (vgl. 

Abbildung 1). „Perverse“ Effekte des Kündigungsschutzes 

gibt es also – anders als im öffentlichen Dienst – nicht 

in vergleichbarem Maße; die Übernahmechancen sind  

relativ hoch. Die günstigere Perspektive auf ein unbefris-

tetes Arbeitsverhältnis wird aber mit einem geringeren 

Kündigungsschutz und damit mit einer anderen Form der 

individuellen Unsicherheit erkauft.

Fazit

Befristungen bieten im Produzierenden Gewerbe und in 

produktionsnahen Dienstleistungen in vielen Fällen eine 

Perspektive auf dauerhaften Anschluss an die gewünschte 

Normalarbeit. In Bereichen der Sozialwirtschaft, den so-

zialen Dienstleistungen, der öffentlichen Verwaltung und 

gemeinnützigen Betrieben können Befristungen als das 

Normaleinstellungsverhältnis gelten: Etwa zwei Drittel 

der Einstellungen erfolgen hier auf Basis eines befriste-

ten Vertrages. Übernahmen sind vergleichsweise selten,  

Abgänge aus Befristungen hingegen das meistgenutzte 

„Entlassungsinstrument“. Andere Wege in der Personal-

politik werden in diesen Branchen zum Teil über die Ventil-

funktion der befristeten Arbeitsverträge – und zu Lasten der 

Betroffenen – verhindert. Eine personalpolitische Vorbild- 

funktion erfüllen Betriebe mit exzessiver Befristungspraxis 

nicht. Die Ergebnisse zeigen aber auch, dass der Kündi-

gungsschutz für einen Großteil der Betriebe in Deutsch-

land kein Flexibilitätshindernis darstellt und Ausweich-

strategien auf befristete Arbeitsverträge nicht notwendig 

sind. Stehen Betriebe in einem Wettbewerb um knappe 

Fachkräfte, werden sie ihren Bewerbern zudem kaum eine 

befristete Stelle anbieten. Insofern steht die Verbreitung 

befristeter Verträge nicht nur für betriebliche Funktions-

erfordernisse. Sie sind eben auch Ausdruck der Lage 

auf dem Arbeitsmarkt und der damit einhergehenden  

Verhandlungsposition der Arbeitnehmer.
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Abbildung 1

Beschäftigtenanteile von Leiharbeit und befristeten Arbeitsverträgen  
in Europa im Jahr 2006 

ohne Auszubildende, in Prozent

Quellen: Befristungen: Europäische Arbeitskräfteerhebung 2006; Leiharbeit: CIETT 2006; eigene Berechnungen ©IAB
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Leiharbeit und Befristungen international
Vorfahrt für ungebremstes Wachstum?

Das Ausmaß von Leiharbeit und Befristungen in einzelnen 

Ländern hängt einerseits ab von den rechtlichen Beschrän-

kungen der jeweiligen Beschäftigungsform; andererseits 

wird vermutet, dass auch die Stärke des Kündigungsschutzes 

für Festangestellte eine Rolle spielt. Denn die Erleichterung 

von Leiharbeit und Befristungen wird als „reform at the 

margin“ gesehen, als eine Reform an den Rändern des  

Arbeitsmarktes. Sie dient dazu, gesetzliche Änderungen im 

Zentrum, am bestehenden Kündigungsschutz für Festange-

stellte, zu vermeiden. Mittlerweile liegen sowohl aktuelle 

Zahlen zu Leiharbeit und Befristungen als auch ein Indikator 

für den Kündigungsschutz vor. Daraus lässt sich die interna-

tionale Verbreitung der zwei Erwerbsformen darstellen und 

Zusammenhänge analysieren zwischen dem Ausmaß von 

Leiharbeit und Befristungen und dem länderspezifischen 

Kündigungsschutz für Festangestellte.

Befristete ungleich verteilt

In Europa variieren die Anteile befristeter Beschäftigung 

an allen abhängig beschäftigten Arbeitnehmern erheblich. 

Befristete Arbeitsverträge werden vor allem in Spanien, 

Polen und Portugal exzessiv eingesetzt (vgl. Abbildung 1). 

In Großbritannien, Österreich, Irland oder der Schweiz 

hingegen spielen sie eine untergeordnete Rolle. Auch in 

Deutschland liegen befristete Arbeitsverträge mit sechs 

Prozent weit unter dem europäischen Durchschnitt. In 

europäischen Statistiken werden die Arbeitsverträge der 

Auszubildenden häufig zu den Befristungen gezählt.  

Damit entsteht ein verzerrtes Bild über die Verbreitung 

Leiharbeit und Befristungen breiten sich in Europa rasant aus. In manchen Ländern schneller als 

in anderen. Auch Regeln für herkömmliche Arbeit können das Tempo beeinflussen. Gehen strenge  

Gesetze mit starkem Wachstum der locker geregelten Alternativen einher? Die politische Steuerung 

der EU beschäftigt sich vor allem mit der Frage, wie eine Balance zwischen Beschäftigungszunahme  

und betrieblicher Flexibilität auf der einen, Arbeitsplatz- und Beschäftigungssicherheit auf der  

anderen Seite geschaffen werden kann.
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von Befristungen in Deutschland, Österreich und der 

Schweiz, weil das System der dualen Berufsausbildung 

hier stark verbreitet ist. Befristungen ohne Ausbildungs-

verträge separat auszuweisen, ist ein Weg zur besseren 

Vergleichbarkeit (vgl. Abbildung 1).

Die äußerst heterogene Verbreitung von Befristun-

gen in Europa lässt sich wie vermutet zum Teil durch die  

länderspezifisch unterschiedliche Regulierung der Arbeits-

märkte erklären. Die OECD hat Indikatoren entwickelt, um 

die Stärke des Kündigungsschutzes für Festangestellte, für 

befristet Beschäftigte, für Leiharbeiter und für Betroffene 

von Massenentlassungen zu analysieren. Vergleicht man 

die Befristungsquoten exklusive Auszubildende mit dem 

Indikator für den Kündigungsschutz Festangestellter, zeigt 

sich ein deutlicher Zusammenhang (vgl. Abbildung 2). 

Für Deutschland lässt sich allerdings feststellen, dass 

der Kündigungsschutz nicht zu einer massiven Ausweitung 

befristeter Arbeitsverhältnisse beigetragen hat. Die Umge-

hung des Kündigungsschutzes ist nur ein – wenn auch rele-

vantes – Motiv für den Einsatz von befristeten Arbeitskräften. 

Saison- und Projektarbeit, Vertretungen während des Erzie-

hungsurlaubs oder die Erprobung neuer Mitarbeiter sind 

ebenso wichtige Gründe, befristete Verträge vorzuziehen. 

Leiharbeit wenig verbreitet

Leiharbeit spielt im Vergleich zu Befristungen international 

eine untergeordnete Rolle (vgl. Abbildung 1 auf Seite 33). 

Die größte Bedeutung gemessen an allen abhängig be-

schäftigten Arbeitnehmern hat Leiharbeit mit etwa fünf 

Prozent in Großbritannien und mit etwa drei Prozent in 

Luxemburg und in den Niederlanden. Mit zwei Prozent 

ähnlich hoch ist der Anteil in Frankreich, Belgien, Öster-

reich, Irland und in der Schweiz.

Während der Zusammenhang zwischen der Ver- 

breitung befristeter Arbeitsverhältnisse und der Arbeits-

platzsicherheit für Festangestellte eindeutig positiv ist, geht 

die Beziehung zwischen Leiharbeit und dem Kündigungs-

schutz für regulär Beschäftigte in die entgegengesetzte 

Richtung (vgl. Abbildung 3). Leiharbeit hat eine größere 

Bedeutung in eher marktkoordinierten Ländern mit ge-

ringer Regulierungsdichte. Der negative Zusammenhang 

entsteht vor allem durch die marktkoordinierten Länder 

Großbritannien und USA. Ohne Berücksichtigung der bei-

den angelsächsischen Länder ist kein Zusammenhang er-

kennbar. Im Gegensatz zu befristeten Arbeitsverträgen lässt 

sich umgangener Kündigungsschutz als Erklärung für die 

stärkere Verbreitung von Leiharbeit nicht heranziehen. 
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Abbildung 2

Befristungsquoten und Arbeitsplatzsicherheit international

Quelle: Europäische Arbeitskräfteerhebung 2003; OECD 2004; eigene Berechnungen ©IAB

Abbildung 3

Leiharbeiterquoten und Arbeitsplatzsicherheit international

Quelle: CIETT; OECD 2004; eigene Berechnungen ©IAB
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Gesetze mit langem Arm

Um die unterschiedliche Verbreitung von Leiharbeit den-

noch zu verstehen, ist ein Blick auf den länderspezifischen 

Kontext und die Regulierungssysteme der Leiharbeit not-

wendig. In den Niederlanden, dem Vereinigten Königreich 

und den USA sind traditionell höhere Leiharbeitsquoten 

und breitgefächerte Einsatzbereiche anzutreffen. Sie ha-

ben jahrelange Erfahrungen mit Leiharbeit und mit einer 

deregulierten Verleihindustrie. Seit 1998/99 gibt es in den 

Niederlanden allerdings eine grundlegende Regulierung 

des Leiharbeitsrechts, was zu einer rückläufigen Leihar-

beitsquote seit dem Jahr 2000 führte. 

Eine vergleichende Studie der Europäischen Stiftung 

zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen aus 

dem Jahr 2007 zeigt, wie unterschiedlich Leiharbeit in den 

betrachteten Ländern definiert wird und wie unterschied-

lich der gesetzliche Rahmen gestaltet ist (vgl. Tabelle 1). 

Trotz der Variationsbreite gibt es drei Entwicklungsmuster: 

In Ländern wie Dänemark, Finnland, Irland und Großbritan-

nien mangelt es an klaren Definitionen und Regelwerken 

für Leiharbeit als einem separaten Beschäftigungstypus. In 

Ländern wie Österreich, Deutschland, den Niederlanden, 

Norwegen, Spanien und Schweden etablierte sich eine 

Tabelle 1

Rechtliche Rahmenbedingungen in der EU-15 im Jahr 2007

Land
Gleichbehandlungs-

grundsatz
Einsatzgründe Zeitliche Limitierung Sektorenbeschränkung

Belgien Ja Ja Ja Ja

Portugal Ja Ja Ja Ja

Frankreich Ja Ja Ja Nein

Spanien Ja Ja Nein Ja

Luxemburg Ja Ja Ja Nein

Griechenland Ja Nein Ja Nein

Deutschland Ja Nein Nein Ja

Italien Ja Ja Nein Nein

Österreich, Finnland, Niederlande Ja Nein Nein Nein

Großbritannien, Dänemark, Schweden, Irland Nein Nein Nein Nein

Quelle: Eurofound 2007

klare Definition in der Rechtssetzung und in den korres-

pondierenden Regulationsmechanismen des Leiharbeits-

einsatzes. Sie stellt zuvorderst auf die Dreiecksbeziehung 

zwischen der Verleihagentur, dem Entleihbetrieb und der 

Leiharbeitskraft ab. Belgien, Frankreich, Italien und Por-

tugal heben zusätzlich zu gesetzlichen Definitionen und 

Regulationsmechanismen des Dreiecksverhältnisses den 

speziellen Status des Zeitarbeitnehmers hervor. 

Die international verschiedenen Regulierungssysteme 

stehen dabei in ursächlichem Zusammenhang zur volks-

wirtschaftlichen Bedeutung des Leiharbeitssektors, auch 

wenn noch weitere Faktoren eine nicht zu unterschätzende 

Rolle spielen. So zum Beispiel die Industriestruktur und die 

Akzeptanz dieser Arbeitsform. 

Den deutschen Arbeitsmarkt kennzeichnet im inter-

nationalen Vergleich eine relativ hohe Regulierungsdichte. 

Für die deutsche Leiharbeitsbranche setzte die Deregulie-

rung verhältnismäßig spät ein, brachte dann relativ weit-

reichende Veränderungen hervor und beinhaltete zugleich 

Elemente kollektiver Selbstregulation etwa durch die Ver-

einbarung von Tarifverträgen für die Zeitarbeitsbranche. 

Zur Deregulierung zählen insbesondere die schrittwei-

se Lockerung des gesetzlichen Rahmens und die damit  
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einhergehende Aufhebung des Synchronisationsverbots 

für Zeitarbeit in Deutschland. Das Synchronisationsverbot 

besagte, dass sich die Laufzeit des Leiharbeitsvertrages 

und der Einsatz bei einem Entleiher nicht entsprechen 

durften. Ziel des Verbots war es, Leiharbeitsverhältnisse 

als stetige Arbeitsverhältnisse zu etablieren, indem der 

Vertrag des Leiharbeitnehmers nicht nur auf die Dauer 

der Tätigkeit bei einem Entleihbetrieb befristet werden 

sollte. Einige Wissenschaftler gehen davon aus, dass ge-

rade diese rechtlichen Lockerungen in den letzten Jahren 

für die starke Expansion der Leiharbeit in Deutschland  

verantwortlich ist.

Fazit

Befristungen und Leiharbeit sind in Europa unterschiedlich 

verbreitet, definiert sowie durch Gesetze und Tarifverträge 

reguliert. Im internationalen Vergleich sind Hinweise für 

einen Zusammenhang zwischen dem Kündigungsschutz 

für Festangestellte und der Verbreitung befristeter Ar-

beitsverträge erkennbar: Je strikter die Regeln gestaltet 

sind, umso höher ist tendenziell der Anteil an befristeten  

Arbeitsverhältnissen. Zwischen Leiharbeit und dem gesetz-

lichen Kündigungsschutz lässt sich hingegen keine klare 

Beziehung identifizieren. Offenbar setzen Unternehmen 

Leiharbeit weniger ein, um arbeitsrechtliche Vorgaben für 

Festangestellte zu umgehen. Vielmehr spielt die traditio-

nelle Etablierung des Leiharbeitssektors und die allgemei-

ne Akzeptanz der Beschäftigungsform eine große Rolle. 

Die mittlerweile im internationalen Vergleich relativ liberal  

gestalteten Regeln für den Leiharbeitssektor in Deutschland 

legen nahe, dass Leiharbeit auch in Zukunft eine wichtige 

Rolle in der betrieblichen Personalpolitik spielen wird.
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Sie gehört zu den prominentesten Gesichtern der Zeitarbeitsbranche in Deutschland: Ingrid Hofmann ist Geschäftsführerin von 

Hofmann Personal Leasing in Nürnberg, hierzulande eines der größten Unternehmen der Branche. Im Interview mit IAB-Forum 

erklärt sie, was sie motiviert, wer bei ihr Arbeit sucht und wie es um die Frauen in der Zeitarbeit steht. Und sie bezieht Position 

zu den in Politik, Wissenschaft und Medien umstrittenen Themen Mindestlohn, Mitbestimmung und Weiterbildung.

Wie kamen Sie darauf, vor über 20 Jahren eine Zeitar-

beitsfirma zu gründen?

Ingrid Hofmann: Zunächst wollte ich nach Südafrika ge-

hen, um dort Managerin auf einer Orchideenfarm zu werden. 

In einem Nürnberger Blumenimportunternehmen sagte man 

mir, wenn ich eine Ausbildung mache zum Außenhandels-

kaufmann, kann ich anschließend nach Südafrika gehen. Dass 

es anders kam, lag an den damaligen politischen Unruhen 

in Südafrika. So musste ich mir etwas Neues überlegen. In 

meinem Ausbildungsbetrieb war ich gleichzeitig Sekretärin 

des Fuhrparkleiters, Mitarbeiterin der Personalabteilung und 

Springerin für ganz Deutschland. Mit einer nur drei oder vier 

Jahre älteren Chefin kann man sich vorstellen, wie begrenzt 

dort meine Karrierechancen gewesen sind. Dann entdeckte ich 

die Anzeige eines Nürnberger Zeitarbeitsunternehmens. 

War das Geschäft für Zeitarbeitsfirmen vor 20 Jahren 

leichter oder schwerer?   

Ingrid Hofmann: Schwerer. Da gab es einmal die Diskussion 

um das Synchronisationsverbot. Das war für mich die blöd-

sinnigste Regelung, die mir je in meinem Leben über den 

Weg gelaufen ist. Es hieß, der Mitarbeiter muss zwei Einsätze  

Interview

haben. Studenten, die genau sechs Wochen in den Semester-

ferien arbeiten wollten, konnten keinen sechswöchigen Auf-

trag annehmen. Wir mussten ja zwei Einsätze bieten. 

Außerdem war die Kundenseite noch recht schwierig damals. 

Die hatten Sorgen, dass jemand, der bei einer Spedition X ar-

beitet, vertrauliche Informationen an Spedition Z weiter gibt. 

Und schließlich war die Bewerbersituation eine andere. Wir 

hatten überwiegend Leute, die nur vier Wochen oder zwei 

Monate arbeiten wollten. Erst im Laufe der Zeit gab es immer 

mehr unbefristete Arbeitsverhältnisse. 

War Letzteres eine Voraussetzung dafür, dass Sie in den 

höher qualifizierten Bereich hineingehen konnten? 

Ingrid Hofmann: Erst mit der Novellierung des Arbeitneh-

merüberlassungsgesetzes 2004, als die Befristung komplett 

wegfiel, haben wir wirklich die Chance bekommen, Hochqua-

lifizierte einzustellen. Von unseren 12.000 Mitarbeitern sind 

das rund zehn Prozent. Darunter etwa 400 Ingenieure. Meine 

große Sorge ist, dass wieder eine Befristung kommt. Dann ver-

lören wir genau die hoch qualifizierten und gut ausgebildeten 

Mitarbeiter. Denn ihre Projekte dauern nun mal zwei oder drei 

Jahre. 

Zeitarbeit als Chance
Ein Gespräch mit Ingrid Hofmann
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Wie lange bleiben Hochqualifizierte durchschnittlich 

bei Ihnen? 

Ingrid Hofmann: Wir können auf Erfahrungen erst seit 

2004 zurückblicken. Sie können aber davon ausgehen, dass 

sie maximal für zwei Projekte bleiben. Die Übernahmequote 

liegt bei 100 Prozent – ob jemand vom Kunden übernommen 

wird oder ob er sich aus diesem Beschäftigungsverhältnis an-

derweitig erfolgreich bewirbt. Aber auch andere erhalten nach 

zwei bis drei Einsätzen ein Angebot. 

Wer sind Ihre Mitarbeiter?   

Ingrid Hofmann: Schwerpunktmäßig Facharbeiter. Wir ha-

ben viele Kunden in der Automobilindustrie. Dort setzen wir 

bei der Produktion Facharbeiter ein. Mechatroniker, Außenmit-

arbeiter oder ausgelernte Facharbeiter aus den Maschinenbau-

bereichen. Es müssen nicht immer Kfz-Mechaniker sein, aber 

die Kunden haben einen Anspruch auf eine abgeschlossene 

Berufsausbildung. 

Wenn man sich Ihren typischen Mitarbeiter vorstellt, 

wer ist das? Über die Qualifikation haben wir gespro-

chen. Aber ist das ein Mann, eine Frau, Single, Famili-

enmensch, 20 oder eher 55, Student, frisch graduiert? 

Oder haben Sie alles im Programm?  

Ingrid Hofmann: Auch Studenten, auch Ältere. Es ist das 

eine, Studenten oder jemanden, der gerade fertig ist mit der 

Uni oder mit der Ausbildung, zu integrieren und sukzessive auf-

zubauen. Wir haben aber auch zehn Prozent über 50-Jährige, 

die dadurch eine Chance haben, wieder in Beschäftigung zu 

sein. Was alle mitbringen müssen ist: Offenheit für neue Auf-

gaben, für neue Menschen. Sie dürfen keine Angst haben. Die 

Jüngeren wissen oft, dass sie in der Zeitarbeit einen Betreuer 

haben, der sie zum Einsatz begleitet, der für sie zuständig ist, 

der sich kümmert. Ältere denken noch immer: Da wird man 

irgendwo hingeschickt und dann muss man sehen, wie man 

klarkommt. Das ist Vergangenheit. In der Zeitarbeit wurden in 

den letzen Jahren Einarbeitungssystematiken entwickelt. Frü-

her hat man Mitarbeitern gesagt: „Sie sind dort als Sekretärin. 

Melden Sie sich um so und soviel Uhr, dort und dort.“ Das 

war’s. Bei uns wird heute jeder Mitarbeiter genau über seinen 

Einsatz informiert. Jemand geht mit ihm zum Einsatzort, dort 

wird er nochmals unterwiesen und regelmäßig betreut. Heute 

lässt man niemanden mehr alleine. Man muss merken, wann 

jemand überfordert oder unterfordert ist. Dann versucht man 

umzubesetzen oder was zu ändern. 

Die Zeitabeitsbranche gilt als Wirtschaftsbereich, in 

dem wenige Frauen tätig sind …  

Ingrid Hofmann: Hier muss man differenzieren zwischen un-

seren Mitarbeitern, die im Kundeneinsatz sind, und unseren 

Mitarbeitern im Stammhaus. Im Kundeneinsatz klappt es mit 

der Familienfreundlichkeit nur insofern, dass wir abstimmen, 

Einrichtungen mitbenutzen zu können. Wir haben aber selbst 

keine Gestaltungsmöglichkeit. Leider sind wir noch nicht so-

weit, dass ich sagen könnte: „Wir haben morgen eine Sekretä-

rin für Sie. Es macht Ihnen hoffentlich nichts aus, dass sie ihr 

Baby mitbringt.“ Aber ich kann es für unsere interne Mann-

schaft realisieren. Wir sind fast 500. Ursprünglich hatte ich die 

Firma als Frauenunternehmen gegründet. Dann konnten wir 

auf die Männer aber nicht ganz verzichten. Heute sind zwei  

Drittel unserer 

internen Mann-

schaft Frauen, 

die Hälfte davon 

Mütter. Wir ha-

ben eigentlich 

gar nichts Besonderes gemacht, sondern haben eine gesunde 

Einstellung zur Situation. Ich habe immer gerne mit Frauen ge-

arbeitet, habe festgestellt, als ich selbst ein Kind hatte, dass es 

abends die Mütter waren, die noch im Büro saßen und nach 

Lösungen suchten. Ich habe mich verändert durch meine eige-

ne Mutterschaft. Ich habe gesehen: Es geht, ich bin deswegen 

nicht schlechter geworden, sondern sogar effizienter. Ich habe 

festgestellt, dass – da lass’ ich mich auch nicht von abbrin-

gen – genau diese Kombination, im Beruf zu sein und Familie 

zu haben, für viele Frauen – nicht für alle – eigentlich das 

Traumhafte ist. Sie bringen Höchstleistung, wenn man ihnen 

die Chance gibt, beides zu verbinden. Manchmal ist es auch 

schwierig. Wir haben jetzt den Fall, dass sich zwei den Va-

ter- und Mutterurlaub teilen. So musste ich zwei Arbeitsplätze 

besetzen. Oder ein Mitarbeiter wollte freitags bei seinem Sohn 

sein, hat mir aber angeboten, dass er sein Handy immer dabei 

hat. Schwierige Fälle kann man dann am Telefon klären. 

Wie sieht die Mütter- und Väterquote aus bei Ihren 

Mitarbeitern im Kundeneinsatz? 

Ingrid Hofmann: Wir haben sicherlich viele Mütter und Vä-

ter, aber das hat keine Auswirkung. Halbtagsstellen gibt es fast 

gar nicht in der Überlassung. Vor 20 Jahren war das noch gang 

und gäbe, aber jetzt sind es Vollzeitstellen.  

Warum haben Arbeitslose in der Zeitarbeit eher eine 

Chance als bei einem Industrieunternehmen oder in 

einem kleinen bis mittelgroßen Betrieb?  

Ingrid Hofmann: Wir konnten in den letzten Jahren sehr 

schnell reagieren. Bis vor ein, zwei Jahren haben wir überwie-

gend Menschen eingestellt, die bis zu einem Jahr arbeitslos 

waren. Erst in letzter Zeit ist es gelungen, auch mehr Lang-

zeitarbeitslose zu integrieren. Bei uns sind es jetzt 15 Prozent. 

Andere Firmen hätten nicht so schnell reagiert. Wenn die uns 

aber als ihren Dienstleister haben, rufen sie an und kriegen mit 

„Wir sind noch nicht so weit zu  
sagen: ‚Wir haben eine Sekretärin  
für Sie, die bringt ihr Baby mit.’“
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etwas Glück jemanden in zwei Tagen. Zurückgeben können sie 

ihn in einer Woche oder sogar eher. Die Firmen müssen nicht 

den langwierigen Einstellungsprozess machen und später Aus-

trittsgespräche. Für viele kleinere Betriebe ist das keine Routi-

ne. Ohne Zeitarbeit hätte sich das hingezogen. Dann wäre der 

Aufschwung schon wieder ein Abschwung gewesen. 

Warum ist Zeitarbeit im Dienstleistungsbereich in 

Deutschland nicht stark vertreten, im Gegensatz zu 

vielen anderen Ländern? Das wird Ihre Geschäftsaus-

sichten nicht gerade beflügeln, weil der Dienstleis-

tungsbereich wächst, während der gewerbliche Be-

reich schrumpft. 

Ingrid Hofmann: Ich sehe schon auch bei uns einen Zu-

wachs im Dienstleistungsbereich. Aber halt eher in Feldern wie 

Callcentern. In Gastronomie oder Handel sind wir sehr wenig 

vertreten. Das ist eine Kostensache, wenn unsere Verrech-

nungssätze und unser Tarifvertrag höher sind. Es ist eben nicht 

so, wie immer behauptet wird, dass die Zeitarbeit den schlech-

testen Tarifvertrag hat. Wir sind im Mittelfeld angesiedelt.

Man muss aber auch in Bereichen wie Metall- und Elektroin-

dustrie acht geben, wenn es immer heißt: „Gleicher Lohn für 

gleiche Arbeit“. Ich bin der Meinung, wenn Mitarbeiter aus 

der Zeitarbeit länger die gleiche Arbeit machen, ist es sehr 

problematisch. Wenn aber ein Mitarbeiter neu ist, der Stamm- 

mitarbeiter aber schon fünf oder zehn Jahre da, muss man  

einkalkulieren, dass unser Mitarbeiter eine Anlernzeit braucht. 

Man darf nicht alles so einfach vermixen. Manchmal ist es 

schon ein Glücksfall, wenn Kunden Ungelernten eine Chance 

geben, sich einzuarbeiten. Steigt man gleich mit dem hohen 

Lohn ein, sind diese Chancen weg. 

Die Zeitarbeitbranche befürwortet Mindestlöhne und 

die Aufnahme in das Entsendegesetz. Was sind die 

Gründe? 

Ingrid Hofmann: Wir sind für die Öffnung des Marktes, für 

die Arbeitnehmerfreizügigkeit in der Europäischen Union. 

Dann werden aber auch polnische Zeitarbeitsunternehmen 

Mitarbeiter hier einsetzen. Nach unserem Gesetz brauchen sie 

einen Tarifvertrag, aber nicht unbedingt einen deutschen. Sie 

könnten einen Tarifvetrag über 3,50 Euro abschließen. Oder 

Hofmann Personal Leasing könnte nach Polen gehen – was 

wir nicht unter dem Aspekt tun würden. Aber wir könnten ein 

Unternehmen in Polen gründen, eine Niederlassung hier in 

Deutschland aufmachen und Mitarbeiter zu einem polnischen 

Tarifvertrag einsetzen. 

Der andere Aspekt ist, dass es in der Zeitarbeit immer noch 

Tarifverträge gibt, die ich für sehr problematisch halte. Die 

Mehrheit unserer Branche will den Mindestlohn. Nur wegen 

einiger Unternehmen kann man von Dumpinglöhnen in der 

Zeitarbeit sprechen. Aber es ist auch die Frage, ob die Industrie 

ungelernten Leuten den hohen Mindestlohn bezahlen kann in 

Höhe der Pfändungsgrenze von 10,20 Euro, wie die Gewerk-

schaften fordern. 

Uns überrascht die Dringlichkeit Ihres Anliegens. 

Nächstes Jahr ist wieder Bundestagswahlkampf. 

Will man die Dinge vorher abgeschlossen haben? Bis 

2011 – wenn die deutsche Ausnahmeregelung für die 

Freizügigkeit ausläuft – ist ja noch ein bisschen Zeit. 

Ingrid Hofmann: Das Thema ist politisch. Gewerkschaften 

und Politiker haben es aufgegriffen. Mit dem privaten Post-

dienstleister PIN, der im Zuge der Koalitionseinigung zum Min-

destlohn Mitarbeiter entlassen hat, ist es nicht gut gelaufen. 

Wäre das anders ausgegangen, hätte es mit der Zeitarbeit ru-

higer laufen können. Dann hätte man sich auf einen Mindest-

lohn geeinigt. Denn der Großteil der Zeitarbeitsunternehmen 

ist im Bundesverband Zeitarbeit und Personal-Dienstleistungen 

oder im Interessenverband deutscher Zeitarbeitsunternehmen. 

Selbst der christliche Arbeitgeberverband Mittelständische 

Personaldienstleister ist nicht weit von den Vorstellungen zum 

Mindestlohn entfernt. Nur einzelne Verleiher schädigen das 

Image mit Haustarifverträgen oder ähnlichem.   

Sie haben im Gegensatz zu vielen anderen in der Bran-

che einen Betriebsrat. Wie funktioniert die Arbeit der 

Betriebsräte angesichts der logistischen Herausforde-

rungen mit Beschäftigten, die auf verschiedene Stand-

orte verteilt sind? 

Ingrid Hofmann: In den Firmen unserer Kunden gibt es Be-

triebsräte, die kümmern sich zum Teil sehr gut um unsere Mit-

arbeiter. Die kennen den Betrieb. Die wissen, was dort mach-

bar ist. Jetzt kommt unser Betriebsrat, der kümmert sich auch, 

kennt aber den Betrieb nicht und ist eigentlich eine fremde 

Person. Es ist okay in einem Großbetrieb mit vielen Zeitarbeits-

mitarbeitern. Schwierig ist es, wenn jemand in der Metallin-

dustrie arbeitet und plötzlich im Callcenter irgendeiner Firma 

auftaucht. Da muss man an moderneren Konzepten arbeiten, 

um das besser zu gestalten. Man müsste sich Gedanken ma-

chen, wie das Mitbestimmungsgesetz zu reformieren ist, wenn 

man hier die Branche mehr einbeziehen will. Denn es passt 

hinten und vorne nicht.  

Wie sollten moderne Konzepte aussehen?  

Ingrid Hofmann: Die Gewerkschaften und die Unternehmen 

in der Zeitarbeit müssen sich gegenseitig respektieren. Man 

muss sich an einen Tisch setzen und überlegen, was für die 

„Manchmal ist es ein Glücksfall, wenn 
Kunden Ungelernten eine Chance geben.“
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Zeitarbeit passt und wie man für die Zeitarbeit spezielle Re-

gelungen finden kann. Man sollte uns nicht eins zu eins das 

überstülpen, was es in der Wirtschaft jetzt gibt. Wir müssen 

aber auch auf die Bedürfnisse unserer Kunden achten. Die for-

dern von der Zeitarbeit eine Arbeitskraft an und nicht gleich 

eine ganze Gewerkschaftsorganisation. 

Ein wichtiges Thema für Betriebsräte ist die Weiter-

bildung. Seit der Reform des Betriebsverfassungs- 

gesetzes im Jahre 2001 haben Sie mehr Aufgaben 

übertragen bekommen. Wie kann das ablaufen, wenn 

die Leute verteilt sind auf verschiedene Standorte? 

Möglicherweise in verleihfreien Zeiten?

Ingrid Hofmann: Auf die verleihfreien Zeiten hat der Be-

triebsrat im Grunde keinen Einfluss, denn man kann nie sagen, 

wie lange sie dauern. Das Thema Ausbildung ist wichtig, aber 

nicht das Thema des Betriebsrates. Wir können höchstens mit 

dem Betriebsrat abstimmen, welche Möglichkeiten wir haben, 

dass jemand eine Gabelstaplerausbildung bekommt, eine 

Schweißerausbildung oder eine Ausbildung im Office-Paket.

Absolut freiwillig bilden wir zusammen mit Kunden aus. Wir 

zahlen den Ausbildungsplatz und der Kunde übernimmt die 

Ausbildung. Die würden allein nicht ausbilden, weil es zu teuer 

ist oder der Betrieb zu klein. Damit schaffen wir Ausbildungs-

plätze. Denn ich will mir nicht vorwerfen lassen, dass wir die 

Schmarotzer von Ausbildungen anderer Betriebe sind. Früher 

war uns das verwehrt. Die Handwerkskammern und Industrie- 

und Handelskammern haben da nicht mitgemacht. Eine Aus-

bildung kostet so um die 24.000 Euro. Wir können nur hoffen, 

dass der auszubildende Mitarbeiter bei uns bleibt. Wir haben 

knapp verloren, wenn der nach der Ausbildung gleich irgend-

wo anders hingeht. 

In welchen Feldern bilden Sie zusammen mit Unter-

nehmen aus? 

Ingrid Hofmann: Wir reaktivieren Berufe, die es in der DDR 

gab, aber nach der Wende verloren gegangen sind. Fachkraft 

für Tiefbohrtechnik zum Beispiel. Nach der Grenzöffnung habe 

wir Maler nachgeschult. Die hatten eine solide Ausbildung, 

aber ihnen fehlten gewisse Techniken. In Aurich bilden wir 

Eisenflechter aus. Den Beruf konnte man innerhalb von zwei 

Monaten lernen. So sind acht neue Arbeitsplätze entstanden. 

Das ist ein anstrengender Job. Nicht jeder macht dann weiter. 

Aber alle, die wollten, sind übernommen worden.  

Allein durch die Tätigkeit selbst lernen Mitarbeiter viel. 

Inwieweit sollte und kann man das zertifizieren?  

Ingrid Hofmann: In die Richtung wird es in Zukunft laufen. 

Wenn ein ungelernter Mitarbeiter bestimmte Punkte kann, 

dann hat er eine Fachqualifikation. Es stellt sich die Frage, wie 

man ihn anerkannt nachqualifizieren kann, damit es sich auch 

auf seinen Geldbeutel auswirkt. In der Vergangenheit war 

das so. Mitarbeiter haben verschiedene Einsätze. Ein guter 

Disponent setzt ihn immer seiner Qualifikation entsprechend 

ein. Dann kann der Mitarbeiter im Laufe der Zeit auch mehr 

verdienen. Denn über die Arbeitsplatzbeurteilung kann man 

die wachsende Qualifikation dem Kunden gegenüber nach-

weisen. Man könnte das über verschiedene Zeitarbeitsfirmen 

hinweg gestalten. Jemand erwirbt ein Modul im Zeitarbeitsun-

ternehmen X, ein anderes in Unternehmen Y und dann ist er 

beispielsweise Fachpacker. 

Die Zeitarbeitsbranche wurde schon immer sehr kri-

tisch gesehen. Was begeistert Sie nach so vielen Jah-

ren noch immer daran? 

Ingrid Hofmann: Ich mache es seit über 25 Jahren. Ich war 

vom ersten Moment an überzeugt davon und ich bin es heute 

genauso. Man kann uns kritisieren. Man kann sagen, das sind 

nicht die Traumlöhne etc. Aber den Wert, den wir für die Ge-

sellschaft haben, den lass’ ich mir einfach nicht ausreden. Ich 

habe vielleicht im Laufe der Jahre 100.000 Leuten eine Chance 

gegeben, am Arbeitsmarkt teilzuhaben. Irgendeine Chance. 

Nicht immer den Traumjob. Das behaupte ich gar nicht. Aber 

einen Start. Was man weiter daraus macht, liegt ja auch an 

jedem selbst. Ich habe 

meiner ganzen Verwandt-

schaft, allen, die je in 

meinem Umkreis arbeits-

los waren, einen Job ver-

mittelt. Mein halber Ort 

– ich komme aus einem Dorf in der fränkischen Schweiz – hat 

in irgendeiner Form schon für Hofmann Personal Leasing ge-

arbeitet. Ich war am Samstagabend zu einer privaten Party 

eingeladen. Da war der Sohn einer Bekannten, den hatte ich 

vorher noch nie gesehen. Er hat über eine Firma ein Studium 

absolviert und wird jetzt von dieser Firma nicht übernommen. 

Ich habe gesagt: „Bisher hab’ ich noch alle untergebracht!“ 

Das ist es, was mich die ganzen Jahre über motiviert hat. Je-

mand erzählt, er sei arbeitslos, oder die Mutter oder der Vater 

ist arbeitslos, dann sage ich: „Vorbeikommen“.  

„Den Wert, den wir für die  
Gesellschaft haben, den lass‘ 
ich mir nicht ausreden.“

Das Interview führten

Jutta Winters
ist verantwortliche Redakteurin 
für das IAB-Forum im Ge-
schäftsbereich „Wissenschaft-
liche Medien und Kommuni-
kationsstrategie“ am IAB. 
jutta.winters@iab.de

PD Dr. Lutz Bellmann
ist Leiter des Forschungs- 
bereichs „Betriebe und 
Beschäftigung“am IAB. 
lutz.bellmann@iab.de
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LASER empirisch

Das seit Oktober 2007 bestehende interdiszip-

linäre Zentrum Arbeitsmarkt und Arbeitswelt (La-

bor and Socio-Economic Research Center/LASER) 

dient der Vernetzung und Zusammenarbeit von 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ver-

schiedener Fachrichtungen in der Arbeitsmarkt-

forschung. Die empirisch arbeitenden Forschungs-

institute produzieren, verarbeiten und veredeln in 

großem Umfang mikroökonomische und mikroso-

ziale Daten. Einen Überblick über die im IAB und 

am Lehrstuhl für Sozialpsychologie der Universität 

Erlangen-Nürnberg vorliegenden Datens(ch)ätze 

Zu einem Spitzengespräch der besonderen Art 

lud das IAB am 21. Februar 2008. Die drei Vor-

stände der Bundesagentur für Arbeit (BA) und 

die Spitzen der BA-Selbstverwaltung diskutier-

ten mit den renommiertesten deutschsprachigen 

Wissenschaftlern aus der mikroökonometrischen 

Arbeitsmarktforschung über die Konsequenzen 

ihrer Forschungsergebnisse zur aktiven Arbeits-

marktpolitik.

Übereinstimmung herrschte bei allen darüber, 

dass das Wissen über die individuellen Wirkungen 

aktiver Arbeitsmarktpolitik in den vergangenen 

zehn Jahren immens zugenommen hat. Allerdings 

ist die Frage nach dem „Warum“ der Wirkungen 

nach Ansicht von Vorstand und Selbstverwaltung 

der BA noch zu wenig beantwortet.  Hier seien 

zum Beispiel Forschungen zu den Träger- und Ver-

mittlereffekten hilfreich.

Weitgehend einig waren sich die Forscher bei 

der Bewertung der einzelnen Instrumentengrup-

pen der aktiven Arbeitsmarktpolitik. So dürfe als 

gesichert gelten, dass die Arbeitsbeschaffungs-

maßnahmen (ABM) für fast alle Gruppen negative 

Eingliederungswirkungen auslösen. Ihr Einsatz im 

SGB III müsse deshalb so weit wie möglich zurück-

gefahren werden. Als erfolgreich – bezogen auf 

die Eingliederung – stuften die Wissenschaftler 

diejenigen Instrumente ein, die direkt auf den ers-

ten Arbeitsmarkt zielen, wie die Eingliederungs-

zuschüsse und die Hilfen zur Existenzgründung 

aus Arbeitslosigkeit. Kein eindeutiges Bild ergibt 

sich dagegen bei der Förderung der beruflichen 

Weiterbildung: Hier sind die positiven Wirkungen 

klein; einige Studien finden sogar negative Ein-

gliederungseffekte. 

Kontrovers beantworteten die Wissenschaftler die 

Frage, ob ihre Befunde direkt zur Feinsteuerung 

innerhalb der Bundesagentur genutzt werden 

könnten. Einig waren sich aber alle, dass die For-

gab der Workshop „LASER empirisch“, der am 12. 

Februar 2008 im IAB stattfand. Die Veranstaltung, 

die auf großes Interesse stieß, stand unter der 

fachlichen Leitung von PD Dr. Lutz Bellmann (IAB) 

und Prof. Dr. Andrea Abele-Brehm (Universität  

Erlangen-Nürnberg).

schungsergebnisse ausreichen, um bestimmte po-

litische Konsequenzen zu ziehen – etwa wenn es 

darum geht, den Instrumentenkasten zu verschlan-

ken. Einen ersten Ansatz, Forschungsergebnisse 

und -methoden für die Nutzung vor Ort in den 

Arbeitsagenturen aufzubereiten, liefert das System 

TrEffeR (Treatment Effects and PRediction).

Nach Ansicht der Forscher eröffnen sich vor allem 

bei der Neueinführung von Arbeitsmarktprogram-

men oder bei Reformen der Instrumente große 

Chancen auf Wissensgewinnung. Voraussetzung 

für eine valide Evaluation sei, die Wissenschaft 

frühzeitig ins Boot zu holen. Eine grundsätzliche 

Nutzung und Nutzbarmachung der Evaluations-

ergebnisse für das operative Geschäft der BA er-

fordere innerhalb der Forschung eine gewisse Ar-

beitsteilung. Während die universitäre Forschung 

immer dann gut sei, wenn es darum gehe, inhalt-

lich und methodisch Neuland zu betreten, liege 

die besondere Stärke der außeruniversitären und 

der Ressortforschung in der Gewinnung anwen-

dungsorientierter Ergebnisse. 

Das Spitzengespräch soll künftig einmal im Jahr 

stattfinden.

Podium

Teilnehmerinnen und Teilnehmer der LASER-Veranstaltung
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„Zukunft der Arbeit – Ist Vollbeschäftigung mög-

lich?“ Dieses Thema stand im Mittelpunkt des Be-

suchs von Bundespräsident Horst Köhler, der am 3. 

März 2008 in der Zentrale der Bundesagentur für 

Arbeit und im Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs- 

forschung zu Gast war. Köhler diskutierte mit IAB-

Direktor Prof. Joachim Möller, Vizedirektor Dr. Ulrich 

Walwei sowie weiteren IAB-Wissenschaftlerinnen 

und -Wissenschaftlern intensiv über die aktuelle 

„Wissenschaft trifft Praxis“ hieß es am 29. und 

30. April 2008 in Nürnberg.  Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftler aus den verschiedensten 

Forschungsinstituten, Vertreter von Ministerien, 

Arbeitsverwaltung und Wirtschaft kamen auf Ein-

ladung der Bundesagentur für Arbeit (BA) und 

des IAB zur „Fachkräftekonferenz“ zusammen. Die 

mehr als 90 Teilnehmerinnen und Teilnehmer dis-

kutierten auf der Basis von Forschungsergebnissen 

und praktischen Erfahrungen konkrete Handlungs-

optionen, damit der Fachkräftebedarf der Wirt-

Bundespräsident Horst Köhler zu Gast im IAB

schaft auch zukünftig gedeckt werden kann.

Der Konjunkturaufschwung hat seit 2006 zu 

einem deutlichen Anstieg der Beschäftigung und 

zu einer erhöhten Nachfrage nach Fachkräften ge-

führt. Auch wenn noch kein genereller Fachkräf-

temangel herrscht, zeigen sich erste Engpässe in 

einigen Regionen und bei einzelnen Berufen wie  

Ingenieuren und Informatikern. 

Raimund Becker, Mitglied des Vorstands der BA, 

wies in seinem Vortrag darauf hin, dass die Bun-

desagentur beispielsweise durch Investitionen 

Lage und die zukünftige 

Entwicklung des deutschen 

Arbeitsmarktes. 

Vollbeschäftigung ist auch 

in Deutschland prinzipiell 

möglich. Das zeigen Regi-

onen, in denen die Arbeits-

losenquoten bereits jetzt bei 

unter drei Prozent liegen. 

Andernorts betragen sie 

dagegen noch mehr als 20 

Prozent. Aber selbst eine In-

tegration des harten Kerns 

der Arbeitslosen ist nicht 

aussichtslos, denn auch nach langer Arbeitslosigkeit 

gibt es Übergänge in sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung.

Nach Einschätzung des IAB ist eine flächendecken-

de Vollbeschäftigung zwar nicht kurzfristig, aber auf 

mittlere und längere Sicht erreichbar. Der demogra-

fisch bedingte Rückgang der Erwerbsbevölkerung 

alleine wird allerdings nicht zu Vollbeschäftigung 

führen. Ohne verstärkte Investitionen in Bildung 

besteht stattdessen die Gefahr, dass es zu einem 

in eine vertiefte  

Berufsorientierung 

beim Übergang 

von der Schule in 

den Beruf oder 

durch zusätzliches 

Personal für die 

Beratung und 

Vermittlung dazu 

beitrage, den aktuellen Bedarf an Fachkräften 

zu befriedigen. Um dem künftig zu erwartenden 

Fachkräftemangel bei immer noch hoher Arbeits-

losigkeit kommt, weil potenzielle Mitarbeiter und 

Arbeitsplätze nicht zusammenpassen.

Hier sind mehr Bildungsanstrengungen von Staat 

und Wirtschaft, aber auch von jedem Einzelnen 

gefordert. Dafür werden mehr Beschäftigungs-

möglichkeiten für Geringqualifizierte und Langzeit-

arbeitslose benötigt; ebenso wie gezielte Anreize 

für bildungsferne Schichten, in Qualifizierung zu 

investieren.

en Bedarf an Fachkräften

Podium

Wissenschaft trifft Praxis: Strategien gegen Fachkräftemangel

Bundespräsident Prof. Horst Köhler und Prof. Joachim Möller 
auf dem Weg ins IAB

Frank J. Weise / Vorstandsvorsitzender der BA, Prof. Joachim Möller / IAB-Direktor,  
Prof. Horst Köhler / Bundespräsident, Dr. Ulrich Walwei / IAB-Vizedirektor (v.l.n.r.)
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Fachkräftemangel zu begegnen, sind jedoch alle 

beteiligten Akteure gefordert.

Klaus Brandner betonte die zentrale Bedeutung 

der Ausbildung. Der Parlamentarische Staatssekre-

tär im Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

verwies darauf, dass Deutschland bei den höheren 

Bildungsabschlüssen im internationalen Vergleich 

stark hinterherhinke. IAB-Vizedirektor Dr. Ulrich 

Walwei konstatierte denn auch einen langfristig 

drohenden Mangel an Akademikern. Es gelte, bis-

lang nicht genutzte Personalreserven zu erschlie-

ßen sowie Impulse für die Bildungsexpansion und 

neue Akzente im Bereich der Personalentwicklung 

und -gewinnung zu setzen.

Wie man Fachkräfte gewinnen und binden kann, 

machte Ernst Baumann deutlich. Die Attraktivität 

als Arbeitgeber und eine vorausschauende Perso-

nalpolitik sind nach Ansicht des Personalvorstands 

der BMW Group Voraussetzung dafür, den schär-

fer werdenden Wettbewerb um die besten Köpfe 

zu gewinnen. 

In drei Workshops wurden zudem bestimmte 

Themenbereiche behandelt. Ein wichtiger Ansatz-

punkt, um den negativen Folgen eines Fachkräf-

temangels entgegenzuwirken, ist laut Anja Kettner 

die gezielte und effiziente Vermittlung von Arbeit-

suchenden. Die IAB-Wissenschaftlerin zeigte in 

dem von PD Dr. Lutz Bellmann (IAB) moderierten 

Workshop zum Thema „Stellenbesetzung“ auf, 

dass Unternehmen bei Stellenbesetzungen, die mit 

Schwierigkeiten verbunden sind, die Arbeitsagen-

turen deutlich häufiger einschalten als in unpro-

blematischen Fällen. 

Florian Janik machte 

anhand der Daten 

des IAB-Betriebs-

panels für die Jahre 

2000, 2005 und 

2007 deutlich, 

dass die Mehrheit 

der Betriebe ihren 

Fachkräftebedarf im 

Zeitverlauf decken 

konnte. Engpässe in 

einzelnen Bereichen 

gehen laut Dr. Dieter Bogai (IAB) nicht über das 

Ausmaß hinaus, das in den vergangenen Auf-

schwungphasen zu beobachten war.

Im Workshop „Bildung“, der von Stefan Fuchs (IAB) 

moderiert wurde, wies Dr. Hannelore Plicht (IAB) 

darauf hin, dass die Bedingungen für Betriebe, 

ihre Ausbildungsstellen zu besetzen, angesichts 

der hohen Zahl von Neu- und Altbewerbern der-

zeit günstig sind. Künftig werde es jedoch nötig 

sein, die Förderung von Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen auszuweiten. Förderbedarf besteht 

auch bei der innerbetrieblichen Weiterbildung. 

Deutschland liege im internationalen Vergleich un-

ter dem Durchschnitt, so Dr. Ute Leber (IAB), die 

über die Weiterbildung in kleinen und mittleren 

Unternehmen berichtete. Dagegen sind die Klagen 

über einen aktuellen Mangel an Ingenieurinnen 

und Ingenieuren häufig undifferenziert und über-

trieben, wie Dr. Franziska Schreyer (IAB) klarstellte. 

Der Anteil der Ingenieurinnen liegt nach wie vor 

unterhalb des OECD-Durchschnitts; außerdem war 

die Arbeitslosenquote bei den Frauen in 2007 dop-

pelt so hoch wie bei den Männern. 

Mit den Themen „Demografischer Wandel, Migrati-

on, Integration und Frauen“ befasste sich der dritte, 

von Dr. Carola Burkert (IAB) moderierte Workshop. 

Bis 2050 wird das  Arbeitskräftepotenzial allein 

aufgrund der demografischen Einflüsse von derzeit 

44,5 Millionen um rund 18 Millionen Erwerbsper-

sonen zurückgehen, so Dr. Johann Fuchs vom IAB. 

Durch Zuwanderung, eine deutlich höhere Frauen-

erwerbsbeteiligung und vermehrte Alterserwerbs-

tätigkeit könne dieser Rückgang jedoch um bis zu 

11,6 Millionen abgeschwächt werden. 

Nach Prof. Herbert Brücker (IAB) hilft internati-

onale Migration kurzfristig, Mismatch auf dem 

Arbeitsmarkt zu verringern und Arbeitsplätze zu 

besetzen, ohne dass deswegen die Zahl der Ar-

beitslosen in Deutschland zunimmt. Langfristig 

sei nicht zu erwarten, dass Zuwanderung sich auf 

Arbeitslosigkeit und Fachkräftemangel auswirke. 

Hans Dietrich von Loeffelholz vom Bundesamt für 

Podium

Klaus Brandner / Parlamentarischer Staatssekretär (BMAS)

Ernst Baumann / Personalvorstand BMW Group

Prof. Joachim Möller im Gespräch mit Sven Astheimer / FAZ, Florian Janik / IAB (erste Reihe v.l.n.r.)
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Die internationale Konferenz „Activation policies 

on the fringes of society: a challenge for European 

welfare states“ nahm das Paradigma der Aktivie-

rung in den Blick, das als Referenzpunkt für die 

arbeitsmarkt- und wohlfahrtspolitischen Reformen 

in Europa gelten darf. Vergleichbar den deutschen 

Hartz-IV-Reformen wird die Gewährung von Sozi-

alleistungen auch in anderen Wohlfahrtsstaaten 

zunehmend an Anforderungen an das individu-

elle Verhalten geknüpft. Beschäftigungsbezogene 

Maßnahmen lösen  passive Leistungsgewährung 

für einen immer größeren Kreis von Hilfeempfän-

gern ab.

Activation policies on the fringes of society: a challenge for European welfare states

Migration und Flüchtlinge forderte, das Potenzial 

der bereits in Deutschland ansässigen Migran-

tinnen und Migranten stärker zu nutzen. 

Kathrin Dressel (IAB) plädierte für eine stärkere 

Einbindung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt. 

Dazu müssen Familie und Beruf besser vereinbar 

sein. Auch gilt es, das nach wie vor enge Berufs-

wahlspektrum von Mädchen und Frauen zu erwei-

tern, das oft mit Einschränkungen bei Karriere und 

Einkommen verbunden ist. 

Beim Abschlusspodium mit Wilhelm Adamy (Deut-

scher Gewerkschaftsbund), Rudolf Knorr (BA), 

IAB-Direktor Prof. Joachim Möller und Dr. Jürgen 

Wuttke (Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-

geberverbände) wies Möller darauf hin, dass sich 

exakte Berufsprognosen in der Vergangenheit als 

fast unmöglich erwiesen haben. Sie seien daher 

als vorbeugendes Instrument gegen den dro-

henden Fachkräftemangel nur  begrenzt von Nut-

zen. Gleichwohl werde das IAB neue Ansätze in 

diesem Bereich prüfen. Möller sprach sich für eine 

nach Arbeitsmarktkriterien gesteuerte Zuwande-

rung aus; auch müssten die Investitionen in früh-

kindliche Bildung dringend nach oben gefahren 

werden. Handlungsbedarf sieht er unter anderem 

bei kleineren und mittleren Unternehmen, die nur 

unzureichend auf die Herausforderungen des de-

mografischen Wandels vorbereitet seien.

Das Paradigma der Aktivierung geht über den Ein-

satz von Aktivierungsprogrammen weit hinaus, in-

dem es die Wahrnehmung von Arbeitslosigkeit und 

Hilfebedürftigkeit, die Erklärung ihrer Ursachen und 

den Rahmen möglicher politischer Interventionen 

definiert sowie institutionelle und administrative 

Reformen anleitet. 

Podium

Blick in den Konferenzsaal

Organisatorin Dr. Sabine Fromm / IAB

Dr. Markus Promberger vom IAB begrüßt die Konferenzteilneh-
merinnen und -teilnehmer



46 IAB Forum 1/08

Seit vielen Jahren führt das IAB regelmäßige For-

schungstreffen mit den am IAB-Betriebspanel be-

teiligten Institutionen durch, um den fachlichen 

Austausch zu verbessern. Die betriebliche Berufs-

ausbildung war Thema einer Tagung, zu der die Pro-

jektgruppe IAB-Betriebspanel für den 4. Juni 2008 

eingeladen hatte. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Betriebliche Berufsausbildung

des IAB, des Berliner Instituts für Sozialökono-

mische Strukturanalysen (SÖSTRA) und der Stadt Er-

langen berichteten über aktuelle Entwicklungen der 

betrieblichen Ausbildungsbeteiligung sowie über 

Doppelqualifikation von Abiturienten und diskutier-

ten darüber mit Vertretern der Länderministerien. 

Einen weiteren Schwerpunkt der Diskussion bildete 

Während zur Aktiven Arbeitsmarktpolitik (ALMP), 

die sich in erster Linie an Kurzzeitarbeitslose rich-

tet, zahlreiche Forschungsergebnisse vorliegen, 

besteht hinsichtlich der Aktivierung von Wohl-

fahrtsempfängern und anderen Randgruppen des 

Arbeitsmarktes nach wie vor ein erhebliches For-

schungsdefizit. Auf der Konferenz, einer gemein-

samen Veranstaltung des IAB (Dr. Sabine Fromm, 

Dr. Markus Promberger) und der Sektion Politische 

Soziologie der Deutschen Gesellschaft für Soziolo-

gie (Prof. Christian Lahusen, Siegen), diskutierten 

am 15. und 16. Mai 2008 rund 60 Expertinnen 

und Experten aus zahlreichen europäischen Län-

dern ein breites Spektrum an Themen. Es reichte 

von Ideen und Ideologien zur Aktivierung über 

Aktivierungspolitiken in Europa und methodischen 

Problemen bzw. Ansätzen bei der Aktivierungs-

forschung bis hin zu Aktivierung als Interaktions-

prozess. 

Im Anschluss fand die Gründungssitzung eines For-

schungsnetzwerks zum Thema Aktivierung statt, 

das von Cornelia Sproß (IAB) organisiert wird.

die aktuelle Situation auf dem Ausbildungsmarkt, 

insbesondere die Schwierigkeiten von Hauptschul-

abgängern und Altbewerbern bei der Lehrstellen-

suche. Darüber hinaus diente die Veranstaltung 

dem Ziel, das Fragekonzept des IAB-Betriebspanels 

weiterzuentwickeln.

Podium

Prof. Christian Lahusen / DGS

Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Workshops
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Podium

Der Aufschwung hatte 

im Frühsommer dieses 

Jahres den Arbeitsmarkt erreicht: Die Zahl der 

Arbeitslosen war innerhalb von nur drei Jahren 

um 1,5 Millionen gesunken, die Zahl der Erwerbs-

tätigen hatte mit über 40 Millionen einen neuen 

Rekordstand erreicht. Gleichwohl beschlich immer 

mehr Menschen das Gefühl, am Aufschwung 

nicht teilzuhaben. Rapide steigende Lebenshal-

tungskosten zehrten die Lohnsteigerungen auf, 

der Niedriglohnsektor wuchs beständig. Zugleich 

beherrschten Berichte über exorbitant steigende 

Managergehälter die Schlagzeilen. 

„Wie viel Ungleichheit verträgt das Land?“ Darüber 

debattierten bei den „Nürnberger Gesprächen“ am 

9. Juni 2008 Heinz Bude, Professor für Makrosozi-

ologie an der Universität Kassel, Prof. Gustav Horn, 

Wie viel Ungleichheit verträgt das Land?

Wissenschaftlicher Direktor des Instituts 

für Makroökonomie und Konjunkturfor-

schung in Düsseldorf, Wolfgang Wiegard, 

Professor für Volkswirtschaftslehre an der 

Universität Regensburg und Mitglied des 

Sachverständigenrates zur Begutachtung 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 

und IAB-Direktor Prof. Joachim Möller.

Bei der von ZEIT-Redakteurin Elisabeth 

Niejahr moderierten Veranstaltung im Historischen 

Rathaussaal der Stadt Nürnberg war man sich 

mehrheitlich einig, dass durch wachsende Ein-

kommensunterschiede in Deutschland eine Spal-

tung der Gesellschaft droht. Die Lohnungleichheit 

sei heute deutlich höher als früher, erklärte Möller. 

Gering Qualifizierte stünden in Deutschland inzwi-

schen schlechter da als in den USA – lange als 

Niedriglohnland Nummer eins kritisiert. Dort gebe 

es immerhin einen Mindestlohn. Der IAB-Direktor 

wies zudem darauf hin, dass sich Einkommen und 

Leistungen zunehmend entkoppeln.  

Horn zeigte auf, dass die real verfügbaren Durch-

schnittseinkommen erstmals in einem Aufschwung 

gesunken, nicht gestiegen seien. Er warnte außer-

dem vor Spaltungstendenzen, die sich aus der 

Erosion des Tarifgefüges ergäben: Kleine Berufs-

gruppen wie Piloten und Lokführer versuchten, 

sich durch Druck Vorteile gegenüber Schwächeren 

zu verschaffen. 

Das Problem sei nicht so sehr die Ungleichheit, 

sondern die soziale Entmischung, erklärte Bude. 

Podiumsdiskussion mit Prof. Joachim Möller / IAB, Prof. Wolfgang Wiegard / Universität Regensburg, Moderatorin Elisabeth Niejahr / DIE ZEIT, Prof. Gustav Horn / Institut für Makroökonomie und Konjunktur-
forschung und Prof. Heinz Bude / Universität Kassel (v.l.n.r.)
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Wie viel Ungleichheit verträgt 
das Land?

In der Reihe Nürnberger Gespräche diskutieren 
Experten aus Wissenschaft und Praxis aktuelle und 
drängende Probleme des Arbeitsmarktes.

Der Aufschwung hat den Arbeitsmarkt erreicht: Die Zahl der 

Arbeitslosen ist innerhalb von nur drei Jahren um stattliche 

1,5 Mio. gesunken, die Zahl der Erwerbstätigen hat mit über 

40 Mio. einen neuen Rekordstand erreicht. Gleichwohl be-

schleicht immer mehr Menschen das Gefühl, am Aufschwung 

nicht teilzuhaben. Rapide steigende Lebenshaltungskosten 

zehren die Lohnsteigerungen auf, der Niedriglohnsektor wächst 

beständig, immer mehr Menschen sind auf atypische Beschäf-

tigungsformen wie Leiharbeit und Mini-Jobs angewiesen. 

Zugleich beherrschen Berichte über exorbitant steigende Ma-

nagergehälter die Schlagzeilen. Die Schere zwischen Arm und 

Reich öffnet sich – und dies wirft Fragen auf: Ist „Wohlstand 

für alle“ (Ludwig Erhard) noch möglich? Ist mehr Ungleichheit 

der Preis, den wir für den Abbau der Arbeitslosigkeit zu bezah-

len haben? Welche Folgen erwachsen daraus für die soziale 

und politische Stabilität unseres Gemeinwesens? 

PROGRAMM

Die Veranstaltung findet am Montag, den 9. Juni 2008, um 18:00 Uhr 

im Historischen Rathaussaal der Stadt Nürnberg, Rathausplatz 2, statt. 

Hierzu möchten wir Sie herzlich einladen.

Dr. Ulrich Maly
Oberbürgermeister der Stadt Nürnberg

Frank J. Weise
Vorstandsvorsitzender der Bundesagentur für Arbeit

Prof. Dr. Joachim Möller
Direktor des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

Podiumsgespräch 18:00 Uhr

Einführung und Moderation
Elisabeth Niejahr
Korrespondentin in Berlin für DIE ZEIT

Diskutanten

Prof. Dr. Heinz Bude
Professor für Makrosoziologie an der Universität Kassel

Prof. Dr. Gustav A. Horn
Wissenschaftlicher Direktor des Instituts für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung in Düsseldorf

Prof. Dr. Joachim Möller
Direktor des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

Prof. Dr. Wolfgang Wiegard
Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität Regensburg und 
Mitglied des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung

Nachgehakt – Fragen aus dem Publikum

Schlusswort

Dr. Ulrich Maly
Oberbürgermeister der Stadt Nürnberg

Imbiss 20:00 Uhr
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Prof. Heinz Bude / Universität Kassel
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Perspektiven einer arbeitsmarktbezogenen Berufsforschung in Deutschland

Die Berufsforschung in Deutschland ist auf der 

Suche nach neuen zukunftsweisenden Konzepten. 

Kritiker bemängeln, dass die herkömmliche Berufs- 

forschung zu stark deskriptiv ausgerichtet sei und 

die Methodik mit der Entwicklung in anderen Be-

reichen der Arbeitsmarkt- und Bildungsforschung 

nicht Schritt gehalten habe. Zugleich führen tief-

greifende gesellschaftliche Veränderungen zu neu-

en Anforderungen. Dies alles  geschieht vor dem 

Hintergrund der Frage, welche Bedeutung Berufen 

Die Milieus blieben unter sich: „Oben bleibt oben, 

unten unten und die Mitte bröckelt.“ Er sprach vom 

„verlorenen Optimismus, es doch in diese Mitte zu 

schaffen“. Die Ergebnisse einer Befragung von 

Hartz-IV-Empfängern, die der IAB-Forscher Dr. 

Markus Promberger während der Veranstaltung 

präsentierte, bestätigen dies: Danach leidet die 

Mehrheit der Befragten unter Abstiegsängsten 

und Statusverlust. 

Budes Einschätzung wird in der Tendenz auch 

durch einen IAB-Kurzbericht zur Niedriglohnbe-

schäftigung gestützt, dessen Kernaussagen Prof. 

Claus Schnabel von der Universität Erlangen-

Nürnberg vorstellte: Bei den Männern schaffe 

nur rund jeder fünfte innerhalb von sechs Jahren 

den Sprung über die Niedriglohnschwelle, bei den 

Frauen nur jede zehnte.  

Einen anderen Aspekt der Gerechtigkeitsdiskus-

sion beleuchtete die IAB-Forscherin Dr. Gesine 

Stephan in ihrem Wortbeitrag. Sie stellte die re-

präsentativen empirischen Befunde der Studie 

„Arbeit und Fairness“ vor. Danach schmälern Ent-

lassungen und Einkommenskürzungen tendenziell 

das Engagement der Beschäftigten für ihre Firma 

und erhöhen die Bereitschaft zur Kündigung. 

Wiegard warnte dagegen vor allzu viel Pessi-

mismus. Die Langzeitarbeitslosigkeit sei im Auf-

schwung deutlich zurückgegangen. Auch seien für 

das Ausmaß an Ungleichheit nicht die Bruttolöh-

ne, sondern die Nettolöhne maßgebend, denn  

diese schlössen auch die Verteilungswirkungen 

des Steuer- und Sozialsystems ein. Wiegard kriti-

sierte, dass es bei den gegenwärtig diskutierten 

Maßnahmen nur noch darum gehe, Wohltaten zu 

verteilen. 

Weitgehend einig waren sich die Diskutanten darin, 

dass mehr Geld für Bildung bereitgestellt und das 

Schulsystem durchlässiger werden muss, um auch 

Kindern aus unteren Einkommensschichten bessere 

Bildungschancen zu eröffnen. 

Podium

und Beruflichkeit in einer durch Globalisierung ge-

prägten Wissens- und Informationsgesellschaft mit 

hohen Flexibilitätserfordernissen überhaupt (noch) 

zukommt. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

ler aus dem In- und Ausland suchten am 10. und 

11. Juni 2008 in Nürnberg nach Perspektiven einer 

arbeitsmarktbezogenen Berufsforschung. Das Insti-

tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und 

das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hatten 

zu dem interdisziplinären Workshop eingeladen.  

Reges Interesse am IAB-Büchertisch

Für Prof. Martin Baethge vom Soziologischen For-

schungsinstitut Göttingen ist die althergebrachte 

Berufsforschung revisionsbedürftig. Die Katego-

rie „Beruf“ stelle nur dann eine tragfähige Basis 

von Forschungskonzeptionen dar, wenn sie sich 

von einem „nostalgischen Berufskonzept“ verab-

schiede. 

Dr. Ben Kriechel vom Research Centre for Educa-

tion and the Labour Market (ROA) an der Univer-

sität Maastricht berichtete über Erfahrungen mit 

PD Dr. Gesine Stephan / IAB

Prof. Claus Schnabel / Universität Erlangen-Nürnberg
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Podium

Abschlusspodium mit Prof. Hannah Brückner / Yale University, Dr. Reinhold Weiß / BIBB, Prof. Joachim Möller / IAB und Prof. Christian Dustmann / University College London (v.l.n.r.)

Dr. Ben Kriechel / ROA Maastricht

Berufsprognosen in den Niederlanden. Die von 

ROA erstellten Berufsprognosen sollen vor allem 

mehr Transparenz für die Arbeitsmarktteilnehmer 

schaffen und ein Frühwarnsystem für zukünftige 

Probleme in Berufen und Ausbildungen etab-

lieren. Sie beruhen auf einem kontinuierlichen 

Lernprozess, der laut Kriechel nicht ohne weiteres 

auf ein anderes Land übertragen werden kann, da 

insbesondere die Qualität der verfügbaren Daten 

sehr unterschiedlich ist.

Prof. Uwe Blien vom IAB belegte, dass Berufe auf 

dem Arbeitsmarkt in Deutschland nach wie vor 

wichtig sind. So sei der größte Teil der Ausbil-

dungsabsolventen im erlernten Beruf tätig. Zudem 

gebe es trotz gleicher Ausbildungsdauer erheb-

liche Lohnunterschiede zwischen verschiedenen 

beruflichen Tätigkeiten. 

Dr. Joachim Gerd Ulrich vom BIBB beschäftigte 

sich mit Berufsbezeichnungen und ihrer Bedeu-

tung bei der Berufswahl von Jugendlichen aus 

psychologischer Perspektive und ging dabei der 

Frage nach, wie sich die Nachfrage nach Aus-

bildungsplätzen im Zuge der Umbenennung von 

Ausbildungsberufen verändert. Wichtigstes Ergeb-

nis: Jugendliche bevorzugen Berufe, bei denen sie 

vermuten, dass deren Tätigkeiten und Erträge ih-

ren Vorstellungen entsprechen, die ihnen vertraut 

erscheinen und von denen sie sich einen guten 

Eindruck bei anderen versprechen.

Hannah Brückner (Professor of Sociology, Yale 

University), Dr. Reinhold Weiß (Forschungsdirek-

tor des BIBB), IAB-Direktor Prof. Joachim Möller 

und Christian Dustmann (Professor of Economics, 

University College London) versuchten beim Ab-

schlusspodium, die zentralen Perspektiven einer 

arbeitsmarktbezogenen Berufsforschung zu sys-

tematisieren. Demnach lässt sich die Forschung 

Dr. Agnes Dietzen / BIBB

über den Beruf von der Forschung mit dem Beruf 

unterscheiden. Erstere bezieht sich auf konkrete 

Berufe bzw. Berufsgruppen und befasst sich mit 

möglichen Fragestellungen wie: Hat sich der In-

genieurberuf durch die Einführung der Computer-

technologie verändert? Im Fokus der Forschung 

am IAB steht dagegen eher die Forschung mit 

dem Beruf. Sie stellt übergreifende Betrachtungen 

an – beispielsweise welche Rolle eine spezifische 

Berufsausbildung für den weiteren Erwerbsver-

lauf spielt – und bezieht dabei strukturelle, be-

triebliche und individuelle Aspekte ein. 

Wie BIBB-Präsident Manfred Kremer ankündigte, 

wird am 11. und 12. November 2008 ein zweiter 

Workshop von IAB und BIBB in Bonn stattfinden. 

Dort sollen weitere Grundsatzfragen zur Zukunft 

der Rolle von Beruf und Beruflichkeit geklärt und 

dann insbesondere Aspekte behandelt werden, 

die sich auf das Ziel einer Weiterentwicklung des 

Berufsbildungssystems beziehen.

Dr. Joachim Gerd Ulrich / BIBB
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Gender, Science and the Economy

Die Wissenschaft hat sich mehr und mehr zu einem 

bedeutenden Stützpfeiler wissensbasierter Ökono-

mien entwickelt. Im Zusammenhang damit haben 

auch die Bereiche Technologietransfer, Inkubation 

und Unternehmertum (Technology Transfer, Incu-

bation and Entrepreneurship = TIE) in den letzten 

Jahren an Umfang und Bedeutung gewonnen.

Nur sehr wenige Untersuchungen haben bisher 

die Schnittstelle zwischen Wissenschaft bzw. Tech-

nologie und Wirtschaft genauer unter die Lupe 

genommen. Hierbei lag der Fokus meist auf der 

Verwertung von Forschungsergebnissen in Form 

von Patenten etc., auf den institutionellen Verbin-

dungen (triple helix aus Universitäten, Industrie 

und Regierungen) oder auf den Wissenschaft- 

lerinnen und Wissenschaftlern, die an Innovationen 

oder Patenten beteiligt sind. Das von der EU geför-

derte internationale Forschungsprojekt WIST (Wo-

men in Innovation, Science & Technology) hat sich 

nun erstmals damit befasst, wer in der Vermittlung 

zwischen Hochschulen und Industrie tätig ist – und 

zwar unter geschlechterspezifischen Aspekten.

In vier EU-Ländern (Deutschland, Großbritannien, 

Finnland und Rumänien), in denen der TIE-Sek-

tor unterschiedlich organisiert ist, haben die vier 

Projektpartner, darunter für Deutschland das 

IAB, die Beteiligung und die beruflichen Werde-

gänge von Frauen untersucht, insbesondere in 

Technologietransferstellen von Universitäten, von 

außeruniversitäten Forschungseinrichtungen, in 

Wissenschaftsparks und Netzwerk-Organisati-

onen. Betrachtet wurden dabei unter anderem die 

berufliche Qualifikation, die Einstiegswege, die 

Arbeitsbedingungen, die Karriereaussichten und 

die Bezahlung in TIE-Berufen.

Auf der Konferenz „Gender, Science and the Eco-

nomy: Exploring Women’s Participation in Techno-

logy Transfer, Incubation and Entrepreneurship“, 

die vom 11. bis 13. Juni 2008 in Barcelona statt-

fand, wurden die Ergebnisse der Teilnehmerländer 

vorgestellt. Sie wurden durch Studien und Ana-

lysen von externen Wissenschaftlern, Praktikern, 

politischen Entscheidungsträgern und Unterneh-

mern weltweit ergänzt. 

Das IAB präsentierte 

sich auch diesmal 

mit einem eigenen 

Info-Stand auf dem 

2. Wissenschaftstag 

der Metropolregion Nürnberg, der am 30. Juni 

2008 an der Universität Bayreuth stattfand. Die 

Veranstaltung unter dem Motto „Zwischen Cam-

pus und Markt“ war eine willkommene Gelegen-

heit, den rund 500 Gästen aus Wirtschaft, Wis-

senschaft und Politik die Möglichkeit zu bieten, 

sich eingehend über die Arbeit des IAB und sein 

breites Veröffentlichungsprogramm zu informieren. 

Mit Lutz Eigenhüller war zudem ein Mitarbeiter aus 

dem Regionalen Forschungsnetz des IAB auf der 

Tagung vertreten. Deren Ziel war es, den Austausch 

zwischen Wissenschaft und Praxis in der Region 

Nürnberg zu intensivieren – ein Anliegen, dem sich 

auch das IAB verpflichtet fühlt. So nehmen zahl-

reiche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-

ler des IAB Lehraufträge an Universitäten in der  

Region wahr.

Podium

Zwischen Campus und Markt

Tagung mit Meerblick: Barcelona Biomedical Research Park
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Das IAB war auf der Konferenz durch Stefan Fuchs, 

Simon Roßmann und Dr. Corinna Kleinert vertre-

ten. Kleinert stellte die Untersuchungsergebnisse 

für Deutschland vor. Die Vermutung, dass Wissen-

schaftlerinnen in TIE-Berufen wieder auftauchen, 

nachdem sie zuvor der Forschung abhanden ge-

kommen sind, hat sich danach bestätigt. 

TIE-Berufe stellen hierzulande eine Frauendomä-

ne dar, auch wegen eigentlich positiver Rahmen-

bedingungen wie flache Hierarchien und flexible  

Arbeitsbedingungen wie Teilzeitarbeit. Ambiva-

lent bleibt das Fazit wegen der begrenzten Auf-

stiegsmöglichkeiten, dem im Vergleich zur Indus-

trie niedrigeren Lohnniveau und Unterschieden im 

Frauenanteil nach dem Prestige und dem Professi-

onalisierungsgrad von Transferorganisationen. 

Weitere Informationen zur Konferenz und zum 

WIST-Projekt gibt es im Internet: 

http://www.wistbarcelona.info/index.htm 

http://www.wist.ncl.ac.uk.

Podium

Ausblick

Stefan Fuchs / IAB

Dr. Corinna Kleinert / IAB

Berufsforschung für eine  

moderne Berufsbildung –  

Stand und Perspektiven

Am 11. und 12. November 2008 laden das 

BIBB und das IAB zu einem gemeinsamen 

Workshop nach Bonn ein. Im Mittelpunkt 

des Arbeitstreffens stehen Grundsatzfragen 

zur Zukunft der Rolle von Beruf und Beruf-

lichkeit und die Weiterentwicklung des Be-

rufsbildungssystems. Forschungsansätze und 

-arbeiten aus unterschiedlichen Disziplinen 

werden vorgestellt und diskutiert. Mit dieser 

Veranstaltung schließen das BIBB und das 

IAB an ihren gemeinsamen Workshop am 

10. und 11. Juni 2008 in Nürnberg an. Dort 

wurden Perspektiven der Berufsforschung 

in Deutschland aus arbeitsmarktbezogener 

Sicht thematisiert und Fundamente für ein 

tragfähiges wissenschaftliches Konzept einer 

modernen Berufsforschung erörtert. 

3rd IAB Workshop on Confidentiality 

and Disclosure – SDC for Microdata

Seit Jahren steigt die Nachfrage nach direktem 

Zugang zu Mikrodaten. Die meisten erho-

benen Daten fallen jedoch unter den Daten-

schutz. Statistische Ämter und Forschungsda-

tenzentrum müssen die zwei konkurrierenden 

Ziele ausgleichen, den besten Datenzu-

gang zu gewähren und gleichzeitig das  

Missbrauchsrisiko zu minimieren. Auf dem  

Arbeitstreffen am 20. und 21. November 2008 

im IAB diskutieren die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer die neuen Herausforderungen der  

Datenschutzprüfung für Mikrodaten. Im Mit-

telpunkt stehen zum einen Methoden zur Da-

tenfreigabe, die eine maximale Datenqualität 

bei minimalem Informationsverlust garantie-

ren. Zum anderen geht es um Maßnahmen 

gegen verbleibende Missbrauchsgefahren für 

öffentlich zugängliche Datensätze.

Evaluation of Passive and Active 

Labour Market Policies 

Der dritte internationale Workshop setzt am  

27. und 28. November 2008 in Nürnberg die 

Diskussion über Theorien zur Wirkung aktiver 

und passiver Arbeitsmarktpolitik und zu ihrer 

ökonometrischen Evaluierung fort

3rd User Conference on the 

Analysis of BA and IAB Data

Auf Einladung des Forschungsdatenzentrums 

der BA am IAB (FDZ) treffen sich in Nürnberg am  

5. und 6. Dezember 2008 zum dritten Mal 

interne und externe Nutzerinnen und Nutzer 

von IAB- und BA-Daten, um sich über Ana-

lysepotenziale und Datenqualität auszutau-

schen.

www.iab.de/de/veranstaltungen.aspx



 Zeitarbeit regional
 Überraschend dynamisch 
 in Hamburg und Ulm

Im ersten Halbjahr 2007 wurde bundesweit jeder achte 

neue Arbeitsvertrag in der Zeitarbeitsbranche unterschrie-

ben. Eine derart dynamische Entwicklung gibt es nicht in 

allen Teilräumen des Bundesgebiets. Ausgeprägte regio-

nale Unterschiede zeigen sich bereits auf der Ebene der 

Bundesländer. So ist 2007 die Leiharbeitsquote in den bei-

den Stadtstaaten Hamburg und Bremen mit 3,4 Prozent 

mehr als doppelt so hoch wie in Brandenburg und Schles-

wig-Holstein (1,6 Prozent). Die Leiharbeitsquote zeigt den 

Anteil der Beschäftigten in reinen Leiharbeitsbetrieben an 

der sozialversicherungspflichtigen Gesamtbeschäftigung. 

Die entliehenen Arbeitskräfte aus sogenannten Misch- 

betrieben sind darin nicht enthalten.

Noch deutlicher treten die Disparitäten bei einer 

kleinräumigen Betrachtung auf der Ebene von Kreisen 

und kreisfreien Städten hervor. Während sich die Arbeit-

nehmerüberlassung vor allem in den Städten zu einem 

bedeutenden Wirtschaftszweig entwickelt hat, gibt es 

nach wie vor ländlich periphere Regionen ohne eine ein-

zige registrierte Leiharbeitskraft. Die räumliche Struktur 

der Arbeitnehmerüberlassung in Deutschland folgt somit 

vor allem einem Stadt-Land-Gefälle: die Städte weisen im 

Allgemeinen wesentlich höhere Leiharbeitsquoten auf als 

weniger verdichtete Regionen. Dieses Muster dominiert 

auch innerhalb der großen Ballungsräume: In den Kern-

städten der Ballungsgebiete nutzen Betriebe Zeitarbeit 

intensiver als in den angrenzenden Umlandregionen.

In der Zeitarbeitsbranche ist viel Bewegung. Sie gehört zu den expan-

sivsten Branchen auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Nicht überall floriert 

die Zeitarbeit gleich stark. Das Wachstum variiert zwischen Norden und 

Süden, Ost und West, Stadt und Land. Hamburg und Ulm zählen zu den 

Spitzenreitern unter den deutschen Regionen. Warum das so ist, zeigt ein 

Blick auf die Wirtschaftsstruktur der Städte und auf ihr Umland.
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Region HamburgDeutschland

Leiharbeitsquote

Wachstum

Abbildung 1

Leiharbeitsquoten im Ballungsraum Hamburg 2007  
und Wachstum der Zahl der Leiharbeitnehmer seit 1999
in Prozent

Kernstadt Umland

Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen
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Die Entwicklung und Struktur der Zeitarbeit in städtischen 

Verdichtungsräumen wird beispielhaft anhand zweier Stadt-

regionen dargestellt, dem Ballungsraum Hamburg und 

dem Agenturbezirk Ulm. Beide Städte haben auf den ers-

ten Blick nicht viel gemeinsam: die eine pulsierende Wirt-

schaftsmetropole in Norddeutschland und die andere eine 

beschauliche Universitätsstadt im prosperierenden Baden-

Württemberg. Was die beiden Städte verbindet ist eine weit 

überdurchschnittliche Bedeutung der Leiharbeit. Gleichwohl 

unterscheiden sich die Ursachen der hohen Leiharbeitsquo-

ten. Regionale Faktoren beeinflussen nicht nur den Umfang, 

sondern auch die Struktur der Leiharbeit maßgeblich. 

Viel Bewegung in der Stadt Hamburg 

Der Ballungsraum Hamburg weist mit 2,9 Prozent im  

Jahr 2007 eine überdurchschnittlich hohe Leiharbeits-

quote auf. Innerhalb der Region variiert die Bedeutung 

der Arbeitnehmerüberlassung erheblich. Während sich 

die Leiharbeitsquote in der Kernstadt mit 3,4 Prozent um  

einen Prozentpunkt über dem bundesweiten Wert bewegt, 

erreichen die Umlandregionen lediglich einen Anteil von 

1,8 Prozent (vgl. Abbildung 1). Die offensichtliche Präfe-

renz der Leiharbeitsfirmen für die Hansestadt lässt sich in 

starkem Maße durch die mit diesem Standort verbundene 

Größe des Absatz- und Arbeitsmarktes erklären: Die Stadt 

bietet eine räumliche Nähe zu vielen potenziellen Kunden, 

den Entleihfirmen. Zudem gewährleistet ein weitläufiger 

lokaler Arbeitsmarkt einen großen Arbeitskräftepool.  
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Dagegen sind traditionelle Standortnachteile Hamburgs, 

wie hohe Grundstückspreise und hohe Mietkosten, für 

die Zeitarbeitsbranche wohl weniger wichtig, denn ihr  

Flächenbedarf ist relativ gering.

Hamburgs Umland holt auf

Trotz der eindeutigen Standortvorteile Hamburgs wuchs 

die Zeitarbeit in den letzten Jahren im Umland weit höher 

als in der Kernstadt. So hat sich die Zahl der Beschäftigten 

in der Arbeitnehmerüberlassung in Hamburg seit Ende 

der 1990er Jahre mit einem Zuwachs von 108,9 Prozent 

zwar mehr als verdoppelt, in den Umlandregionen verlief 

die Entwicklung mit 174,3 Prozent aber ungleich dyna-

mischer. Dieses Ergebnis steht im Einklang mit Befunden, 

die auch bundesweit auf gewisse regionale Angleichungs-

tendenzen hinweisen. In der Regel zeichnen sich gerade 

solche Regionen durch ein überdurchschnittliches Wachs-

tum der Arbeitnehmerüberlassung aus, die noch eine  

relativ niedrige Leiharbeitsquote haben. 

Solche Wachstumsunterschiede zwischen Kernstadt 

und Umland werden als Suburbanisierung bezeichnet und 

prägen seit langem auch die regionale Entwicklung der 

Gesamtbeschäftigung in Deutschland. Das hohe Beschäf-

tigungswachstum im Umland kann auf Standortverlage-

rungen von Betrieben, eine höhere Gründungsintensität 

außerhalb der Zentren oder ein stärkeres Wachstum der 

im Umland ansässigen Firmen beruhen. Das Beispiel des 

Ballungsraums Hamburg zeigt, dass sich auch die Zeitar-

beit in Umlandregionen häufig dynamischer entwickelt als 

in den Kernstädten, obwohl diese attraktive Standortbe-

dingungen bieten. Zum hohen Wachstum der Zeitarbeit 

trägt vermutlich bei, dass mit der allgemeinen Abwande-

rung von Arbeitsplätzen von der Stadt aufs Land die Um-

landregionen als Standort von potenziellen Entleihfirmen 

an Bedeutung gewinnen. Denn für die Zeitarbeitsbetriebe 

bestehen gewisse Anreize, ihren Kunden in das Umland 

der Verdichtungsräume zu folgen. Durch die Nähe zu ih-

ren potenziellen Kunden können sich die Zeitarbeitsfirmen 

Wettbewerbsvorteile bei der Auftragsvergabe verschaffen. 

Zugleich entstehen Kostenvorteile, wenn Arbeitskräfte vor 

Ort rekrutiert werden können und sich die Anfahrtswege 

zum Entleihbetrieb reduzieren. 

Auch die Spezialisierung zählt 

Auch die regionale Wirtschaftsstruktur beeinflusst die 

Attraktivität einer Region als Standort für die Zeitarbeits-

branche. Die positive Entwicklung der Leiharbeit in West-

deutschland geht im Wesentlichen auf die Nachfrage aus 

Betrieben des Verarbeitenden Gewerbes zurück. Das Ham-

burger Umland dürfte daher auch deshalb als Standort für 

die Arbeitnehmerüberlassung erheblich an Attraktivität 

gewonnen haben, weil sich hier in den letzten Jahrzehnten 

vor allem Industriebetriebe mit einem ausgeprägten  

Flächenbedarf niedergelassen haben. Während der Dienst-

leistungssektor, in dem drei von vier Beschäftigten tätig 

sind, den Arbeitsmarkt der Kernstadt dominiert, hat das 

Verarbeitende Gewerbe ein relativ hohes Gewicht im Um-

land. Somit hat die Spezialisierung der Umlandregionen 

auf den industriellen Sektor die Expansion der Zeitarbeit 

dort maßgeblich unterstützt. Darüber hinaus ist zu erwar-

ten, dass sich die Tätigkeitsschwerpunkte der Zeitarbeits-

kräfte innerhalb des Verdichtungsraums aufgrund der un-

terschiedlichen Spezialisierung von Kernstadt und Umland 

deutlich voneinander unterscheiden. 

Tatsächlich weist die Tätigkeitsstruktur der Zeitar-

beitskräfte erhebliche Unterschiede auf. Wie vermutet ist 

Der Standort der Entleihbetriebe in der Statistik

Analysiert man die kleinräumige Verteilung der Leihar-

beit, ist zu berücksichtigen, dass die Beschäftigungs-

statistik den Standort des Zeitarbeitsunternehmens als 

Arbeitsort des Leiharbeitnehmers erfasst. Der tatsäch-

liche Arbeitsort beim Entleiher liegt aber nicht zwangs-

läufig in der gleichen Region. Dennoch deutet einiges 

darauf hin, dass die regionale Verteilung des Einsatzes 

von Leiharbeit weitgehend mit der Standortverteilung 

der Zeitarbeitsunternehmen übereinstimmt. So steigt 

der Anteil von Unternehmen, die Leiharbeiter einset-

zen, mit zunehmender Gemeindegröße. Zudem weist 

die kleinbetriebliche Struktur der Zeitarbeitsbranche 

hin auf eine relativ geringe Entfernung zu den Ent-

leihbetrieben und längerfristige Bindungen zwischen 

Ver- und Entleiher auf regionalen Arbeitsmärkten. 
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Abbildung 2

Tätigkeitsstruktur der Zeitarbeitskräfte im Ballungsraum Hamburg 2007 
in Prozent

Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen
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sie im Hamburger Umland durch die große Nachfrage 

aus dem Verarbeitenden Gewerbe geprägt; 63 Prozent 

der Leiharbeiter sind in Fertigungsberufen tätig. Nur jeder 

dritte Zeitarbeitnehmer übt eine Beschäftigung im Dienst-

leistungsbereich aus (vgl. Abbildung 2). Anders das Bild in 

der Kernstadt: Hier findet sich bei den Dienstleistungstä-

tigkeiten eine ausgeprägte Nachfrage; fast die Hälfte aller 

Zeitarbeitskräfte in Hamburg ist in diesem Bereich tätig. Der 

Anteil der Fertigungsberufe liegt dagegen mit 46 Prozent 

rund 17 Prozentpunkte unter dem Niveau im Hamburger 

Umland. Dabei ist festzustellen, dass die Tätigkeitsstruk-

tur der Leiharbeitnehmer de facto die Wirtschaftsstruktur 

der jeweiligen Region widerspiegelt und nicht etwa auf 

ein unterschiedliches Nachfrageverhalten in den Regionen 

zurückzuführen ist. Ganz im Gegenteil: Vergleicht man die 

Leiharbeitsquote der beiden Regionen einmal nur für den 

Fertigungsbereich, so fällt sie in der Kernstadt mit zehn 

Prozent sogar um rund sechs Prozentpunkte höher aus als 

im Umland. Auch die Leiharbeitsquote in den Dienstleis-

tungsberufen liegt mit 2,3 Prozent in der Stadt deutlich 

über dem Umlandsdurchschnitt (0,9 Prozent), bleibt aber 

weit hinter jener in der Fertigung zurück. Die relativ ge-

ringe Bedeutung von Zeitarbeit im Dienstleistungsbereich 

wird also durch das große Gewicht des tertiären Sektors 

in der Kernstadt überkompensiert. Darüber hinaus unter-

streicht die in allen Tätigkeitsbereichen ungleich höhere 

Nutzungsintensität der Zeitarbeit in Hamburg die Stand-

ortvorteile der Stadt für die Zeitarbeitsfirmen.

Hamburgs wirtschaftliche Weichen 

Die große Nachfrage nach Zeitarbeitskräften im Ballungs-

raum dürfte insgesamt wesentlich durch den Hamburger 

Hafen und die Werftindustrie geprägt sein. So sind im deut-

schen Schiffbau rund 15 Prozent der Beschäftigten Zeitar-

beitskräfte. Das Gewicht des Hamburger Hafens zeigt sich 

auch im hohen Anteil der Zeitarbeitskräfte, die Lager- und 

Transporttätigkeiten ausüben. Beim größten Arbeitgeber 

der Region, dem Flugzeugbauer Airbus, spielt der Einsatz 

von Zeitarbeitskräften ebenfalls eine wichtige Rolle. Die re-

lativ hohe Bedeutung von Dienstleistungstätigkeiten in der 

Kernstadt erklärt sich unter anderem durch die Nachfrage 

aus dem Kreditgewerbe, einem großen Kunden der Zeitar-

beitsbranche in Hamburg. Die bedeutendste Gruppe stellen 

in Hamburg mit gut 22 Prozent der Zeitarbeitnehmer die 

Bürofach- und -hilfskräfte. Ihr Anteil liegt im Umland um 

fast zwölf Prozentpunkte unter dem Hamburger Niveau. 

Die große Bedeutung der Dienstleistungstätigkeiten in der 

Hansestadt bedingt möglicherweise auch, dass die Zeitar-

beitskräfte hier ein höheres Qualifikationsniveau aufwei-

sen als im Umland, wo der Anteil der Beschäftigten ohne 

Berufsausbildung mit über 30 Prozent um mehr als sechs 

Prozentpunkte über dem in der Kernstadt liegt. Im Ferti-

gungsbereich werden offensichtlich häufig Tätigkeiten mit 

geringen fachlichen Voraussetzungen von Zeitarbeitskräf-

ten verrichtet. So sind rund 30 Prozent der Zeitarbeitskräfte 

im Umland Hilfsarbeiter ohne nähere Tätigkeitsangabe – in 

der Kernstadt ist der Anteil nur halb so groß.

Ulms Sonderstellung im Süden

Auch der Agenturbezirk Ulm, der das Stadtgebiet Ulm und 

den Alb-Donau-Kreis umfasst, weist eine überdurchschnitt-

lich hohe Zeitarbeitsquote auf. Ein Vergleich mit der Bun-

desrepublik Deutschland und mit Baden-Württemberg ver-

deutlicht die Sonderstellung Ulms in zweifacher Hinsicht: 

Zum einen lag die Zeitarbeitsquote in Ulm schon 1999 auf 

einem Niveau, das in Baden-Württemberg und Gesamt-

deutschland erst 2007 erreicht wurde. Zum anderen zeigt 

die Steigerungsrate von 183,6 Prozent zwischen 1999 

und 2007, dass sich Ulm trotz einer bereits relativ hohen 

Zeitarbeitsquote im Jahr 1999 nicht durch ein gemäßigtes, 
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sondern durch ein hohes Zeitarbeitswachstum auszeich-

net und mittlerweile eine Quote von 5,4 Prozent erreicht 

hat (vgl. Abbildung 3). Die Ursache hierfür liegt größten-

teils im Zusammenspiel zweier entscheidender Faktoren,  

nämlich der besonderen geografischen Lage Ulms und der 

regionalen Wirtschafts- und Arbeitsmarktstruktur.

Relative Ruhe im Ulmer Umland 

Im Gegensatz zu Hamburg, wo die Zeitarbeit im Umland 

stärker wächst als in der Kernstadt, entwickelt sich die Arbeit-

nehmerüberlassung in Ulm und Umgebung trotz der vieler-

orts beobachtbaren Angleichungstendenzen zwischen Stadt 

und Land sehr unterschiedlich. Die Leiharbeitsquote in Ulm 

beträgt derzeit 5,4 Prozent. Sie ist damit mehr als doppelt 

so hoch wie in den benachbarten und weniger verdichteten 

Regionen. Auch der Vergleich des Stadtkreises Ulm mit dem 

umliegenden Alb-Donau-Kreis unterstreicht, dass Zeitarbeit 

ein urbanes Phänomen ist, welches sich zwischen 1999 und 

2007 kaum verändert hat: Konstante 88 Prozent der sozi-

alversicherungspflichtig beschäftigten Zeitarbeiterinnen und 

Zeitarbeiter entfallen auf den Stadtkreis Ulm, nur zwölf Pro-

zent auf den Alb-Donau-Kreis. Im bundesweiten Vergleich 

verwundert dieses Gefälle zunächst, da bis dato also keiner-

lei Angleichung zwischen Stadt und Land stattgefunden hat. 

Der Grund hierfür ist, dass die Zeitarbeitsunternehmen im 

Stadtkreis Ulm eine bedeutende strategische Funktion erfül-

len. Sie fungieren als Knotenpunkte nicht nur für Entleihfir-

men aus Ulm und dem Alb-Donau-Kreis, sondern vor allem 

auch für zahlreiche weitere Kundenunternehmen der Region 

Donau-Iller, wo der Arbeitsmarkt in Teilen ebenfalls überaus 

günstig und hoch dynamisch ist. Aufgrund der zentralen 

Lage Ulms und der sehr guten Verkehrsinfrastruktur reicht 

der Absatzmarkt für Ulmer Personaldienstleister daher we-

sentlich weiter, als es der erste Blick vermuten lässt. Dennoch 

ist eine zukünftige Suburbanisierung auch für Ulm und die 

Region Donau-Iller sehr wahrscheinlich. Indiz hierfür ist un-

ter anderem der steigende Konkurrenzdruck und die damit 

verbundene Notwendigkeit für Personaldienstleister, räum-

lich noch näher auch am Kunden aus der Peripherie zu sein.

Ulms wirtschaftliche Eigenarten

Neben der strategischen Funktion für die gesamte Region 

Donau-Iller besitzt Ulm auch überregionale Standortvor-

teile. Es liegt geografisch günstig am Verkehrsknotenpunkt 

zwischen den Bundesautobahnen A8 in Richtung Stuttgart 

und München sowie A7 in Richtung Würzburg und Lindau. 

Der Anschluss an das ICE-Streckennetz und die Nähe zu den 

Flughäfen Stuttgart, München, Augsburg und Memmingen 

bilden weitere infrastrukturelle Pluspunkte. Der Wirtschafts-

Abbildung 3

Entwicklung der Leiharbeitsquoten und Wachstum der Zahl der Leiharbeit-
nehmer in Deutschland, Baden-Württemberg, Ulm 1999 bis 2007  
in Prozent

Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen ©IAB
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raum Ulm ist eine industriell geprägte, mittelstandsstruktu-

rierte Region mit einer Vielzahl an Unternehmen des Verar-

beitenden Gewerbes jedweder Größe. 

Im westdeutschen Branchenvergleich haben beispiels-

weise der Maschinen- und (Nutz-)Fahrzeugbau, die Metall-

erzeugung und Metallverarbeitung, der Bereich Elektrotech-

nik und aufgrund der besonderen infrastrukturellen Vorteile 

vor allem auch die Logistikbranche, die in den letzten Jahren 

stark expandierte, überdurchschnittlich viele Beschäftigte. 

All diese Industriezweige sind „klassische“ Einsatzfelder von 

Zeitarbeit, was sich auch in der regionalen Tätigkeitsstruk-

tur widerspiegelt: 68 Prozent der Zeitarbeitsbeschäftigten 

sind in Fertigungsberufen tätig, nur 24 Prozent in Dienst-

leistungsberufen. Technische Berufe bilden mit knapp acht 

Prozent die mit Abstand kleinste Kategorie.

Vor allem aber hat die wirtschaftliche Dynamik die re-

gionale Nachfragestruktur nach Leiharbeit stark beeinflusst. 

So wurden, wie die Bezirksgruppe Ulm des Arbeitgeberver-

bands Südwestmetall berichtet, im Bereich der Metall- und 

Elektroindustrie im Jahr 2007 insgesamt 3.000 neue Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter eingestellt – davon 800 über 

Zeitarbeit.

Fazit

Die Bedeutung und Struktur der Zeitarbeit variiert aus regio-

naler Perspektive beträchtlich. Dabei tragen verschiedene 

Faktoren zur dynamischen Entwicklung und zur räumlichen 

Verteilung der Zeitarbeit bei. Eine wichtige Rolle kommt 

zunächst der Größe des jeweiligen Absatz- und Arbeits-

marktes zu. Hiervon profitieren vor allem Ballungsräume wie 

beispielsweise Hamburg. Die Stadt bietet den Zeitarbeitsfir-

men einen großen lokalen Absatz- und Arbeitsmarkt, also 

die Nähe zu vielen potenziellen Entleihfirmen und zu einem 

großen Pool an möglichen Zeitarbeitkräften. Darüber hinaus 

spiegelt sich die regionale Wirtschaftsstruktur in der Bedeu-
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tung der Zeitarbeit wider. So begünstigt die Spezialisierung 

auf das Verarbeitende Gewerbe in den Umlandregionen von 

Hamburg, aber auch in der Region Ulm, das Wachstum der 

Arbeitnehmerüberlassung. Gleichwohl werden gerade in 

der Dienstleistungsmetropole Hamburg Leiharbeitnehmer 

zunehmend auch im Dienstleistungsbereich eingesetzt. Für 

Ulm scheint dagegen die sehr gute Verkehrsanbindung ein 

wichtiger Faktor zu sein. Denn sie führt zu einer verstärkten 

Nachfrage nach Zeitarbeitnehmern im Bereich Lager- und  

Logistiktätigkeiten. Auch einzelne große Arbeitgeber, für 

die der Einsatz von Zeitarbeitskräften fester Bestandteil der 

Personalplanung ist, beeinflussen die regionale Nachfrage-

struktur. Nicht zuletzt profitiert die Zeitarbeitsbranche auch 

von der insgesamt hohen wirtschaftlichen Dynamik in den 

beiden betrachteten Regionen. Hierbei sind für Ulm auch die 

umliegenden Räume von Bedeutung, die in zunehmendem 

Maße auf das Personal der Verleihfirmen aus dem Agentur-

bezirk Ulm zurückgreifen.
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Praktikanten
Auf der Suche nach dem Weg

Wer im Abseits, auf dem Seitenstreifen steht, 

ist für jede Mitfahrgelegenheit dankbar. Junge 

Menschen wollen ins Erwerbsleben einsteigen. 

Das Fahrziel ist noch ungewiss. Klar ist nur, 

sie wollen irgendwann aufs sichere Gleis der  

Normalarbeit. Dafür nehmen sie auch Umwege 

in Kauf. So beginnt ihre Karriere oftmals im  

prekären Beschäftigungsverhältnis Praktikum.
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Ein Blick hinter die Zahlenfassade

Die Werte basieren auf dem IAB-Betriebspanel. Das ist 

eine repräsentative Arbeitgeberbefragung zu betrieb-

lichen Bestimmungsgrößen der Beschäftigung, die 

das IAB 1993 begann. Mittlerweile werden jährlich 

von Ende Juni bis Oktober bundesweit knapp 16.000 

Betriebe aller Wirtschaftszweige und Größenklassen 

befragt. IAB-Forscher rechnen die Ergebnisse auf die 

Gesamtbeschäftigung hoch. Die Hochrechnungen 

sind Annäherungen an die tatsächlichen Werte, die 

sich in einem gewissen Toleranzbereich bewegen. 

Daher gibt es statistisch gesehen keinen Unterschied 

zwischen zwei Absolutzahlen, wenn sie sich beide in-

nerhalb eines Fehlerintervalls bewegen. So kann sich 

die tatsächliche Zahl der Praktikanten (hochgerech-

net 600.000) zwischen 570.000 und 630.000 bewe-

gen und die tatsächliche Zahl der freien Mitarbeiter 

(hochgerechnet 640.000) zwischen 560.000 und 

750.000. Sie könnten demnach tatsächlich identisch 

sein, auch wenn die Hochrechnung einen Unterschied 

von 40.000 ergibt. 

Für Aristoteles galt Erwerbsarbeit zum Zweck der Existenz-

sicherung als Zeichen der doppelten Unfreiheit, nämlich – 

mit Hannah Arendts Worten – „dem Gezwungenwerden 

durch das Leben selbst und durch die Befehle des Herrn“.

Heute wird abhängige Erwerbsarbeit mit ihrer sugge-

rierten oder tatsächlichen Knappheit zu einem zentralen 

gesellschaftlichen Wert. Junge Berufsanfänger verstehen 

Praktika als notwendigen Einstieg in die Erwerbsarbeit in 

der Hoffnung, später auf bessere Arbeitsverhältnisse um-

steigen zu können. 

Rund 20 Prozent der Berufsanfänger beginnen ihre 

Reise durch die Arbeitswelt als Praktikanten. Sie nehmen 

dafür meist über die doppelte Unfreiheit der Erwerbsarbeit 

hinaus eine weitere Unfreiheit in Kauf: die Abhängigkeit 

von Eltern oder Sozialleistungen. Denn die Vergütung von  

Praktika – wenn es überhaupt eine gibt – reicht meist nicht 

für den Lebensunterhalt aus. Darüber hinaus gibt es andere 

Formen von Praktikumsverhältnissen. Dazu gehören schul-

begleitende, meist nur wenige Wochen dauernde Schnup-

perpraktika, (Pflicht-)Praktika im Rahmen des Studiums 

und von der Bundesagentur für Arbeit geförderte Praktika 

für Arbeitslose. Für Praktikanten macht es in vielen Fällen 

durchaus Sinn ein solches „Arbeitsverhältnis“ einzugehen, 

wenn arbeitsmarktrelevante Qualifikationen vermittelt  

werden oder die Aussicht auf ein dauerhaftes Beschäfti-

gungsverhältnis besteht. 

Praktikanten willkommen an Bord

Aus betrieblicher Sicht erfüllen Praktika die Funktion, zur 

Lösung zentraler Herausforderungen der Personalpolitik 

beizutragen. So können Praktika als Screening-Instrument 

dienen, um fehlende Informationen über die Eignung  

potentieller Arbeitskräfte zu beschaffen. Dies gilt vor allem 

in Branchen wie dem Dienstleistungsbereich, in denen der 

Übergang aus dem Bildungssystem in den Beruf unzurei-

chend institutionalisiert ist. In diesen Fällen dienen Prakti-

ka als funktionales Äquivalent zu Ausbildungsverträgen. 

Praktikanten können aus betrieblicher Sicht dazu 

beitragen, den Leistungsdruck auf die regulär Beschäf-

tigten zu erhöhen. So erwarten Betriebe von Praktikanten 

positive Auswirkungen auf die Leistungsbereitschaft 

ihrer Arbeitskräfte. In Unternehmen, die auf intensive  
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Abbildung 1

Anteile atypischer Beschäftigung an der Gesamtbeschäftigung 2006 

in Prozent

Anmerkung: Gesamtbeschäftigung = sozialversicherungspflichtig Beschäftigte + geringfügig Beschäftigte + 
freie Mitarbeiter + Praktikanten + Leiharbeiter. 

Quelle: IAB-Betriebspanel 2006 ©IAB
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So formulierte es Kurt Tucholsky bereits 1930 in der  

Wochenzeitung Die Weltbühne: „Eine der schauerlichsten 

Folgen der Arbeitslosigkeit ist wohl die, dass Arbeit als 

Gnade vergeben wird. Es ist wie im Krieg: wer die Butter 

hat, wird frech.“

innerbetriebliche Kooperation und Wissenstransfer  

angewiesen sind, begrenzt allerdings der Bedarf an Ver-

trauensbeziehungen die Ausweitung atypischer Beschäf-

tigungsverhältnisse. Es besteht die Gefahr, dass sich über 

den exzessiven Einsatz von Praktikanten die innerbetrieb-

liche Konkurrenz verstärkt und opportunistisches und 

unkooperatives Verhalten zunimmt.

Praktika erleichtern es Betrieben, trotz wirtschaft-

licher Unsicherheit Arbeitskräfte einzustellen, weil sie das 

Risiko von Entlassungskosten begrenzen. Praktika dienen 

so als arbeitsrechtliche Ausweichstrategie und Flexibili-

tätspuffer. Durch sie können Nachfrageschwankungen 

ausgeglichen werden, was dazu beiträgt, die qualifizierte 

Stammbelegschaft zu schützen. Es ist somit zu erwarten, 

dass in Betrieben und Branchen, die hohen Nachfrage-

schwankungen ausgesetzt sind, vermehrt Praktikanten 

eingesetzt werden. 

Praktika werden häufig nicht oder nur geringfügig 

entlohnt. Ohne die bereits genannten Funktionen zu be-

rücksichtigen, sind sie im Vergleich zu anderen Beschäfti-

gungsverhältnissen das kostengünstigste. 

Nicht zuletzt sind sie auch Resultat und Ausdruck 

der Machtasymmetrie zwischen Kapital und Arbeit. Denn 

je größer die Macht der Arbeitgeber, desto leichter kön-

nen sie die Bedingungen zu ihren Gunsten beeinflussen.  Verloren in der Masse

Nach Angaben des IAB-Betriebspanels waren am 30. Juni 

2006 etwa 600.000 Praktikanten in etwa 300.000 deut-

schen Betrieben tätig. Jeder siebte Betrieb in Deutschland 

beschäftigt also Praktikanten. Im Vergleich dazu waren 

zum gleichen Zeitpunkt nur etwa 500.000 Leiharbeiter 

und 600.000 freie Mitarbeiter in deutschen Betrieben 

tätig (vgl. Abbildung 1 und Kasten „Ein Blick hinter die 

Zahlenfassade“ auf Seite 59). 2,1 Millionen Arbeitskräf-

te waren auf Basis eines befristeten Arbeitsvertrages 

beschäftigt und 3,9 Millionen fallen in die Kategorie  

„geringfügig Beschäftigte“. Praktikanten werden demnach 

ähnlich häufig eingesetzt wie Leiharbeitnehmer und freie 

Mitarbeiter. Geringfügige Beschäftigung und Befristungen 

sind hingegen weit bedeutender. 

Praktikanten arbeiten vor allem in Kleinst- und Klein- 

betrieben. Mehr als 30 Prozent entfallen auf jede der bei-

den Betriebsgruppen. Das restliche Drittel der Praktikanten 
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Branchen Praktikanten
sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigte

Land-/Forstwirtschaft 2 1

Bergbau/Energie 0* 1

Nahrungs-/Genussmittel 2 3

Verbrauchsgüter 2 3

Produktionsgüter 2 6

Investitions-/Gebrauchsgüter 9 14

Baugewerbe 6 6

Handel/Reparatur 17 15

Verkehr/Nachrichten 2 5

Kredit-/Versicherungswesen 1 4

Gastgewerbe 4 3

Erziehung/Unterricht 5 3

Gesundheits-/Sozialwesen 20 12

Unternehmensnahe Dienstleistungen 16 13

Sonstige Dienstleistungen 4 3

Organisationen ohne Erwerbscharakter 2 2

Öffentliche Verwaltung 5 6

Gesamt 99** 100

Anmerkungen:   * Anteil < 0,5%,     
                        ** Abweichung von 100% auf Grund von Rundungen

Quelle: IAB-Betriebspanel 2006

Tabelle 2

Praktikanten und sozialversicherungspflichtig Beschäftige  
in ausgewählten Branchen 2006
in Prozent

©IAB

verteilt sich auf die Mittel- und Großbetriebe. Praktikanten 

sind hier unterproportional, in den Kleinst- und Kleinbe-

trieben hingegen überproportional vorhanden. Das zeigt 

ein Vergleich zwischen Praktikanten und sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigten (vgl. Tabelle 1). 

Nicht alle Branchen setzen gleichstark auf Prakti-

kanten (vgl. Tabelle 2). Handel und Reparaturbetriebe, Ge-

sundheit und Sozialwesen sowie die unternehmensnahen 

Dienstleistungen nutzen Praktikanten besonders häufig. 

In diesen Branchen sind sie im Vergleich zur sozialversi-

cherungspflichtigen Beschäftigung auch überproportional 

vertreten. In der Produktionsgüterindustrie, im Bereich Ver-

kehr und Nachrichten, im Kredit- und Versicherungswesen 

und in der öffentlichen Verwaltung findet man Praktikanten 

hingegen selten. Dies gilt auch für die Investitions- und 

Gebrauchsgüterproduktion. Trotzdem arbeiten von 100 in 

Deutschland tätigen Praktikanten immerhin neun in der In-

vestitions- und Gebrauchsgüterproduktion. Denn die Bran-

che gehört zu den größten in der deutschen Wirtschaft mit 

entsprechend vielen Beschäftigten und vielen Praktikanten. 

Im Verhältnis zu den sozialversicherungspflichtig beschäf-

tigten Kollegen in der Branche sind Praktikanten dort aber 

unterrepräsentiert.

Betriebsgröße Praktikanten
sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigte

1 bis 9 Beschäftigte 34 14 

10 bis 49 Beschäftigte 31 25 

50 bis 249 Beschäftigte 17 28 

250 und mehr Beschäftigte 18 33 

Gesamt 100 100 

Quelle: IAB-Betriebspanel 2006

Tabelle 1

Praktikanten und sozialversicherungspflichtig Beschäftige 
nach Betriebsgröße 2006
in Prozent
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Abbildung 2

Anteil der Praktikanten an der betrieblichen Gesamtbeschäftigung 2006
in Prozent

Anmerkungen: 1) Betriebe mit mindestens einem Praktikanten fließen in die Datenbasis mit ein.
 2) Im IAB-Betriebspanel kommt eine Nutzungsintensität von über 71 Prozent nicht vor.
 3) Gesamtbeschäftigung = sozialversicherungspflichtig Beschäftigte + geringfügig Beschäftigte + 
     freie Mitarbeiter + Praktikanten + Leiharbeiter. 

Quelle: IAB-Betriebspanel 2006 ©IAB

unter 25%

76

25% bis unter 50%

21

50% bis unter 75%

3

50 Prozent ihres Personalbedarfs mit Praktikanten. Hier 

können Praktikanten nicht mehr als unbedeutende Gruppe 

in der Belegschaft bezeichnet werden. In etwa drei Prozent 

der Einsatzbetriebe stellen Praktikanten die Hälfte bzw. die 

Mehrheit der Beschäftigten. In diesen seltenen Intensiv-

nutzer-Betrieben erbringen Praktikanten die betriebliche 

Gesamtleistung zu einem substanziellen Teil.

An manchen Orten willkommener

Es gibt eine Reihe von Aspekten, die ein Unternehmen 

berücksichtigt, bevor es sich für oder gegen den Einsatz 

von Praktikanten entscheidet. Mit mikroökonometrischen 

Verfahren auf der Basis des IAB-Betriebspanels konnten 

folgende Zusammenhänge ermittelt werden:

  Betriebe mit vielen Akademikern und solche, die ange-

ben, einen hohen Personalbedarf zu haben, beschäfti-

gen häufig Praktikanten. Dies spricht für die Bedeutung 

des Screenings und bestätigt, dass Praktika vor allem 

außerhalb von Einfachtätigkeiten angeboten werden. 

  Auch beschäftigen Betriebe, die Schwierigkeiten mit 

der Leistungsbereitschaft ihrer Angestellten haben, 

weniger Praktikanten als andere Betriebe. Dies stützt 

die These, dass der Einsatz von Praktikanten positive 

Hand mit am Steuer

Die Nutzungsintensität, definiert als Anteil der Prakti-

kanten an der betrieblichen Gesamtbeschäftigung, ist ein 

Maß für die Bedeutung, die dieser Beschäftigungsform im 

betrieblichen Geschehen zukommt (vgl. Abbildung 2). In 

drei Viertel aller Betriebe spielen Praktikanten mit einer 

Nutzungsintensität von unter 25 Prozent eine untergeord-

nete Rolle. Ein Fünftel der Betriebe deckt zwischen 25 und 
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Fazit

Praktika helfen bei der beruflichen Orientierung und oft 

auch beim Job-Einstieg. Praktikanten sollen aber nicht 

flexible Billig-Arbeitnehmer sein, sondern lernen und sich 

qualifizieren. Aus der Sicht der Betriebe erfüllen Praktika 

aber auch die Funktion eines „betrieblichen Flexibilitäts-

puffers“. Angesichts einer schwachen Verhandlungs- 

position der Praktikanten bestehen für Betriebe Anreize, 

sie auch wie normale Arbeitskräfte einzusetzen. Die 

Bundesregierung hat dies erkannt und angekündigt zu 

handeln: Junge Menschen mit einer abgeschlossenen  

Berufsausbildung sollen künftig keine unentgeltlichen 

Praktika mehr absolvieren, in denen Betriebe sie wie  

reguläre Arbeitnehmer beschäftigen, aber ohne Aussicht 

auf eine reguläre Anstellung. Der Lernzweck soll stärker 

in den Mittelpunkt eines Praktikums rücken, damit Prak-

tikanten am Anfang ihres Berufslebens einen besseren 

Überblick über die Arbeitwelt gewinnen.
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Effekte auf die Motivation hat: Durch den Einsatz einer 

leistungsbereiten Randbelegschaft steigt der Druck auf 

die Stammbelegschaft. Zudem suchen sich Praktikanten 

ein anspruchsvolles Arbeitsumfeld mit guten Arbeits-

bedingungen, da sie dort auch langfristig beschäftigt 

sein wollen. 

  Betriebe mit flexibilisierten Arbeitszeiten und stabiler 

Kernbelegschaft gehören zu den regelmäßigen Nutzern 

von Praktikanten. Dies deutet auf die komplementäre 

Flexibilitätsfunktion von Praktikanten in diesen Betrie-

ben hin. Sie nutzen Praktikanten bei positiver Geschäfts-

entwicklung einerseits zum Aufbau von Beschäftigung, 

andererseits als flexible Randbelegschaft, die in schlech-

ten Zeiten keine Entlassungskosten verursachen.

  In Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit beschäfti-

gen Betriebe mehr Praktikanten als in Regionen mit  

geringerer Arbeitslosigkeit. Dies ist ein Indiz dafür, dass 

Machtasymmetrien eine Rolle bei der Beschäftigung 

von Praktikanten spielen, da mehr geeignete Personen 

zur Verfügung stehen, die unter Umständen sogar um 

die raren Praktikumsplätze konkurrieren.
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Am IAB werden längerfristige Problemlagen am 

Arbeitsmarkt untersucht, aber auch aktuelle For-

schungsanliegen bearbeitet. Dabei sind verschie-

dene Disziplinen am Forschungsprozess beteiligt. 

Hier sehen Sie eine kleine Auswahl aktueller For-

schungsprojekte. Eine vollständige Liste finden Sie 

unter www.iab.de/projekte.

Wissenschaftliche Leitung
Im Projekt „Wirkungen von Mindestlöhnen in 

Deutschland am Beispiel des Bausektors“ 

werden die Lohn- und Beschäftigungseffekte des 

gesetzlichen Mindestlohns untersucht, der 1997 in 

Verbindung mit dem Arbeitnehmerentsendegesetz 

in der Baubranche eingeführt wurde. Von besonde-

rem Interesse ist dabei neben den Wirkungsmecha-

nismen die Frage, ab welcher Höhe sich der Min-

destlohn negativ auf die Beschäftigung auswirkt 

und welche regionalen Unterschiede festzustellen 

sind. 

Forschungsbereich Internationale 

Vergleiche und Europäische Integration

Dienen Niedriglohnjobs für ehemals Arbeitslose als 

„Sprungbrett“ in besser entlohnte Tätigkeiten oder 

erweisen sie sich für die Betroffenen als Sackgasse? 

Sind sie vielleicht sogar nur eine Zwischenstation 

auf dem Weg in die erneute Arbeitslosigkeit? Diese 

Fragen werden im Projekt „Beschäftigungsdyna-

mik im Niedriglohnsektor im internationalen 

Vergleich“ für Deutschland, Dänemark und Öster-

reich untersucht. Als empirische Grundlage dienen 

große administrative Mikro-Datensätze, die für die 

drei Länder zur Verfügung stehen.

Forschungsbereich Längerfristige 

Entwicklung und Politiksimulation

Haben die zwischen 2003 und 2005 umgesetz-

ten Arbeitsmarktreformen der Regierung Schröder 

zum Aufbau von Beschäftigung und zum Abbau 

der Arbeitslosigkeit beigetragen? Im Projekt „Die 

Beveridge-Kurve nach Hartz IV“ wird nach Hin-

weisen auf gesamtwirtschaftlicher Ebene gesucht, 

dass Arbeitslose dank der Reformen tatsächlich 

schneller in Beschäftigung kommen und dass die 

Vermittlungsprozesse am Arbeitsmarkt insgesamt 

effizienter geworden sind.

Forschungsbereich Konjunktur 

und Arbeitsmarkt

Der deutsche Arbeitsmarkt gilt häufig als zu unfle-

xibel. Eine nähere Betrachtung zeigt jedoch eine 

hohe Dynamik. So verschwinden und entstehen in 

Deutschland jedes Jahr fast zehn Prozent des Be-

standes an Arbeitsplätzen. Die Beschäftigungsge-

winne und -verluste in einzelnen Wirtschaftszwei-

gen zeigen im Konjunkturverlauf typische Muster. 

Gleiches gilt für die Übergänge zwischen Arbeits-

losigkeit und Beschäftigung. Im Projekt „Arbeits-

marktfluktuationen im Konjunkturverlauf“ 

werden diese Muster mit Hilfe großer Individual- 

und Betriebsdatensätze des IAB analysiert. 

„Stellenbesetzungen über soziale Netzwerke“ 

gewinnen immer mehr an Bedeutung. Bislang gibt 

es jedoch keine gesamtwirtschaftlich repräsenta-

tiven Studien über deren Bedeutung aus Arbeit-

gebersicht. Analysen auf Basis der IAB-Erhebung 

zum gesamtwirtschaftlichen Stellenangebot können 

hier einen wichtigen Forschungsbeitrag leisten. Sie 

geben Aufschluss darüber, welche Betriebe für die 

Rekrutierung von Personal Netzwerke nutzen, um 

welche Stellen es sich dabei handelt und welche 

Personen auf diesem Weg eingestellt werden.

Forschungsbereich Betriebe 

und Beschäftigung

Im Rahmen des Forschungsprojekts „Existenz-

gründer — Dritte Welle“ wird zum dritten Mal 

eine Kohorte vormals arbeitsloser Existenzgründe-

rinnen und -gründer befragt, die sich 2003 mit Hilfe 

des Überbrückungsgeldes oder der Ich-AG-För-

derung selbstständig gemacht haben. Die Längs-

schnitterhebung soll vor allem darüber Aufschluss 

geben, ob die Personen das gegründete Unterneh-

men fortführen, anderweitig Beschäftigung finden 

oder arbeitslos werden. Untersucht wird auch, ob 

sie zusätzliche Arbeitsplätze schaffen, welche so-

ziale Absicherung die neuen Unternehmer haben, 

welches Einkommen sie erzielen und wie zufrieden 

sie mit ihrer Arbeit sind.

Bereichsübergreifende Projekte

Sanktionen im SGB II sind bei Menschen unter 25 

Jahren besonders restriktiv und überdurchschnitt-

lich häufig. Das Projekt „Sanktionen im SGB II 

— Perspektiven von Fachkräften und jungen 

Projekte
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KlientInnen“ ist im Kern qualitativ-explorativ an-

gelegt. Interviewt werden Fachkräfte aus Vermitt-

lung und Fallmanagement, aber auch die Betrof-

fenen selbst. Der Forschungsbereich „Bildungs- und 

Erwerbsverläufe“ führt das Projekt in Kooperation 

mit dem Forschungsbereich „Erwerbslosigkeit und 

Teilhabe“ und der Universität Siegen durch.

Nach wie vor unterscheiden sich regionale Arbeits-

marktbedingungen wie Arbeitslosigkeit und Ein-

kommen deutlich, insbesondere zwischen Ost- und 

Westdeutschland. Im Projekt „Arbeitskräftemo-

bilität und regionale Disparitäten in Deutsch-

land“ wird untersucht, ob Pendler- und Wande-

rungsbewegungen diese Unterschiede verringern 

und ob ein- und auswärts gerichtete Mobilitätsströ-

me vergleichbare Effekte auf Arbeitslosigkeit und 

Einkommen aufweisen. Die Analysen umfassen den 

Zeitraum von 1995 bis 2005. Der Forschungsbe-

reich „Regionale Arbeitsmärkte“ führt das Projekt in 

Zusammenarbeit mit dem „Regionalen Forschungs-

netz“ des IAB durch (siehe Grafik).

Im Projekt „Ausgestaltung und Vergabe von 

Trainingsmaßnahmen für erwerbsfähige Hil-

febedürftige“ werden Vermittlungsfachkräfte und 

Fallmanager in SBG-II-Trägereinheiten schriftlich 

befragt. Trainingsmaßnahmen sind eine häufig 

eingesetzte Maßnahme für erwerbsfähige Hilfebe-

dürftige. Sie weisen eine große Spannbreite von 

Einsatzmöglichkeiten und Inhalten auf. Mit der 

Befragung soll ermittelt werden, nach welchen Kri-

terien Vermittlungsfachkräfte Trainingsmaßnahmen 

zuweisen und welche konkreten Integrationsziele 

sie dabei verfolgen. Die Forschungsbereiche „Er-

werbslosigkeit und Teilhabe“ und „ Grundsicherung 

und Aktivierung“ leiten das Projekt. 

Eingliederungszuschüsse zum Arbeitsentgelt können 

befristet an Arbeitgeber gezahlt werden, wenn sie 

Menschen mit Vermittlungshemmnissen einstellen. 

Untersuchungsgegenstand des Projekts „Effektivi-

tät von Eingliederungszuschüssen im Rechts-

kreis SGB II“ sind die Förderwirkungen auf die 

Beschäftigungschancen erwerbsfähiger Hilfebedürf-

tiger, die zu Beginn des Jahres 2005 ein gefördertes 

Beschäftigungsverhältnis aufgenommen haben. Auf 

diese Weise sollen einschlägige Befunde, die für 

den Rechtskreis SGB III bis einschließlich 2004 vor-

liegen, ergänzt werden. Die Projektverantwortung 

liegt bei den Forschungsbereichen „Arbeitsförde-

rung und Erwerbstätigkeit“ und „Konjunktur und 

Arbeitsmarkt“.

Pendlersaldo
unter  -6.000  (150 Kreise)
-6.000 bis 0   (151 Kreise)
1 bis  169.662  (138 Kreise)

Pendlervolumen
20.000 bis 39.999   (147 Kreise)
40.000 bis  281.100  (89 Kreise)

Pendelbewegungen am deutschen Arbeitsmarkt 2005
Pendlersaldo und Pendlervolumen auf Kreisebene

© IAB
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Personal-Service-Agenturen (PSA) entleihen ihre Beschäf-

tigten gegen Entgelt – genau wie andere Zeitarbeitsunter-

nehmen. Sie sollen ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

aus Arbeitslosen rekrutieren, sie in verleihfreien Zeiten quali-

fizieren und schließlich in reguläre Beschäftigung außerhalb 

der Leiharbeitsbranche vermitteln. Träger der öffentlichen 

Arbeitsvermittlung beauftragen gewerbliche Zeitarbeits- 

unternehmen oder gemeinnützige Bildungseinrichtungen 

als Betreiber der PSA und fördern sie finanziell. 

Der Betrieb einer Personal-Service-Agentur wird öffent- 

lich ausgeschrieben. Der öffentliche Träger wählt nach  

   Personal-Service-Agenturen
   Stillgelegt  

Hohe Erwartungen begleiteten Personal-Service-Agenturen, seit sie im Jahr 2003 das Licht der Welt erblickten. Mit ihrer 

Hilfe sollten Arbeitslose eine bessere Chance auf Beschäftigung erhalten. Ob das innovative Instrument den Ansprüchen

gerecht werden konnte, blieb während der Testphase abzuwarten. Heute geben Evaluationen Antworten darauf.

Preis- und Qualitätsaspekten aus und schließt in der Regel 

Verträge mit zweijähriger Laufzeit und Verlängerungsopti-

on ab. Unter anderem legt ein Vertrag fest, dass die PSA je 

rekrutiertem Arbeitslosen eine tagesgenaue Fallpauschale 

und eine Prämie für jeden erfolgreich vermittelten Mit-

arbeiter erhält. Das kann eine Anstellung beim Entleiher 

oder in einem anderen Unternehmen sein. Die Prämienhö-

he wird in der Ausschreibung als Preis berücksichtigt. Die 

Ausgestaltung der Ausschreibungen und der Verträge hat 

sich seit der Einführung mehrmals geändert.
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Kurzzeitarbeitslose (unter 3 Monate) Langzeitarbeitslose (ab 12 Monate)

Frauen Beruflich Nicht-Qualifizierte

Behinderte Ausländer

Junge Erwachsene unter 25 Jahren Ältere ab 50 Jahren

Anmerkungen: Ohne optierende Kommunen ab dem Jahr 2005 im Rechtskreis SGB II.  
Seit dem Jahr 2006 wird die berufliche Qualifikation nicht mehr erfasst.

Quelle: Arbeitnehmerüberlassungsstatistik ©IAB

Abbildung 1

Strukturvergleich von Arbeitslosen und PSA-Beschäftigten 2003 bis 2007
Anteile in Prozent
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Beschäftigtenstrukturen

PSA-Beschäftigte werden von den öffentlichen Trägern 

aus dem Pool ihrer Arbeitslosen vorgeschlagen. Die PSA 

kann sie entweder ablehnen oder mit ihnen ein befristetes 

sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis 

abschließen. Schon bei der Auswahl der Beschäftigten 

zeigt sich ein grundlegender Interessenkonflikt zwischen 

der PSA und dem öffentlichen Träger. Während die PSA 

ihre Beschäftigten in Konkurrenz zu kommerziellen Zeit-

arbeitsunternehmen gewinnorientiert verleihen will und 

die Vermittlung nicht unbedingt an erster Stelle steht, zielt 

der öffentliche Träger darauf, Menschen mit Vermittlungs-

hemmnissen in reguläre Beschäftigung zu bringen. 

Aufgrund dieses Interessenkonflikts bekamen im 

Jahr 2003 nur 22 Prozent der überwiesenen Arbeits- 

losen tatsächlich einen PSA-Arbeitsvertrag. Arbeitslose mit 

Vermittlungshemmnissen haben viel schlechtere Chan-

cen, dort beschäftigt zu werden, als solche mit besseren 

Beschäftigungsaussichten, weil die PSA sich aus dem  

Arbeitslosenbestand „die Rosinen herauspickt“. So waren 

ihre Beschäftigten zu geringeren Anteilen ohne berufliche 

Qualifikation und zu geringeren Anteilen langzeitarbeits-

los als der Durchschnitt der Arbeitslosen (vgl. Abbildung 1). 

Unter ihnen waren relativ betrachtet mehr Jüngere unter 

25 Jahren und weniger Ältere ab 50 Jahren. Außerdem 

waren behinderte Menschen und ausländische Mitbürger 

im Vergleich zu allen übrigen Arbeitslosen unterrepräsen-

tiert. Seit dem Jahr 2003 ist sogar die Förderchance für 

junge Erwachsene unter 25 Jahren und für Personen mit 

kurzer Arbeitslosigkeitsdauer unter drei Monaten weiter 

stark gestiegen. Für Frauen ist sie dagegen gesunken. 

Letztlich unterscheiden sich PSA-Beschäftigte hin-

sichtlich ihrer sozio-demografischen Eigenschaften nur 

wenig von konventionellen Leiharbeitnehmerinnen und 

Leiharbeitnehmern. Die Fallpauschale ist demzufolge ein 

schwacher Anreiz, Personen mit schlechteren Beschäfti-

gungschancen in Personal-Service-Agenturen einzustellen. 

Auch wurde das Geld nur zur Qualifizierung weniger Mit-

arbeiter verwendet: Lediglich 26 Prozent gaben in einer 

repräsentativen Umfrage an, ein Angebot für berufsfach-

liche Schulungen bekommen zu haben. 
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Abbildung 2

Jährliche Zugänge und Ausgaben für Personal-Service-Agenturen (PSA) 
2003 bis 2007

Anmerkung: Ohne optierende Kommunen ab dem Jahr 2005 im Rechtskreis SGB II.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; Data-Warehouse; eigene Berechnungen
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Klebe- und Brückeneffekte

Nach den Vorschlägen der Kommission um Peter Hartz 

sollten Arbeitgeber durch Personal-Service-Agenturen die 

Möglichkeit erhalten, entliehene Mitarbeiter zu geringen 

Kosten und mit geringem Risiko kennenzulernen, um sie 

danach gegebenenfalls regulär einzustellen. Über diesen 

sogenannten Klebeeffekt sollte die Vermittlung gelin-

gen. Neben dem Klebeeffekt, der nur Übergänge in eine  

reguläre Beschäftigung im Entleiherunternehmen selbst 

umfasst, gibt es den Brückeneffekt, der alle Übergänge in 

reguläre Beschäftigung außerhalb der Leiharbeitsbranche 

einschließt. Welche empirischen Belege zu Klebe- und 

Brückeneffekten von gewerblicher Leiharbeit und in PSA 

geförderter Leiharbeit liegen bisher für Deutschland vor?

Einer Studie zufolge haben sich die Chancen auf 

eine reguläre Beschäftigung für Arbeitslosengeld- oder  

-hilfebezieher Mitte der 1990er Jahre nicht verbessert, 

wenn sie eine Beschäftigung in der gewerblichen Leihar-

beitsbranche aufgenommen haben. Sie hatten lediglich bes-

sere Chancen auch weiterhin in der Branche beschäftigt zu 

sein, als Leistungsempfänger ohne Erfahrungen mit Leih-

arbeit. Der Befund lässt an der Existenz des Brückeneffekts 

durch Leiharbeit zweifeln. 

Anders als in der gewerblichen Leiharbeitsbran-

che dient die Vermittlungsprämie als Anreiz, Klebe- und 

Brückeneffekte zu fördern. Deskriptive Ergebnisse zeigen 

zwar, dass sich Klebeeffekte nicht im erwarteten Umfang 

einstellen. Denn nur neun Prozent der Austritte aus PSA 

von Mitte 2003 bis Anfang 2005 waren darauf zurück- 

zuführen. Allerdings scheint der Klebeeffekt bei PSA  

größer zu sein als bei gewerblichen Zeitarbeitsunter- 

nehmen. Hier berichteten Unternehmen in einer Befragung 

von einer Übernahmequote in unbefristete Beschäftigung 

von weniger als sechs Prozent. 

Ein ähnliches Muster zeigt sich beim Brückeneffekt: 

Während knapp ein Drittel der aus PSA ausscheidenden 

Mitarbeiter von Mitte 2003 bis Anfang 2005 in reguläre 

Beschäftigung einmündeten, waren es aus gewerblichen 

Zeitarbeitsunternehmen heraus nur 21 Prozent. 

Diese deskriptiven Ergebnisse legen zwar nahe, dass 

Klebe- und Brückeneffekte bei PSA-Beschäftigten stärker 

zum Tragen kommen als bei Beschäftigten konventio-

neller Zeitarbeitsunternehmen. Allerdings resultieren die 

Ergebnisse aus jeweils unterschiedlichen Datenquellen 

und Berechnungskonzepten. Auch berücksichtigen sie 

nicht eventuelle Unterschiede zwischen Beschäftigten bei 

gewerblichen Zeitarbeitsunternehmen und bei Personal-

Service-Agenturen. Sie sind deshalb nur eingeschränkt 

vergleichbar. 

Bessere Beschäftigungschancen?

Die angeführten Ergebnisse beziehen sich auf Vergleiche 

des Klebe- und des Brückeneffekts in PSA und in kon-

ventionellen Zeitarbeitsunternehmen. Eine weitere Studie  

vergleicht Arbeitslose, die eine Beschäftigung in einer PSA 

aufnehmen, mit ähnlichen Arbeitslosen, die keine solche 

Beschäftigung aufnehmen. Dabei ergeben sich Anhalts-

punkte dafür, dass sich die mittlere Dauer bis zum Beginn 

einer regulären Beschäftigung durch die PSA um einen 

Monat verlängert. In dieser Studie unterscheidet sich die 

Vergleichsgruppe allerdings statistisch signifikant von 

den PSA-Beschäftigten. Die PSA-Beschäftigten haben im 

Mittel schon an mehr Maßnahmen teilgenommen als die 

Vergleichsgruppe. Dies deutet auf schlechtere Beschäfti-

gungschancen hin und könnte ein Grund dafür sein, dass 

sich eine PSA-Beschäftigung in dieser Studie im Vergleich 

zur Arbeitslosigkeit nicht positiv auswirkt.
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Enttäuschte Erwartungen

Die ursprüngliche Idee hinter den Personal-Service-Agen-

turen, Arbeitslose über Leiharbeit in reguläre Beschäftigung 

zu bringen, war naheliegend. Denn ein Modellprojekt für 

gemeinnützige Arbeitnehmerüberlassung in Rheinland-

Pfalz ergab tatsächlich positive Beschäftigungseffekte. Bei 

PSA wurden im Jahr 2004 allerdings weit mehr als die Hälf-

te durch gewerbliche Zeitarbeitsunternehmen betrieben. 

Sie erreichen eine deutlich geringere Integrationsquote als 

von gemeinnützigen Bildungsträgern geführte PSA. 

Fazit

Die Evaluationsergebnisse lassen keine abschließende Be-

wertung des Instruments zu. Gleichwohl erkennt man be-

reits deutlich, dass Personal-Service-Agenturen die hohen 

Erwartungen nicht erfüllen konnten. Das Instrument war 

schon vor der Einführung heftiger Kritik ausgesetzt und er-

litt durch die Insolvenz des größten Betreibers im Jahr 2004 

einen schweren Imageschaden. Im selben Jahr rückte die 

Bundesagentur für Arbeit von der ursprünglichen Zielgrö-

ße ab, je Agenturbezirk ein Prozent der Arbeitslosen in PSA 

zu beschäftigen. Im folgenden Jahr strich der Gesetzgeber 

zudem die gesetzliche Vorgabe zur flächendeckenden Nut-

zung. Des Weiteren bescheinigte eine Implementationsa-

nalyse den Arbeitsagenturen Mängel bei der Umsetzung 

des Förderinstruments, sowohl bei der Auswahl der Be-

treiber als auch bei der Ausgestaltung der Verträge und  

der Vergütung.

Die Verbreitung des Instruments und die Ausgaben 

dafür sind in der Folge stark zurückgegangen (siehe Abbil-

dung 2). Im Jahr 2004 begannen noch 58.000 Menschen 

eine Beschäftigung in einer PSA; im Jahr 2007 waren es 

nur noch 10.000. Die Ausgaben sanken in derselben Zeit 

von 350 auf 29 Millionen Euro. Ende 2007 waren bun-

desweit nur noch 2.300 Menschen bei PSA beschäftigt. 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung stellt 

die Evaluation von Personal-Service-Agenturen auf-

grund der geringen Nutzungszahlen und der politischen  

Bedeutungslosigkeit ein.
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Dank der konjunkturellen Belebung und dank neuer Gesetze hat sich die Situation Älterer auf 

dem Arbeitsmarkt erfreulich entwickelt. Im April 2008 beschloss der Deutsche Bundestag aber-

mals ein Bündel neuer Regeln, die Ältere betreffen. Auch wenn das Gesetz erst kürzlich in Kraft 

trat, geben frühere wissenschaftliche Studien über die darin enthaltenen Instrumente bereits Hin-

weise auf voraussichtliche Wirkungen. Läuft die Reform der Reformen in die richtige Richtung?  

Welche Perspektive bietet sie älteren Arbeitnehmern?

Die Neuregelungen des Gesetzgebers umfassen vier Aspekte, 

die für Ältere relevant sind. So verlängert sich ihr Anspruch 

auf Arbeitslosengeld. Sie können Gutscheine für Eingliede-

rungszuschüsse erhalten. Ein Teil der älteren Arbeitslosen im 

SGB II fällt aus der Arbeitslosenstatistik. Zudem gibt es neue 

Regeln für die frühzeitige Altersrente. Im einzelnen haben 

die Maßnahmen ganz unterschiedliche Auswirkungen auf 

die Arbeitsmarktsituation älterer Menschen.

Jüngste Arbeitsmarktreformen
Schöne Aussichten für ältere Arbeitnehmer?
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Per Gutschein eingliedern

Eingliederungszuschüsse sind zeitlich befristete Lohnkos-

tenzuschüsse an Arbeitgeber und sollen die Wiederein-

gliederung von Menschen mit Vermittlungshemmnissen 

erleichtern. Sie senken die Arbeitskosten der Geförder-

ten, gleichen Produktivitätsnachteile aus und vermitteln  

Berufserfahrung. Die aktuelle Neuregelung führt Gut-

scheine für Eingliederungszuschüsse ein, die Arbeitsver-

mittler älteren Arbeitslosen in der Eingliederungsverein-

barung anbieten können. Dieser Gutschein soll mit einem 

konkreten Arbeitsangebot oder einer Vereinbarung über 

Eigenbemühungen zur Einlösung verbunden werden. Auf 

diese Weise werden Arbeitslose mit Vermittlungshemm-

nissen klar und verbindlich über ihre Förderfähigkeit infor-

miert und können das Wissen in Verhandlungen gegenüber  

potenziellen Arbeitgebern einsetzen.

Der Eingliederungsgutschein ist für Ältere mit einem 

Arbeitslosengeldanspruch von mehr als zwölf Monaten 

eine Ermessensleistung. Für Ältere, die zudem seit zwölf 

Monaten erwerbslos sind, ist der Eingliederungsgutschein 

– anders als die bisherigen Eingliederungszuschüsse 

– eine Pflichtleistung. Die Förderdauer liegt einheitlich 

bei zwölf Monaten. Wie beim Eingliederungszuschuss für  

Ältere sieht der Eingliederungsgutschein einen Mindest-

fördersatz von 30 Prozent und einen Höchstfördersatz von 

50 Prozent des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts 

vor. Im Gegenzug muss das Beschäftigungsverhältnis 

für mindestens ein Jahr begründet werden. Eine Rück- 

zahlungsverpflichtung sowie eine Nachbeschäftigungsfrist 

für Arbeitgeber sehen die neuen Regeln nicht vor. 

Per Zuschuss integrieren

Das IAB und das Zentrum für Europäische Wirtschaftsfor-

schung (ZEW) haben die Wirksamkeit von Eingliederungs-

zuschüssen für Ältere im Rahmen der Hartz-Evaluation 

untersucht. Ob sich die Arbeitsmarktchancen zuvor Ar-

beitsloser verbessert haben, wird durch einen Vergleich der  

Geförderten mit einer Gruppe ähnlicher, aber ungeför-

derter Arbeitsloser untersucht. Hierbei zeigte sich, dass 

der Anteil von Personen in regulärer Beschäftigung bei 

geförderten Älteren drei Jahre nach Förderbeginn etwa 

Länger Arbeitslosengeld zahlen

Durch die rückwirkend zum 1. Januar 2008 verlängerte  

Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes I hat der Gesetzgeber 

einen wesentlichen Bestandteil der Arbeitsmarktreformen 

zurückgenommen. Die Hilfe wird nun wieder länger  

gezahlt und nach Alter und Beitragszeiten gestaffelt. Auf  

diese Weise sollen ältere Arbeitslose während der Job-

suche materiell besser abgesichert sein.

Die gut gemeinte Neuregelung könnte kontraproduk-

tiv wirken. So zeigen wissenschaftliche Studien, dass die 

Ausdehnung des Anspruchs auf Arbeitslosenunterstützung 

den Verbleib in der Arbeitslosigkeit tendenziell verlängert. 

Der Anspruchslohn bleibt bei steigender Bezugsdauer län-

ger hoch und erschwert die Arbeitsaufnahme. Bietet die 

Arbeitslosenunterstützung über einen längeren Zeitraum 

materielle Sicherheit auf einem vergleichsweise hohen  

Niveau, suchen Menschen nicht so intensiv nach einem 

Job, bilden sich weniger weiter und machen weniger  

Zugeständnisse bei der Höhe des Lohns. Außerdem kann 

eine lange Bezugsdauer bei Arbeitgebern und Arbeitneh-

mern Mechanismen auslösen, die einen frühzeitigen Rück-

zug der Älteren vom Arbeitsmarkt begünstigen. So ist der 

betriebliche oder soziale Widerstand gegen eine Kündi-

gung geringer, wenn auf eine lange Absicherung durch Ar-

beitslosenunterstützung verwiesen werden kann. Auf diese 

Weise können Betriebe den Übergang aus Arbeitslosigkeit 

in den Rentenbezug zur relativ schmerzlosen Änderung der  

betrieblichen Altersstruktur nutzen.

Auf den ersten Blick sprechen zwei Argumente für 

eine verlängerte Bezugsdauer. Haben Arbeitslose genü-

gend Zeit für die Suche, finden sie eine Stelle, die erstens 

besser zu ihrem Profil passt und zweitens eine höhere 

Entlohnung bietet. Dies käme auch der Volkswirtschaft 

als Ganzes zu Gute. Allerdings belegen wissenschaftliche 

Studien, wie jüngst beispielsweise von Rafael Lalive über 

den österreichischen Arbeitsmarkt, dass ein verlängerter 

Transferbezug nicht zu Jobs mit besserem Einkommen 

führt. Vielmehr sinken die Integrationschancen mit län-

gerer Dauer der Arbeitslosigkeit, weil Kenntnisse veralten 

und Kontakte verloren gehen.
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Anmerkung: Voraussetzung für den maximalen Bezug waren und sind in der Regel doppelt so lange  
Beschäftigungszeiten vor Arbeitslosigkeit.

Quelle: IAB

bis 44 Jahre

ab 45 Jahre

ab 47 Jahre

ab 50 Jahre

ab 52 Jahre

ab 55 Jahre

ab 57 Jahre

ab 58 Jahre

0 5 10 15 20 25 30 35

Alter

Bezugsdauer in Monaten

Abbildung 1

Maximale Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes nach Lebensalter 
Regelungen von 1987 bis 2008

01/1987 bis 01/2006

02/2006 bis 12/2007

seit 01/2008

Regelungen der Bezugsdauer

30 Prozentpunkte höher war als in der Vergleichsgruppe. 

Geringer ist der Unterschied bei der Arbeitslosenquote von 

Geförderten und Vergleichspersonen. Ein Grund hierfür 

ist, dass die älteren Vergleichspersonen Rückzugsmöglich-

keiten aus dem Arbeitsmarkt nutzen und damit auch nicht 

mehr als arbeitslos registriert sind.

Gutschein oder Zuschuss

Die bisherigen Evaluationsergebnisse zeigen, dass Einglie-

derungszuschüsse grundsätzlich das Potenzial besitzen, 

ältere Arbeitslose erfolgreich in den Arbeitsmarkt zu in-

tegrieren. Eingliederungsgutscheine können einen neuen 

Akzent setzen, wenn sie die Eigenverantwortung för-

derberechtigter Älterer stärken. Allerdings ist die Gefahr 

von Mitnahmeeffekten auf betrieblicher und individueller  

Ebene hoch, so wie bei allen Formen von Lohnkosten-

zuschüssen. Insbesondere die Ausgestaltung als Pflicht- 

leistung und als Gutschein ist problematisch. Lohnkosten-

zuschüsse sind dazu gedacht, Differenzen zwischen der 

individuellen Produktivität und der Entlohnung auszuglei-

chen. Die Senkung der Arbeitskosten soll den Betrieben 

die Neueinstellung von wettbewerbsschwächeren Arbeits-

losen schmackhaft machen. Die Grundvoraussetzung für 

die Gewährung von Lohnkostenzuschüssen ist also die Prü-

fung einer geminderten Leistungsfähigkeit. Hierauf kann 

aber gerade bei Älteren nicht allein durch die Dauer der  

Arbeitslosigkeit geschlossen werden. Die Pflichtleistung 

sieht jedoch diese Einzelfallprüfung in Form einer Ermes-

sensentscheidung der Arbeitsvermittler nicht mehr vor. 

Damit besteht die Gefahr, dass Betriebe Eingliederungs-

zuschüsse auch für solche Ältere einfordern, bei denen 

eigentlich keine geminderte Produktivität vorliegt.

Auf der anderen Seite können auch die Älteren, die 

ohne Förderung einen Arbeitsplatz gefunden hätten, 

das Instrument nutzen, um höhere Löhne auszuhandeln. 

Ein weiteres Problem sind mögliche Substitutions- und 

Verdrängungseffekte. Anspruchsberechtigte könnten im 

Wettbewerb um Arbeitsplätze gegenüber ungeförder-

ten Personen gewinnen. Das wäre nur akzeptabel, wenn  

gewünscht ist, dass die Arbeitsmarktchancen schwerer 

vermittelbarer Älterer zulasten Arbeitsloser mit guten  

Vermittlungsaussichten verbessert werden.

Ältere fallen aus der Statistik

Die allmähliche Anhebung des Renteneintrittsalters auf 

67 Jahre sollte mit einer Arbeitsmarktpolitik einhergehen, 

die die Beschäftigungsfähigkeit Älterer stärkt und die  

Voraussetzungen für die Eingliederung älterer Erwerbslo-

ser in den Arbeitsmarkt verbessert. Ein wichtiger Aspekt 

einer entsprechend alterssensiblen Arbeitsmarkt- und 

Sozialpolitik besteht darin, frühzeitige Übergänge in den 

Rentenbezug zu vermeiden.

Der neue Paragraf 3 Abs. 2a SGB II weist in diese 

Richtung, da erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das  

58. Lebensjahr vollendet haben, unverzüglich in Arbeit 

oder in eine Arbeitsgelegenheit vermittelt werden sollen. 

Dies könnte eine Vorgabe für die Träger der Grundsicherung 

für Arbeitsuchende sein, sich verstärkt um die Integration  

Älterer zu bemühen und diesem Ziel im Konfliktfall Vorrang 
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vor einer auf betriebswirtschaftliche Effizienz ausgerichte-

ten Arbeitsmarktpolitik einzuräumen. In den vergangenen 

Jahren war dies häufig nicht der Fall. Bisher förderten 

arbeitsmarktpolitische Maßnahmen erwerbsfähige Hilfe-

bedürftige, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, eher 

nachrangig.

Negativ zu bewerten ist die Neuerung nach 

§ 53a SGB II. Demnach gelten erwerbsfähige Hilfebedürf-

tige ab 58 Jahren nicht mehr als arbeitslos, wenn sie für 

mindestens zwölf Monate Leistungen der Grundsicherung 

bezogen haben, ohne dass ihnen eine sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigung angeboten wurde. Dies steht  

einer verbesserten Arbeitsmarktintegration Älterer entge-

gen. Träger der Grundsicherung müssten ihre Anstrengun-

gen vielmehr verstärken, um gerade erwerbsfähige Hilfe-

bedürftige dieser Altersgruppe in Erwerbsarbeit zu bringen. 

Unter der neuen Regelung besteht dagegen die Gefahr, 

dass sie stattdessen ihre Aktivierungsstrategien auf leicht 

vermittelbare ältere erwerbsfähige Hilfebedürftige kon-

zentrieren. Bei schwer vermittelbaren Arbeitslosengeld-II-

Empfängern über 57 Jahren entstehen dagegen Anreize, 

sie nicht mit der nötigen Intensität zu fördern, so dass sie 

nach einem Jahr nicht weiter als arbeitslos gelten.

Darüber hinaus verschlechtern die neuen Regeln 

die Position der über 57-jährigen erwerbsfähigen Hilfe-

bedürftigen gegenüber der bisherigen Rechtslage. Die 

Betroffenen gelten nach Ablauf eines Jahres ohne Arbeits- 

angebot automatisch nicht mehr als arbeitslos, selbst 

wenn sie erwerbsbereit sind und sich weiterhin arbeitslos 

melden wollen, z.B. um ihre Chancen auf Förderung zu 

wahren. Dieser pauschale Ausschluss aus der Arbeitslo-

senstatistik widerspricht der Definition von Arbeitslosig-

keit im SGB III, die im Grundsatz auch für den Rechtskreis 

SGB II anzuwenden ist. Danach sind Menschen arbeitslos, 

wenn sie vorübergehend nicht in einem Beschäftigungs-

verhältnis stehen oder weniger als 15 Stunden pro Wo-

che arbeiten, eine versicherungspflichtige Beschäftigung 

suchen, dabei den Vermittlungsbemühungen der Agentur 

für Arbeit zur Verfügung stehen und sich arbeitslos gemel-

det haben. Nach der Neuregelung wären nicht mehr allein 

die Arbeitsuche und die Verfügbarkeit des Hilfebeziehers 
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für dessen Status als Arbeitsloser entscheidend, sondern 

zusätzlich ein Stellenangebot, also ein arbeitsnachfra-

geseitiger Faktor. Aus arbeitsmarktpolitischer Sicht ist 

jedoch keine Regelung notwendig, die dazu führt, dass 

gerade die Arbeitslosigkeit Älterer weniger stark wahr- 

genommen wird als die anderer Personen.

Zwangsverrentungen und Altersarmut

Der Paragraf 12a SGB II legt fest, dass erwerbsfähige  

Hilfebedürftige frühestens mit Vollendung des 63. Lebens-

jahres verpflichtet sind, vorzeitig Altersrente in Anspruch 

zu nehmen. Will man erwerbsfähige Hilfebedürftige 

im Alter von mindestens 58 Jahren verstärkt in den Ar-

beitsmarkt integrieren, sollte man Zwangsverrentungen 

vor dem Eintrittsalter für die abschlagsfreie Altersrente  

generell vermeiden. Durch die Neuregelung entsteht nun 

aber ein Verschiebebahnhof für die gesellschaftlichen  

Kosten der Erwerbslosigkeit im Alter.

Indem man den Schutz vor Zwangsverrentung auf 

die Zeitspanne bis zum 63. Lebensjahr begrenzt, trägt 

man auch dem Ziel einer geringen Altersarmut nur un-

zureichend Rechnung. Zwar wird die maximale Höhe der 

Rentenabschläge für Hilfebezieher vermindert, die noch 

Zugang zu den ab 2012 abgeschafften vorgezogenen  

Altersrenten für Frauen und Arbeitslose haben. Gleiches gilt 

dauerhaft für gesundheitlich Eingeschränkte mit Anspruch 

auf die vorgezogene Altersrente für Schwerbehinderte. 

Für die große Mehrheit der potenziell von Renten-

abschlägen Betroffenen ergeben sich jedoch keine 

Verbesserungen gegenüber einer uneingeschränkten 

Zwangsverrentung. Denn für die meisten Hilfebedürf-

tigen kommt nur Altersrente als vorzeitige Rente in  

Frage, wenn sie langjährig versichert waren. Sie können 

die Rente ohnehin erst ab dem vollendeten 63. Lebens-

jahr beziehen und müssen zunächst Rentenabschläge 

von maximal 7,2 Prozent hinnehmen. Nach Anhe-

bung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre sind es sogar  

14,4 Prozent. Damit dürfte sich das Risiko der Sozialhilfe-

bedürftigkeit im Ruhestand für viele Betroffene deutlich 

erhöhen. Denn die Rentenanwartschaften aus gesetz-

licher, betrieblicher und privater Altersvorsorge dürften 

auch ohne Abschläge nur wenig über dem Niveau der 

Grundsicherung im Alter und bei voller Erwerbsminde-

rung liegen.

Ein weiteres Problem liegt in der Ungleichbehand-

lung von Hilfebeziehern. Arbeitslose mit mindestens  

35 Versicherungsjahren werden künftig auf die Rente 

für langjährig Versicherte verwiesen und müssten ent- 

sprechende Abschläge hinnehmen, während Versicherte 

mit gleich hoher oder sogar höherer Rentenanwartschaft 

aber weniger Versicherungsjahren, vor der Zwangsver- 

rentung mit Abschlägen geschützt sind. 

Eine weitere Ungleichbehandlung resultiert schließ-

lich aus dem unterschiedlichen Referenzalter für eine 

abschlagsfreie Altersrente. Sie liegt für Schwerbehinderte 

je nach Geburtsjahrgang zwischen 63 und 65 Jahren, 

für alle übrigen Versicherten zwischen 65 und 67 Jahren.  

Damit wären Letztere bei einer erzwungenen Verrentung 

im selben Alter mit höheren Rentenabschlägen konfron-

tiert. Statt ein bestimmtes Lebensalter für Zwangsver- 

rentungen vorzugeben, erscheint es daher adäquater, nur 

jene Hilfebezieher auf eine mit Abschlägen belegte  

Altersrente zu verweisen, die sich Bemühungen zur  

Aktivierung und Reintegration in den Arbeitsmarkt ohne 

wichtigen Grund entziehen.
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Fazit

Der demografische Wandel, die schrittweise Anhebung 

des Renteneintrittsalters sowie die weiter wachsende 

Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräften machen 

eine hohe Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer nötig. Sieht man von den Gutschei-

nen für Eingliederungszuschüsse ab, laufen die jüngsten 

Reformen jedoch einer stärkeren Arbeitsmarktintegration 

und -partizipation älterer Menschen entgegen. Dies gilt 

vor allem für die Regeln zur verlängerten Transferbezugs-

dauer, zum Ausschluss einer Teilgruppe der Älteren aus der 

Arbeitslosenstatistik sowie zur frühzeitigen Altersrente.
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Publikationen

Das IAB hat über seine Forschungstätigkeit hinaus 

den Auftrag, die Akteure am Arbeitsmarkt zu be-

raten und die Öffentlichkeit umfassend über seine 

Forschungsergebnisse zu informieren. Um diesem 

Auftrag gerecht zu werden, wurde im Institut ein 

Medienkonzept entwickelt, das die zeitnahe und 

zielgruppengerechte Publikation aller Ergebnisse 

gewährleistet. Dabei wird auf Praxisnähe und Be-

ratungsleistung ebenso geachtet wie auf wissen-

schaftliche Exzellenz.

Auf diesen Seiten finden Sie eine kleine Aus-

wahl der Publikationsschwerpunkte im ersten Halb-

jahr 2008.

IAB-Publikationen
Auch wenn das Institut die meisten seiner Ergeb-

nisse immer noch in Printform publiziert, ist das 

Internet inzwischen zu einem der wichtigsten 

Kommunikationskanäle geworden – sowohl 

für reine Onlinemedien als auch für Printme-

dien, die als Volltextdateien online angeboten 

werden. Im ersten Halbjahr 2008 gab es ins-

gesamt über eine Million Downloads bei al-

len IAB-Publikationen. Dabei liegt die Reihe 

„IAB-Kurzbericht“ traditionell vorne, diesmal 

mit fast 165.000 Downloads. Hinzu kommen 

rund 57.000 Downloads von Grafiken aus den 

IAB-Kurzberichten. Aber auch die beiden On-

linereihen „IAB-Forschungsbericht“ und „IAB-

DiscussionPaper“ fanden mit insgesamt 90.000 

Downloads viele interessierte Leserinnen und Leser.

Bei den IAB-Kurzberichten lagen die aktuellen 

Ausgaben im Downloadranking vorne – aber auch 

ältere Ausgaben wurden noch stark nachgefragt. 

Das zeigt, dass bestimmte Themen immer auf Inter-

esse stoßen und selbst nach mehreren Jahren noch 

abgerufen werden.

Einer dieser Dauerbrenner ist der IAB-Kurzbe-

richt Nr. 6/2003 von Helmut Rudolph: Mini- und 

Midi-Jobs – Geringfügige Beschäftigung im neuen 

Outfit. Aber auch folgende Themen der vergangenen 

Jahre schafften es in die Top Ten der Downloads von 

2008: Frauen in Führungspositionen (Nr. 2/2006), 

die „Aufstocker“ – erwerbstätige Leistungsbezieher 

im SGB II (Nr. 22/2007), die regionale Arbeitsmarkt-

situation von Älteren (Nr. 25/2007) und der Arbeits-

kräftebedarf bis 2025 (Nr. 26/2007).

Mit der ersten Ausgabe des Jahrgangs 2008 

wurde nun auch das Layout der IAB-Kurzberichte 

an das neue Corporate Design des IAB angepasst. 

Am inhaltlichen Profil der Reihe hat sich allerdings 

nichts geändert. Denn die aktuellen, kurz gefassten 

und grafisch aufbereiteten Informationen werden 

nach wie vor gut 

angenommen. Sie 

erreichen ein brei-

tes Publikum nicht 

nur via Internet, 

sondern auch durch 

eine starke Presse-

resonanz. 

Die bisherigen 

Ausgaben des Jahr- 

gangs 2008 spie-

geln, wie gewohnt, das breite Forschungs- und  

Themenspektrum des IAB wider:

 Ausländer in Deutschland: Vergleichswei-

se schlecht qualifiziert, von Herbert Brücker und  

Sebastian Ringer.

 Wirkungen von Ein-Euro-Jobs: Für ein paar Euro 

mehr, von Joachim Wolff und Katrin Hohmeyer.

 Arbeitsmarkt 2008: Der Aufschwung lässt 

nach, von Hans-Uwe Bach, Hermann Gartner,  

Sabine Klinger, Thomas Rothe und Eugen Spitznagel.

 Aktivierende Arbeitsmarktpolitik: Wie wirken Pro-

gramme für erwerbsfähige Hilfeempfänger in anderen 

Ländern? von Sabine Fromm und Cornelia Sproß.

 Arbeitslosengeld-II-Empfänger: Nur Wenige 

profitieren von der privaten Arbeitsvermittlung, von 

Sarah Bernhard und Joachim Wolff.

 Ost-West-Vergleich: Pendeln – ein zuneh-

mender Trend, vor allem bei Hochqualifizierten, von 

Anette Haas und Silke Hamann.

 Betriebliche Personalsuche: Stellenangebot 

geht zurück, bleibt aber auf hohem Niveau, von 

Anja Kettner und Eugen Spitznagel. 

 Niedriglohnbeschäftigung: Sackgasse oder 

Chance zum Aufstieg? von Thorsten Schank, Claus 

Schnabel, Jens Stephani und Stefan Bender.

In der Buchreihe des Instituts, die bereits seit 

letztem Jahr ein neues Gesicht hat und jetzt 

„IAB-Bibliothek“ heißt, sind zuletzt folgende 

Bände erschienen:

 Band Nr. 310: Estimation of Vacancies by 

NACE and ISCO at disaggregated regional le-

vel, von Anja Kettner, Jörg Drechsler, Martina 

Rebien, Katrin Schmidt, Marina Semerdjieva, 

Michael Stops und Kurt Vogler-Ludwig.

 Band Nr. 311: Auswirkungen der EU-Er-

weiterung auf Wachstum und Beschäftigung in 

Deutschland und ausgewählten EU-Mitgliedstaa-

ten, ein Gutachten von Gerhard Untiedt, Björn  

Alecke, Timo Baas, Gudrun Biffl, Herbert Brücker, 

Oliver Fritz, Ben Gardiner, Elmar Hönekopp, Peter 

Huber, Andrew Lamour und Timo Mitze.

 Band Nr. 312: Mehr Vermittlungen durch mehr 

Vermittler? Ergebnisse des Modellversuchs „Förde-

rung der Arbeitsaufnahme“ (FAIR), herausgegeben 

von Thomas Kruppe.

Der IAB-Jahresbericht 2007, ebenfalls im neu-

en Design, steht ganz im Zeichen des 40-jährigen 

Bestehens des Instituts. Darüber hinaus wird über 

zwei weitere Ereignisse berichtet, die das Jahr 2007 

maßgeblich prägten: die Evaluation durch den Wis-

senschaftsrat und der Wechsel an der Institutsspitze. 

Nachdem Jutta Allmendinger im April 2007 als Prä-

sidentin an das Wissenschaftszentrum Berlin wech-
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IAB Kurzbericht
Aktuelle Analysen und Kommentare aus dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

Nach dem In kraft treten des zweiten Sozial-
gesetzbuches (SGB II) im Januar 2005 gab 
es bereits im ersten Jahr mehr als 600.000 
Ein tritte in Ein-Euro-Jobs und jeweils mehr 
als 750.000 in den Jahren 2006 und 2007. 
Kein Instrument der aktiven Ar beitsmarkt-
politik im SGB II kommt damit häu figer 
zum Einsatz als die „Ar beits ge le gen heiten 
in der Mehraufwands va ri an te“ (auch Zu-
satzjobs oder Ein-Euro-Jobs genannt). Die 
vorliegende Studie zu den Eingliede rungs-
wirkungen von Zusatzjobs zeigt, dass sie 
nur einigen Gruppen von Teil neh mern 
helfen, ihre Beschäftigungsaus sichten zu 
verbessern. Hierzu gehören ins  besondere 
westdeutsche Frauen und Per sonen, die 
lange nicht beschäftigt waren.

Mit dem Instrument der Ein-Euro-Jobs wer-
den verschiedene Zielsetzungen verfolgt: 
Einerseits sollen die Teilnehmer (wieder) an 
den allgemeinen Arbeitsmarkt herangeführt 
werden. Das heißt, die Teilnahme soll die 
Beschäftigungsfähigkeit der Geförderten 
erhöhen und dadurch mittelfristig ihre Inte-
grationschancen verbessern (Bundesagentur 
für Arbeit 2007). Damit sollen Zusatzjobs die 
soziale Stabilisierung der Teilnehmer fördern 
und Kenntnisse über Eignung und Interes-
sen vermitteln. Andererseits können sie dazu 
genutzt werden, die Arbeitsbereitschaft der 
Teilnehmer zu überprüfen und diese eine Ge-
genleistung für den Erhalt von Arbeitslosen-
geld II (ALG II) erbringen zu lassen. 

Es stellt sich nun die Frage, ob diese Ziele 
bei der Zu satzjobförderung auch tatsäch-
lich erreicht werden. Inwieweit verbessern 
Ein-Euro-Jobs die Beschäftigungschancen 
von Teil nehmern und tragen zur Beendigung 
des Arbeitslosengeld-II-Bezuges bei? Hierzu 
liegen erste empirische Ergebnisse aus einer 
IAB-Studie vor.

Theoretische Überlegungen

Mit aktiven arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men verfolgt man das Ziel, das Zusammen-
spiel von offenen Stellen und Arbeitsuchen-
den zu verbessern, indem die Qualifikation 

In aller Kürze

Abbildung 1

Junge überproportional gefördert
Anteile 2005 nach Altersgruppen, in Prozent

Datenquelle: Data-Warehouse der Statistik 
der Bundes agentur für Arbeit und eigene Berech-
nungen; ohne optierende Kommunen © IAB
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 Ein-Euro-Jobs haben sich seit ihrer 
Einführung im Jahr 2005 zur quanti-
tativ bedeutendsten Maßnahme der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik im SGB II 
entwickelt. 2007 wurden mehr als 
750.000 neue Förderungen begonnen.

 Ziel von Ein-Euro-Jobs ist es, die 
Beschäftigungsfähigkeit der Teilneh-
mer zu erhöhen. Sie können aber 
auch zur Überprüfung der Arbeits-
bereitschaft eingesetzt werden.

 Die vorliegende Wirkungsanalyse 
weist darauf hin, dass Teilnehmer in 
der Zeit, in der viele Teilnahmen noch 
nicht abgeschlossen sind, geringere 
Beschäftigungschancen haben. Die-
se negativen Effekte sind jedoch im 
Vergleich zu verwandten Maßnah-
men wie den ABM recht niedrig.

 Etwa 18 bis 20 Monate nach Maß-
nahmestart wirkt sich die Teil nah me 
bei eini gen Gruppen positiv auf ihre 
Ein gliederungswahrscheinlichkeit 
aus. Dazu gehören insbesondere 
west  deutsche Frauen, Teilnehmer im 
Alter von über 24 Jahren und Per so-
nen, die lange keine reguläre Be   schäf-
tigung ausgeübt haben. Bei un ter 
25-Jäh rigen hingegen hat die Teil-
nah me keinen Eingliederungseffekt.

 Für Teilnehmer aus Regionen mit 
unterschiedlichen Arbeitslosenquo-
ten zeigen sich ähnliche Eingliede-
rungswirkungen.

 Die Teilnahme trägt innerhalb der 
Beobachtungszeit von zwei Jahren 
nach Maßnahmebeginn nicht zur Be-
endigung der Hilfebedürftigkeit bei.
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Wirkungen von Ein-Euro-Jobs

Für ein paar Euro mehr
von Joachim Wolff und Katrin Hohmeyer
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Geringverdiener und Niedriglöhne sind in 
den letzten Jahren ins Zentrum des öffent-
lichen Interesses gerückt und Gegenstand 
politischer Kontroversen geworden. Mit 
Verweis auf die wachsende Zahl von Ge-
ringverdienern wird von manchen Seiten 
die Einführung eines gesetzlichen Min-
destlohnes gefordert. Dieser soll dazu 
beitragen, dass Geringverdiener mit ih-
rem Lohn den Lebensunterhalt bestreiten 
können.
Andererseits wird von vielen Ökonomen 
eine Aus weitung des Niedriglohnsektors 
als Mittel zur Bekämpfung der hohen Ar-
beitslosigkeit unter Geringqualifizierten 
vorgeschlagen. Dabei können z.B. staat-
liche Lohnkosten zuschüsse oder Kombi-
lohnmodelle unterstützend wirken.

Hinter diesen Vorschlägen stehen völlig un-
terschiedliche Annahmen über die Dauer 
eines Niedriglohnbezugs: Während im ersten 
Fall implizit davon ausgegangen wird, dass 
Geringverdiener dauerhaft von niedrigen 
Löhnen betroffen sind, steht hinter dem 
zweiten Ansatz zumindest teilweise die Hoff-
nung, dass eine Niedriglohnbeschäftigung 
auch als Sprungbrett in besser bezahlte Tätig-
keiten dienen kann.

In aller Kürze

Bisherige Untersuchungen deuten darauf 
hin, dass die Aufstiegsmöglichkeiten in hö-
her bezahlte Beschäftigung je nach Beschäf-
tigtengruppe unterschiedlich ausfallen und 
beispielsweise Frauen und älteren Arbeitneh-
mern der Aufstieg seltener gelingt. Aber auch 
Betriebs- und Branchenfaktoren spielen eine 
Rolle (siehe z.B. Eichhorst et al. 2005, Uhlen-
dorff 2006, Kalina 2008).

Männer

Frauen

Abbildung 1

Frauen gehören öfter zu den Gering-
verdienern als Männer
Sozialversicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigte 
im Jahr 2005, Anteile in Prozent

Vollzeit beschäf tigte 
insgesamt

Geringverdiener

35

60
65

40

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage des Beschäftigtenpanels © IAB

 Die steigende Zahl der Geringver-
diener stellt den Einzelnen wie die 
Gesellschaft vor neue Probleme und 
Herausforderungen. Kann Niedrig-
lohnbeschäftigung als Sprungbrett 
in eine besser bezahlte Tätigkeit die-
nen oder führt sie in die Sackgasse?

 In einer Verbleibsanalyse wird hier 
untersucht, was aus den vollzeitbe-
schäftigten Geringver dienern der 
Jahre 1998/99 wurde. Das sind Per-
sonen, die damals weni ger als 2/3 
des Medianlohns ver dien ten. Wem 
und wie gelang der Aufstieg?

 Nur gut jeder achte Geringver-
diener von 1998/99 er reichte sechs 
Jahre später einen Lohn oberhalb der 
Geringverdienerschwelle. Etwa jeder 
Dritte war im Jahr 2005 immer noch 
als Vollzeitbeschäftigter im Niedrig-
lohnbereich tätig. 

 Während jüngere und besser aus-
gebildete Geringverdiener deutlich 
öfter aufgestiegen sind, schafften 
Frauen, Ältere und Unqualifizierte 
dies seltener.

 Je größer ein Betrieb ist, desto 
wahrscheinlicher ist es, dass einem 
Geringverdiener innerbetrieblich oder
durch Wechsel in diesen Betrieb der 
Aufstieg aus dem Niedriglohnbe-
reich gelingt. Betriebswechsel er-
weisen sich aber auch generell als 
Möglichkeit für einen Aufstieg.
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Niedriglohnbeschäftigung

Sackgasse oder Chance 
zum Aufstieg?
von Thorsten Schank, Claus Schnabel, Jens Stephani und Stefan Bender
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Publikationen

selte, übernahm 

Vize-Direktor Ulrich 

Walwei die kom-

missarische Leitung. 

Der Regensburger 

Universitätsprofes-

sor Joachim Möller 

ist seit Oktober 

neuer Direktor des 

Instituts. Und selbst-

verständlich erfährt man in dem Bericht all das, was 

ein großes Forschungsinstitut im Laufe eines Jahres 

bewegt, was es geleistet hat und wie es aufgestellt 

ist. Ebenso kann man nachlesen, wer dazu gehört 

und welche Leistungen die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter persönlich erbracht haben: ihre Publika-

tionen, ihre Vorträge und ihre besonderen Auszeich-

nungen.

Aufsätze in SSCI-Journals
Die wissenschaftliche Reputation des IAB wird 

insbesondere an den Veröffentlichungen seiner 

Forscherinnen und Forscher in referierten Journals 

gemessen – dabei spielen die Beiträge in SSCI-Jour-

nals eine herausragende Rolle. Im ersten Halbjahr 

2008 sind folgende referierte Aufsätze erschienen:

 Bertoli, Simone; Gallo, Giampiero M.; Ricchiuti, 

Giorgio (2008): Exchange market pressure. Some 

caveats in empirical applications. In: Applied Eco-

nomics, online first.

 Brussig, Martin; Bellmann, Lutz (2008):  

Betriebliche Einflussfaktoren auf Rekrutierungen 

Älterer und deren Bewerbungen. In: Zeitschrift für 

Personalforschung, Jg. 22, H. 1, S. 35-57.

 Grün, Carola; Klasen, Stephan (2008): Growth, 

inequality, and welfare. Comparisons across space 

and time. In: Oxford Economic Papers, Vol. 60,  

No. 2, S. 212-236.

 Lehmer, Florian; Möller, Joachim (2008): 

Group-specific effects of inter-regional mobility 

on earnings. A microdata analysis for Germany.  

In: Regional Studies. Journal of the Regi-

onal Studies Association, Vol. 42, No. 5,  

S. 657-674.

 Möller, Joachim (2008): Regional varia-

tions in the price of building land. A spatial 

econometrics approach for West Germany. In: 

The Annals of Regional Science, online first.

 Zabel, Cordula (2008): Eligibility for  

maternity leave and first birth timing in Great 

Britain. In: Population Research and Policy 

Review, online first.

Referierte Aufsätze in sonstigen 
Fachzeitschriften
 Bellmann, Lutz; Leber, Ute (2008): Weiterbil-

dung für Ältere in KMU. In: Sozialer Fortschritt,  

Jg. 57, H. 2, S. 43-48.

 Bender, Stefan; Koch, Susanne; Meßmann,  

Susanne; Walwei, Ulrich (2008): Was muten sich Ar-

beitslose zu? Lohnkonzessionen von ALG-II-Empfän-

gern. In: Sozialer Fortschritt, Jg. 57, H. 3, S. 75-85.

 Brussig, Martin; Bernhard, Sarah; Jaenichen, 

Ursula (2008): Die Reform der Eingliederungszu-

schüsse durch Hartz III und ihre Auswirkungen für 

die Förderung von Arbeitslosen. In: Sozialer Fort-

schritt, Jg. 57, H. 3, S. 66-75.

 Büttner, Thomas (2008): Ankündigungseffekt 

oder Maßnahmewirkung? Eine Evaluation von 

Trainingsmaßnahmen zur Überprüfung der Verfüg-

barkeit. In: Zeitschrift für ArbeitsmarktForschung,  

Jg. 41, H. 1, S. 25-40.

 Dietrich, Hans; Gerner, Hans-Dieter (2008): 

Betriebliches Ausbildungsverhalten und Geschäfts-

erwartungen. In: Sozialer Fortschritt, Jg. 57, H. 4,  

S. 87-93.

 Dornette, Johanna; Rauch, Angela; Schubert, 

Michael; Behrens, Johann; Höhne, Anke; Zimmer-

mann, Markus (2008): Auswirkungen der Einfüh-

rung des Sozialgesetzbuches II auf erwerbsfähige 

hilfebedürftige Personen mit gesundheitlichen  

Beeinträchtigungen. In: Zeitschrift für Sozialreform,  

Jg. 54, H. 1, S. 79-96.

 Feil, Michael; Tillmann, Lisa; Walwei, Ulrich 

(2008): Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 

nach der Wiedervereinigung. In: Zeitschrift für Sozi-

alreform, Jg. 54, H. 2, S. 161-185.

 Gerlach, Knut; Stephan, Gesine (2008): A note 

on job tenure and collective contracts. In: Labour, 

Vol. 22, No. 1, S. 167-183.

 Niebuhr, Annekatrin (2008): The impact of EU 

enlargement on European border regions. In: Inter-

national Journal of Public Policy, Vol. 3, No. 3/4,  

S. 163-186.

 Popp, Sandra; Schels, Brigitte (2008): Do you 

feel excluded? The subjective experience of young 

state benefit recipients in Germany. In: Journal of 

Youth Studies, Vol. 11, No. 2, S. 165-191.

 Promberger, Markus; Wenzel, Ulrich; Pfeiffer, 

Sabine; Hacket, Anne; Hirseland, Andreas (2008): 

Beschäftigungsfähigkeit, Arbeitsvermögen und Ar-

beitslosigkeit. In: WSI-Mitteilungen, Jg. 61, H. 2,  

S. 70-76.

 Shilov, Andrey; Möller, Joachim (2008): Krivaja 

Zarabotnih Plat. Teorija i Empirika. In: Quantile. In-

ternational Econometric Journal in Russian Langua-

ge, No. 4, S. 93-100.

 Stephan, Gesine; Rässler, Susanne; Schewe, 

Torben (2008): Instrumente aktiver Arbeitsmarktpo-

litik und die Arbeitsmarktchancen der Geförderten. 

In: Sozialer Fortschritt, Jg. 57, H. 3, S. 59-66.

 Wenzel, Ulrich (2008): Fördern und Fordern 

aus Sicht der Betroffenen. Verstehen und Aneig-

nung sozial- und arbeitsmarktpolitischer Maßnah-

men des SGB II. In: Zeitschrift für Sozialreform,  

Jg. 54, H. 1, S. 57-78.
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bare Empfänger von Arbeitslosengeld II nicht mit der 

Intensität zu fördern, die für eine Eingliederung in den 

ersten Arbeitsmarkt nötig wäre, trug das Nürnberger 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 

am Montag im Sozialausschuss des Bundestags in 

Berlin vor.“

Süddeutsche Zeitung vom 22.1.2008

[Frankfurter Rundschau]

„Deutschland ist für gut ausgebildete Migranten un-

attraktiv. Sie müssen zu hohe bürokratische Hürden 

überwinden, um hier arbeiten zu können. Anders 

in den USA, Kanada und Australien: Dort sind Ein-

wanderer sehr viel höher qualifiziert. In Deutschland 

verfügen Migranten zumeist sogar über niedrigere  

Bildungsabschlüsse als ihre Landsleute daheim. Zu 

diesen Ergebnissen kommt eine Studie des Instituts 

für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bun-

desagentur für Arbeit. Die Wissenschaftler Herbert 

Brücker und Sebastian Ringer machen für diese fa-

tale Entwicklung die deutsche Zuwanderungspolitik 

verantwortlich. […] Die Forscher […] plädieren für 

ein ‚Punktesystem‘, das neben Bildungsabschlüssen 

auch Berufserfahrung und Lebensalter berücksich-

tigen solle.“

Frankfurter Rundschau vom 23.1.2008 

[dpa]

„Der Chef des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung (IAB), Joachim Möller, hält die Debatte über 

Mindestlöhne in Deutschland für stark ideologiebe-

lastet. Möller 

ist überzeugt 

davon, dass 

ein allge-

meiner ge-

setzlicher Mindestlohn kommen wird. ‚Die Welt geht 

keineswegs unter, wenn wir Mindestlöhne mit Augen-

maß einführen‘, sagte der IAB-Chef den ‚Nürnberger 

Nachrichten‘.“

dpa vom 17.1.2008

Monatlich nehmen im Durchschnitt rund 200 

Agenturmeldungen und Presseartikel Bezug 

auf das IAB. Eine kleine Auswahl an Zitaten 

aus dem Medienecho:

[Handelsblatt]

„Die Zahl der älteren Erwerbspersonen könnte nach 

Berechnungen des Nürnberger Instituts für Arbeits-

markt- und Berufsforschung (IAB) aufgrund des 

demografischen Wandels und der schrittweisen Ein-

führung der Rente mit 67 bis zum Jahr 2030 um 1,2 

bis über drei Millionen steigen. An eine automatische 

Lösung dieses Beschäftigungsproblems durch einen 

Fachkräfte- oder gar allgemeinen Arbeitskräftemangel 

glauben die Forscher nicht. Nach ihrer Auffassung 

tun die Betriebe zu wenig, um 

die Beschäftigungsfähigkeit 

Älterer zu erhalten.“

Handelsblatt vom 2.1.2008

[Süddeutsche Zeitung]

„Der Plan, dass ältere Arbeitslose unter bestimmten 

Voraussetzungen künftig automatisch aus der Ar-

beitslosenstatistik fallen sollen, stößt bei Experten auf 

Kritik. Es entstünden Anreize, ältere, schwer vermittel-

[Frankfurter Allgemeine Zeitung]

„Ein-Euro-Jobs eröffnen nicht allen Teilnehmern bes-

sere Chancen auf eine reguläre Arbeit. Zu diesem 

Schluss kommt eine Studie des Nürnberger Instituts 

für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). Am 

ehesten profitieren demnach westdeutsche Frauen. 

Sie haben nach IAB-Angaben 20 Monate nach Beginn 

des Ein-Euro-Jobs eine um 3 Prozentpunkte höhere 

Wahrscheinlichkeit, eine sozialversicherungspflichtige 

Tätigkeit auszuüben, als Nicht-Teilnehmerinnen. Auch 

Arbeitslose über 50 Jahre profitierten von dem Instru-

ment. Anders sieht das Bild bei jungen Arbeitslosen 

unter 25 Jahre aus, die ein Viertel aller Ein-Euro-Job-

ber ausmachten. In dieser Gruppe seien keine Erfolge 

zu verbuchen.

Das Institut warnt davor, deshalb den Sinn der Ein-

Euro-Jobs anzuzweifeln. Sie dienten nicht nur dazu, 

die Beschäftigungswahrscheinlichkeit zu erhöhen, 

sondern auch als Test für die Arbeitsbereitschaft.“

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 12.2.2008 

[Financial Times Deutschland]

„Die Zahl der Überstunden in Deutschland wird nach 

Ansicht von Forschern sinken. ‚Langfristig rechnen wir 

mit einer sinkenden Tendenz bei den Überstunden, die 

überlagert wird von konjunkturellen Einflüssen‘, sagte 

Arbeitszeit- und Konjunkturexperte Eugen Spitznagel 

vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

(IAB). Das liege an den zunehmend flexiblen Arbeits-

zeiten: ‚Rund 40 Prozent aller Beschäftigten haben 

heute Arbeitszeitkonten. Das war früher nicht so.‘ Für 

2008 rechnet das Institut mit rund 1,5 Milliarden be-

zahlter Überstunden.“

Financial Times Deutschland vom 4.3.2008 

[Stuttgarter Nachrichten]

„‚Firmen mit mehr als 1000 Mitarbeitern zahlen im 

Schnitt deutlich mehr als kleine Arbeitgeber‘, weiß 

Uwe Blien vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung in Nürnberg. Daimler, Porsche und Bosch ha-

ben Zehntausende von Beschäftigten in Stuttgart und 

„Die Welt geht keineswegs 
unter, wenn wir Mindestlöhne 

mit Augenmaß einführen“

Presse
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ren, was man in Schule und Studium ändern muss, um 

Mädchen für Technik zu begeistern. Doch man muss 

auch darüber sprechen, was sich am Arbeitsplatz 

ändern muss, um die Frauen zu halten.‘“

Süddeutsche Zeitung vom 19.4.2008

[Der Tagesspiegel]

„Der Großteil der über 50jährigen Hartz-IV-Empfänger 

[kann] noch mit einer Rente über Grundsicherungsni-

veau rechnen. […] Schlecht abgesichert 

sind allerdings ältere Hilfebezieherinnen 

in Westdeutschland. Sie haben zum Bei-

spiel wegen längerer Familienphasen nur 

kurz eingezahlt und meist nur geringe 

Beiträge entrichten können, weil sie Teilzeit oder im 

Niedriglohnbereich gearbeitet haben. Laut einer IAB-

Studie haben sie keine Chance, eine Rente in Höhe der 

Grundsicherung zu erhalten, rechnerisch müssten sie 

dafür 56,8 Jahre lang Beiträge einzahlen.“

Der Tagesspiegel vom 22.4.2008

[DIE ZEIT]

„Ausländerfeindliche Vorfälle machen in einer globali-

sierten Welt schnell die Runde. ‚Die Hochqualifizierten 

sind gut informiert und überlegen sich genau, wo sie 

hingehen‘, sagt Elmar Hönekopp, Leiter der Arbeits-

gruppe Migration und Integration beim IAB.“

DIE ZEIT vom 30.4.2008

[Financial Times Deutschland]

„Wenn es in Deutschland ein Armutsrisiko gibt, dann 

trifft das die, für die das kein Risiko mehr ist. Bei denen, 

die keine Ausbildung haben, lag die Arbeitslosenquote 

2005 mit 22 Prozent um die Hälfte höher als vor 25 Jah-

ren. […] Bei Arbeitern und Unqualifizierten ist die Ge-

fahr Studien zufolge eher noch gewachsen, aus Armut 

nicht mehr herauszukommen. Nach Untersuchungen 

des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung hat 

nur jeder achte Geringverdiener einige Jahre später den 

Aufstieg in die bessere Welt geschafft.“

Financial Times Deutschland vom 9.5.2008

in Sindelfingen, was auch die hohen Durchschnittslöh-

ne im Kreis Böblingen erklären dürfte. ‚Generell verdie-

nen Großstädter durchschnittlich acht bis zehn Prozent 

mehr als die Bewohner der angrenzenden Landkreise‘, 

erklärt Blien. Dafür müssten sie oft mehr für Mieten 

und sonstige Lebenshaltung ausgeben. Wenig Trost 

gibt es von Blien dagegen für die Beschäftigten im 

Osten: ‚Die Löhne fallen dort um rund 30 Prozent ge-

ringer aus als im Westen, was maßgeblich auf der dort 

generell niedrigeren Produktivität beruht.‘“

Stuttgarter Nachrichten vom 19.3.2008

[Der Tagesspiegel]

„Die Beauftragung von Privatvermittlern erhöht die 

Arbeitsmarktchancen von Hartz-IV-Beziehern offenbar 

kaum. Die Beschäftigungschancen von Empfängern 

des Arbeitslosengeldes II, die Anfang 2005 einem pri-

vaten Vermittlungsdienstleister zugewiesen wurden, 

stiegen je nach Teilgruppe gar nicht oder nur gering, 

heißt es in einer Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- 

und Berufsforschung. Sie sind, verglichen mit Hartz-

IV-Empfängern, die bei der öffentlichen Arbeitsver-

mittlung geblieben sind, im Durchschnitt genauso 

häufig oder sogar häufiger arbeitslos gemeldet.“

Der Tagesspiegel vom 27.3.2008

[SPIEGEL ONLINE]

„Es geht vom Land in die Stadt, vom Osten in den 

Westen, oder montags von Berlin nach Hamburg und 

freitags wieder zurück. Vor allem Hochqualifizierte 

nehmen inzwischen weite Strecken zur Arbeit auf 

sich, heißt es in einer Studie des Instituts für Arbeits-

markt- und Berufsforschung (IAB). Insgesamt stieg der 

Anteil der Pendler an den sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten demnach zwischen 1995 und 2005 von 

31 auf 40 Prozent.“

SPIEGEL ONLINE vom 16.4.2008

[Süddeutsche Zeitung]

„Franziska Schreyer (IAB) sieht die Arbeitgeberseite in 

der Pflicht. ‚Es ist ja sinnvoll, dass wir darüber diskutie-

[Süddeutsche Zeitung]

„Fachleute kritisieren die unzureichende Qualifikation 

vieler Bewerber. ‚Die Tatsache, dass 20 Prozent eines 

jeden Jahrgangs die Schule mit Lese- und Mathe-

matikkompetenzen auf Grundschulniveau verlassen, 

zeigt, wie groß die Misere im Bildungssystem ist‘, 

sagte der Direktor des Instituts für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung (IAB) in Nürnberg, Joachim Möller, 

der SZ. ‚Wenn junge Leute keine Lehrstelle bekommen 

und damit 

den Einstieg 

ins Beschäfti-

gungssystem 

schon am 

Anfang verpassen, ist die Gefahr, auch später im-

mer wieder arbeitslos zu werden, um ein Vielfaches 

erhöht‘, so Möller.“

Süddeutsche Zeitung vom 14.5.2008

[DIE WELT]

„Die Zahl der offenen Stellen in Deutschland ist im 

ersten Quartal 2008 auf 1,14 Millionen gesunken. Das 

waren 80 000 weniger als im Schlussquartal 2007 und 

250 000 weniger als vor einem Jahr, berichtete das 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). 

Der Arbeitskräftebedarf sei zwar nach wie vor robust, 

die Betriebe würden auf mittlere Sicht aber vorsichtiger 

disponieren, erklärten die Nürnberger Forscher.“

DIE WELT vom 27.5.2008

[dpa]

„Firmen setzen bei der Suche nach neuen Mitarbeitern 

wieder verstärkt auf Stelleninserate in Zeitungen. Auch 

über das Internet bemühten sich Unternehmen immer 

öfter um neue Kräfte, geht aus einer am Mittwoch ver-

öffentlichten Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung (IAB) hervor. Inzwischen werde jede 

vierte Stelle per Zeitungsinserat besetzt. In Zeiten der 

Stagnation sei es nur jede fünfte gewesen.“

dpa vom 28.5.2008
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Das IAB hat seit dem 1. Juli 2008 einen neuen Verlagspartner. Der in Bielefeld 

ansässige W. Bertelsmann Verlag (wbv) ist Mediendienstleister und Fachver-

lag, spezialisiert auf die Themenfelder Arbeitsmarkt, Beruf und Bildung. Er 

vertreibt und vermarktet seither die Publikationen des Instituts für Arbeits-

markt- und Berufsforschung und verlegt die Buchreihe „IAB-Bibliothek“. 

Der Verlagswechsel kommt den Abonnentinnen und Abonnenten der 

Reihe zugute. Denn sie profitieren künftig vom breiten Informationsange-

bot des Verlags, etwa zu thematisch einschlägigen Neuerscheinungen im 

Buch- und Zeitschriftenbereich. Außerdem erhalten die Bezieherinnen und 

Bezieher eines Abonnements auf alle Ausgaben der IAB-Bibliothek Rabatte 

von bis zu 20 Prozent. 

Ein weiterer Vorteil für unsere Kundinnen und Kunden: Der Verlag bie-

tet sämtliche IAB-Medien in einem eigenen Webshop (www.iabshop.de) 

an, so dass kostenpflichtige Publikationen noch schneller, einfacher und 

günstiger als bislang bestellt werden können. 

Neben dem Webshop können selbstverständlich die traditionellen 

Bestellwege via Telefon 0180-100-2707, Fax 0180-100-2708 und E-Mail: 

IAB-Bestellservice@wbv.de genutzt werden.

Neuerscheinungen der IAB-Buchreihe beim W. Bertelsmann Verlag:

IAB-Bibliothek 312

Mehr Vermittlungen durch mehr Vermittler? Ergebnisse des Modellversuchs 

„Förderung der Arbeitsaufnahme“ (FAIR). Thomas Kruppe (Hg.), Bielefeld 

2008, 261 S., 29,90 Euro, ISBN: 978-3-7639-3900-8, ISSN: 1865-4096. 

IAB-Bibliothek 313

Erfolgschancen neu gegründeter Betriebe. Markus Heckmann, Bielefeld 

2008, 29,90 Euro, ISBN: 978-3-7639-4000-4, ISSN: 1865-4096 (erscheint 

am 28. Oktober 2008).

IAB-Bibliothek 314

Handbuch Arbeitsmarkt 2009. Analysen, Daten, Fakten. Ulrich Walwei, 

Joachim Möller (Hg.), Bielefeld 2009, Format 21x27cm, vierfarbig, mit zahl-

reichen Grafiken und Tabellen, 49,90 Euro, ISBN-Nr. 978-3-7639-4001-1, 

ISSN 1865-4096 (erscheint Anfang Dezember 2008).
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